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Änderung der Richtlinie der Behörde für 
Gesundheit und Verbraucherschutz über 
die Förderung von Betreuungsvereinen

Die Richtlinie der Behörde für Gesundheit und Ver­
braucherschutz über die Förderung von Betreuungsverei­
nen vom 7. Dezember 2015 (Amtl. Anz. S. 2161), zuletzt 
geändert am 3. Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 826), wird wie folgt 
geändert:

1.	 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Richtlinie der Behörde für Justiz und Verbraucher­
schutz über die Förderung von Betreuungsvereinen“.

2.	 § 8 erhält folgende Fassung:
„§ 8

Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2021 in Kraft und ist 
zunächst bis zum 31. Dezember 2021 befristet.“

Hamburg, den 12. Oktober 2020
Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz

Amtl. Anz. S. 2129
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Richtlinie der Behörde für Arbeit, 
Gesundheit, Soziales, Familie 

und Integration (Sozialbehörde) 
zum weiteren Ausbau der Kindertages- 

betreuung 2020-2021 in Hamburg
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3.2.2 	 Tagespflegepersonen in einer Großtagespflegestelle 

(GbR)
3.3 	 Ergänzende Bedingungen bei Neu- und Erweite­
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Kita-Träger ist (Investorenmodell)
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5. 	 Harmonisierung mit dem Kita-Gutscheinsystem
6. 	 Verfahren
6.1 	 Antragsverfahren und Fristen
6.1.1 	 Unterlagen bei Zuwendungsanträgen von Kita-Trä­

gern
6.1.2 	 Zusätzliche Unterlagen bei Neu- und Erweiterungs­

bauten mit einem Investor, der nicht selbst Kita-Trä­
ger ist (siehe Ziffer 3.3)

6.1.3 	 Zusätzliche Unterlagen bei neuen Kita-Trägern 
(Körperschaften oder Privatpersonen), die noch 
nicht dem Landesrahmenvertrag angeschlossen sind

6.1.4 	 Unterlagen bei Zuwendungsanträgen für Umbauten 
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0.	 Ausgangslage
Kindertagesbetreuung leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Chancengleichheit aller Kinder. Die Förderung 
junger Menschen in ihrer Entwicklung zu einer eigen­
verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön­
lichkeit wird durch eine umfassende frühe Bildung, 
Erziehung und Betreuung nachhaltig unterstützt. Ins­
besondere profitieren davon Kinder mit Sprachförde­
rungs- oder Integrationsbedarf sowie aus sozial benach­
teiligten oder Flüchtlingsfamilien. Ein bedarfsgerech­
tes Angebot von Betreuungsplätzen in der Kinderta­
gesbetreuung fördert die bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie die Gleichstellung von Frauen 
und Männern. Auch auf Grund der in den nächsten 
Jahren voraussichtlich steigenden Geburtenzahlen 
wird sich die Nachfrage nach Kindertagesbetreuung 
weiter erhöhen. Um dieser Entwicklung Rechnung zu 
tragen, werden vom Bund im Rahmen des Konjunktur- 

und Krisenbewältigungspakets mit dem 5. Investi­
tionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung 2020-
2021“ weitere Fördermittel für Investitionsvorhaben 
zur Schaffung von zusätzlichen Betreuungsplätzen für 
Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt in der 
Kindertagesbetreuung in Hamburg zur Verfügung 
gestellt. Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) 
beteiligt sich mit eigenen Fördermitteln an der Finan­
zierung des 5. Investitionsprogramms.

1. 	 Rechtsgrundlagen und zu beachtende Vorschriften

Die FHH, vertreten durch die Sozialbehörde, gewährt 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach § 82 des Achten 
Sozialgesetzbuches (SGB VIII) – Kinder- und Jugend­
hilfe – Zuwendungen für Baumaßnahmen und Ausstat­
tungen für Kindertageseinrichtungen und Großta­
gespflegestellen im Stadtgebiet. Die Sozialbehörde för­
dert die Investitionsvorhaben nach Maßgabe dieser 
Richtlinie, den haushaltsrechtlichen Bestimmungen, 
hier insbesondere der Verwaltungsvorschrift (VV) zu 
§ 46 LHO und den dazugehörigen Allgemeinen Neben­
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P) und die Baufachlichen Nebenbestimmun­
gen (NBest-Bau), soweit nicht in dieser Förderrichtli­
nie Abweichungen zugelassen sind. Die Regelungen 
des Sozialgesetzbuches X (SGB X) bleiben hiervon 
unberührt.

Die oben genannten Vorschriften gelten somit für die 
Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwen­
dung, sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung, und die gegebenenfalls erforderliche Auf­
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor­
derung der gewährten Zuwendung.

Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwen­
dung oder auf die Fortsetzung einer bereits geförderten 
Maßnahme wird durch diese Förderrichtlinie nicht 
begründet. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbe­
hörde nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berück­
sichtigung der fachlichen Schwerpunktsetzungen 
sowie im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. 	 Förderziele, Zweck, Art und Umfang der Zuwendung

Um den weiter steigenden Bedarf an Betreuungsplät­
zen von Kindern in Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege zu decken, können die am Hambur­
ger Kita-Gutscheinsystem teilnehmenden Kita-Träger 
sowie Tagespflegepersonen in einer Großtagespflege­
stelle auf formgebundenen Antrag im Rahmen des  
5. Investitionsprogramms für die Schaffung zusätzli­
cher Betreuungsplätze für Kinder von der Geburt bis 
zum Schuleintritt gefördert werden.

Durch die ausschließliche Förderung von Maßnahmen 
in Kindertageseinrichtungen, mit denen eine pädago­
gische Fläche von höchstens 1000 m² geschaffen wird, 
soll eine Vielfalt von Kita-Trägern begünstigt werden.

Zweck der Zuwendung ist die Schaffung von neuen 
Betreuungsplätzen für Kinder von der Geburt bis zum 
Schuleintritt in Kindertageseinrichtungen, die am 
Kita-Gutscheinsystem nach dem Landesrahmenver­
trag „Kinderbetreuung in Tageseinrichtungen“ teil­
nehmen, und in Großtagespflegestellen.

Die Zuwendung zur Projektförderung wird im Rahmen 
der Vollfinanzierung mit einer gemäß Ziffer 4 festgeleg­
ten Förderobergrenze als zweckgebundener Zuschuss 
gewährt.
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3. 	 Förderbedingungen
3.1 	 Allgemeine Förderbedingungen

3.1.1  Kindertageseinrichtungen
In Hamburg werden die im Kita-Gutscheinsystem 
gebäudebezogenen Kosten für die Kindertageseinrich­
tungen nicht über Zuwendungen finanziert, sondern 
durch einen bestimmten pauschalierten Teil der für die 
Betreuung der Kinder gezahlten Leistungsentgelte – 
dem so genannten „Teilentgelt Gebäude“ (TEG). Mit 
diesem Teilentgelt werden Miete und Abschreibung, 
Kapitalkosten sowie Instandhaltung refinanziert. Diese 
bewährte Finanzierungssystematik wird auch im neuen 
Ausbauzeitraum beibehalten. Eine der Voraussetzun­
gen für eine Förderung nach dieser Förderrichtlinie ist, 
dass die zu fördernde Kindertageseinrichtung am 
Kita-Gutscheinsystem nach dem Landesrahmenver­
trag „Kinderbetreuung in Tageseinrichtungen“ teil­
nimmt.
Es können nur vollständig eingegangene Anträge 
berücksichtigt werden.
Förderfähig sind Investitionsvorhaben für Kinderta­
geseinrichtungen bei
–	 Neubauten (ausgenommen Mietverhältnisse),
–	 Erweiterungsbauten (ausgenommen Mietverhält­

nisse) und
–	 Umbauten.
Eine Zuwendung für Kindertageseinrichtungen kann 
nur gewährt werden,
–	 wenn die bzw. der Zuwendungsempfangende Eigen­

tümer oder Erbbauberechtigter der Kindertagesein­
richtung ist

–	 oder zwischen dem Zuwendungsempfangenden und 
dem Eigentümer der zuwendungsrelevanten Ein­
richtungen ein Miet- oder Nutzungsverhältnis 
besteht und der Zuwendungsempfangende laut Ver­
trag zur Durchführung der beantragten Arbeiten 
auf eigene Rechnung verpflichtet oder berechtigt ist

–	 oder die Herstellung der Kindertageseinrichtung 
durch einen Investor durchgeführt wird (Investo­
renmodell).

Für die gewährte Zuwendung wird eine zeitliche 
Zweckbindung festgelegt, deren Nichteinhaltung zum 
teilweisen oder vollständigen Widerruf des Zuwen­
dungsbescheides in Verbindung mit der teilweisen oder 
vollständigen Rückforderung führt.
Mit Ausnahme der Förderung bei Mietverhältnissen 
erfolgt die Besicherung der Zweckbindungsdauer 
durch Eintragung einer brieflosen Grundschuld im 
Grundbuch. Diese Grundschuld muss werthaltig sein, 
d. h. der Gesamtwert des Grundstücks sowie gegebe­
nenfalls des Bestandsgebäudes und der geplanten 
Investitionsmaßnahme muss abzüglich einer vorrangig 
eingetragenen Grundschuld für die Besicherung der 
bewilligten Zuwendung ausreichend sein.
Die Prüfung der Werthaltigkeit erfolgt über die Vorlage 
eines aktuellen Verkehrswertgutachtens zum Bau­
grundstück. Die damit verbundenen Kosten werden 
nicht übernommen. Bei Grundstücken und Gebäuden, 
deren Kauf und/oder Erstellung weniger als ein Jahr 
zurückliegen, kann alternativ auch der Kaufvertrag 
vorgelegt werden.
Hinsichtlich des Grundstückswertes kann der Antrag­
steller alternativ auf den für das Grundstück vom Ham­
burger Gutachterausschuss für Grundstückswerte zum 
Zeitpunkt der Antragstellung zuletzt veröffentlichten 

Bodenrichtwert für Bürohäuser verweisen. Sofern die­
ser nicht ermittelbar ist oder der Werthaltigkeitsnach­
weis für das Investitionsvorhaben auf dieser Grundlage 
nicht hinreichend möglich ist, kann gegebenenfalls der 
Bodenrichtwert für Mehrfamilienhäuser für das Grund­
stück herangezogen werden. Dies ist im jeweiligen 
Einzelfall zu prüfen.
Sofern das Grundstück bereits bebaut ist, kann der 
Antragsteller, sofern er das Gebäude selbst errichtet 
hat, zur Bestimmung des Gebäudewerts die Kostenfest­
stellung nach DIN 276 sowie einen Nachweis über den 
Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Gebäudes vorlegen. 
Der Wert des Gebäudes wird dann anhand der Summe 
der in der Kostenfeststellung nach DIN 276 für die 
Kostengruppen 200 – 700 ausgewiesenen Kosten für die 
Herstellung des Gebäudes zuzüglich steuerrechtlich 
zulässiger Zuschreibungen abzüglich der steuerrecht­
lich vorgesehenen Abschreibungen bestimmt. Für 
etwaige Zuschreibungen sind Nachweise vorzulegen. 
Sofern der Kita-Träger vorsteuerabzugsberechtigt ist, 
wird die Umsatzsteuer für Lieferungen und Leistungen 
zur Herstellung des Gebäudes nicht berücksichtigt.
Sofern der Antragsteller das Gebäude zusammen mit 
dem Grundstück erworben hat, kann der Antragsteller 
auch den in der zuletzt erstellten und den steuerlichen 
Vorschriften entsprechenden Bilanz (Steuerbilanz) des 
Kita-Trägers ausgewiesenen Wertansatz des Gebäudes 
nachweisen. Sofern der Bilanzstichtag länger als ein 
Jahr vor dem Zeitpunkt der Antragstellung liegt, ist der 
bilanzielle Wertansatz den steuerlichen Vorschriften 
entsprechend weiter abzuschreiben.
Es dürfen der FHH-Grundschuld nur solche Belastun­
gen im Rang vorgehen, die der Finanzierung des 
Grundstücks und der Baukosten im Zusammenhang 
mit der geförderten Investitionsmaßnahme – soweit 
diese nicht durch die Fördermittel finanziert werden – 
dienen.
Eine werthaltige Sicherung der beantragten Zuwen­
dung für Kindertageseinrichtungen ist nicht erforder­
lich, sofern das Erbbaugrundstück bzw. das zur Nut­
zung überlassene Grundstück im Eigentum der FHH 
steht und der Heimfall im Fall einer Insolvenz an sie 
geregelt ist.
Zuwendungen werden bei Erbbaurecht, Miet- und 
Nutzungsverhältnissen nur gewährt, wenn die Laufzeit 
des Vertrages nach Abschluss der Maßnahme bei
–	 Neu- und Erweiterungsbauten: mindestens 25 Jahre 

(Mietverhältnisse werden nicht gefördert);
–	 Umbauten: mindestens 20 Jahre (bei Mietverhält­

nissen ist auch eine Festlaufzeit von zehn Jahren, 
verbunden mit einer mieterseitigen Option auf wei­
tere zehn Jahre nach Abschluss der Maßnahme, 
möglich. Die Option zur Verlängerung der Laufzeit 
kann in zwei Zeitabschnitte zu je fünf Jahren gere­
gelt werden)

beträgt.
Die Größe einer Kindertageseinrichtung ist bei Inan­
spruchnahme der Förderung nach oben begrenzt. Es 
werden nur Investitionsmaßnahmen gefördert, mit 
denen eine pädagogische Fläche von höchstens 1000 m² 
geschaffen wird.
3.1.2  Großtagespflegestellen (GbR)
Es können nur vollständig eingegangene Anträge 
berücksichtigt werden.
Förderfähig sind Investitionsvorhaben für Großta­
gespflegestellen (GbR) bei Umbauten einschließlich 
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Ausstattung in bestehenden oder neu anzumietenden 
Räumlichkeiten, die von Großtagespflegestellen 
genutzt werden, für die Kindertagespflege geeignet 
sind und außerhalb des eigenen Haushalts der 
Tagespflegepersonen oder Personensorgeberechtigen 
der zu betreuenden Kinder liegen.

Das geförderte Objekt steht der Großtagespflegestelle 
als „Gesellschaft bürgerlichen Rechts“ (GbR) noch 
mindestens fünf Jahre zur Verfügung.

Die in der Großtagespflegestelle tätig werdenden oder 
bereits tätigen Tagespflegepersonen schließen einen 
entsprechenden GbR-Vertrag ab und verpflichten sich 
gemeinsam, für einen Zeitraum von zumindest fünf 
Jahren jahresdurchschnittlich so viele Kinder zwi­
schen Geburt und Schuleintritt weiter zu betreuen, wie 
sie schon bisher im Durchschnitt der letzten 12 Monate 
betreut haben, und zusätzlich durch die Förderung im 
5. Investitionsprogramm betreuen wollen. Alle Kinder 
müssen durch das zuständige Bezirksamt nach § 23 
SGB VIII öffentlich gefördert sein.

3.2 	 Persönliche Voraussetzungen

3.2.1  Kita-Träger

Die oder der Zuwendungsempfangende:

–	 befindet sich weder in einem Insolvenz- noch in 
einem Vergleichsverfahren;

–	 hat in den letzten zehn Jahren bzw. seit seinem 
Bestehen ordnungsgemäß Steuern, Abgaben und 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung ge­
zahlt;

–	 stellt den Schutz personenbezogener Daten aller 
beteiligten Personen sicher;

–	 gewährleistet die Ordnungsmäßigkeit seiner 
Geschäftsführung sowie die bestimmungsgemäße 
Verwendung der Mittel;

–	 wendet die „Scientology“-Technologie nach L. Ron 
Hubbard nicht an;

–	 nimmt am Kita-Gutscheinsystem teil oder erklärt 
seinen Beitritt zum Landesrahmenvertrag „Kinder­
betreuung in Tageseinrichtungen“ (LRV).

3.2.2 � Tagespflegepersonen in einer Großtagespflege­
stelle (GbR)

Die antragstellenden Tagespflegepersonen einer Groß­
tagespflegestelle (GbR)

–	 befinden sich weder in einem Insolvenz- noch in 
einem Vergleichsverfahren;

–	 wenden die „Scientology“-Technologie nach L. Ron 
Hubbard nicht an;

–	 erfüllen die Eignungsvoraussetzungen gemäß §§ 43 
Absatz 2 SGB VIII und 2 der Kindertagespflegever­
ordnung (die Pflegeerlaubnis ist in Aussicht gestellt 
nach Abschluss der Bauarbeiten).

3.3 	 Ergänzende Bedingungen bei Neu- und Erweiterungs­
bauten mit einem Investor, der nicht selbst Kita-Träger 
ist (Investorenmodell)

Das zuwendungsrechtliche Rechtsverhältnis besteht 
zwischen FHH und dem antragstellenden Kita-Träger. 
Der Kita-Träger beantragt die Förderung der Plätze in 
dem vom Investor zu errichtenden Gebäude und ver­
pflichtet sich, im Rahmen der Zweckbindung auf die­
sen Plätzen Kinder von der Geburt bis zum Schulein­
tritt zu betreuen. Die FHH zahlt die Fördermittel aus­
schließlich an den Kita-Träger. Dieser führt den Ver­
wendungsnachweis. Die Zuwendung wird ratenweise 

nach dem vom Kita-Träger nachgewiesenen Baufort­
schritt an ihn ausgezahlt.

Der Kita-Träger hat bei Antragstellung die nachfolgen­
den Erklärungen und Unterlagen des Investors sowie 
zwischen Investor und Kita-Träger abzuschließende 
Verträge zusätzlich vorzulegen:

Der Investor

–	 befindet sich weder in einem Insolvenz- noch in 
einem Vergleichsverfahren;

–	 hat in den letzten zehn Jahren bzw. seit seinem 
Bestehen ordnungsgemäß Steuern, Abgaben und 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung 
gezahlt;

–	 stellt den Schutz personenbezogener Daten aller 
beteiligten Personen sicher;

–	 gewährleistet die Ordnungsmäßigkeit seiner Ge­
schäftsführung sowie die bestimmungsgemäße Ver­
wendung der Mittel. Bei Investoren, die der Bewilli­
gungsbehörde nicht bereits als zuverlässig bekannt 
sind, sind vom Kita-Träger als Nachweise der Leis­
tungsfähigkeit und Bonität des Investors der letzte 
Jahresabschluss des Investors, eine Referenzliste 
über die zumindest in den letzten drei Jahren vom 
Investor umgesetzten Projekte sowie eine Auskunft 
über die Bonität des Investors von der Schufa oder 
Creditreform vorzulegen;

–	 wendet die „Scientology“-Technologie nach L. Ron 
Hubbard nicht an.

Der Investor und der Kita-Träger haben einen abge­
schlossenen Nutzungsüberlassungsvertrag bei Antrag­
stellung vorzulegen, der insgesamt einen sinnvollen 
und ordnungsgemäßen Kita-Betrieb ermöglicht. In 
diesem Vertrag hat sich der Investor gegenüber dem 
Kita-Träger zu verpflichten, das geförderte Vorhaben 
bis spätestens 30. Juni 2022 abzuschließen und dem 
Kita-Träger die Kita-Fläche für mindestens 25 Jahre 
fest zu überlassen.

Ferner haben der Kita-Träger und der Investor nach 
Erhalt des Bewilligungsbescheids einen Weiterlei­
tungsvertrag zur Übertragung der Bestimmungen des 
Zuwendungsbescheides auf den Investor abzuschlie­
ßen. Dieser Vertrag ist eine der Voraussetzungen für die 
Auszahlung der Zuwendung.

Im Übrigen hat der Investor die Zuwendung mittels 
einer brieflosen Grundschuld zugunsten der FHH zu 
sichern.

4. 	 Bemessungsgrundlagen

4.1 	 Kindertageseinrichtungen

Die Zuwendung wird als Vollfinanzierung bis zur Höhe 
der Förderobergrenze für zuwendungsfähige Ausgaben 
(Baukosten) in den Kostengruppen 200-700 gemäß 
DIN 276 (einschließlich Ausstattung) je gefördertem 
zusätzlichen Betreuungsplatz für Kinder von der 
Geburt bis zum Schuleintritt gewährt:

–	 Neubau: 50 000,– Euro;

–	 Erweiterungsbau: 40 000,– Euro;

–	 Umbau: 25 000,– Euro.

Basis für die oben genannte Förderobergrenze ist die 
geprüfte, neu geschaffene pädagogische Fläche mit 
einem Ansatz von 5 m² pro Betreuungsplatz. Die För­
derobergrenze beinhaltet darüber hinaus alle ansonsten 
notwendigen Baukosten für Verkehrs-, Funktions- und 
Nebenflächen.
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Über die jeweilige Förderung hinausgehende Ausgaben 
sind durch den Zuwendungsempfangenden zu finan­
zieren.
Bei einer nachträglichen Ermäßigung der zuwendungs­
fähigen Ausgaben oder bei neu hinzu tretenden 
Deckungsmitteln vermindert sich die gewährte Zuwen­
dung um den vollen in Betracht kommenden Betrag. 
Eine Unterschreitung der geförderten pädagogischen 
Fläche pro Betreuungsplatz für Kinder von der Geburt 
bis zum Schuleintritt führt zu einer entsprechenden 
Reduzierung der Förderobergrenze.

4.2	 Großtagespflegestellen (GbR)
Die Zuwendung wird als Vollfinanzierung bis zur Höhe 
der Förderobergrenze für zuwendungsfähige Ausgaben 
(Baukosten) für Umbaumaßnahmen in den Kosten­
gruppen 200 – 700 gemäß DIN 276 (einschließlich Aus­
stattung) von 1000,– Euro je gefördertem zusätzlichen 
Betreuungsplatz für Kinder von der Geburt bis zum 
Schuleintritt gewährt.
Je antragstellende Tagespflegeperson werden mindes­
tens zwei und höchstens fünf zusätzliche Betreuungs­
plätze für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt 
gefördert.
Über die jeweilige Förderung hinausgehende Ausgaben 
sind durch den Zuwendungsempfangenden zu finan­
zieren.

5. 	 Harmonisierung mit dem Kita-Gutscheinsystem
Von der Summe der Gutscheinentgelte, welche die bzw. 
der Zuwendungsempfangende für die Betreuung in 
dem geförderten Objekt monatlich im Abrechnungs­
verfahren nach § 22 LRV erhält, wird für einen Absen­
kungszeitraum ein Absenkungsbetrag abgezogen. Das 
Zustandekommen der entsprechenden Änderung der 
Entgeltvereinbarung nach § 18 Absatz 2 des Hambur­
ger Kinderbetreuungsgesetzes (KibeG) ist eine auf­
schiebende Bedingung für die Wirksamkeit des Zuwen­
dungsbescheids. Die Absenkung des Entgeltes beginnt 
im Monat nach der Erteilung einer neuen Betriebser­
laubnis durch die Sozialbehörde. Die tatsächliche Bele­
gung der geförderten Betreuungsplätze für Kinder von 
der Geburt bis zum Schuleintritt hat dabei keinen 
Einfluss auf die Höhe der Absenkung oder die Dauer 
des Absenkungszeitraums.
Der Absenkungsbetrag berechnet sich aus der Anzahl 
der geförderten Betreuungsplätze und den folgenden 
Absenkungsbeträgen pro Platz (sofern die Höhe der 
Zuwendung geringer als die Förderobergrenze ist, 
reduzieren sich die Absenkungsbeträge entsprechend):
–	 Neubau:
	 Der Absenkungszeitraum beträgt 50 Jahre. Die 

Absenkung pro Platz beträgt 137,62 Euro monatlich 
für zunächst zehn Jahre und anschließend 129,61 
Euro monatlich für weitere 40 Jahre.

–	 Erweiterungsbau:
	 Der Absenkungszeitraum beträgt 50 Jahre. Die Ab­

senkung pro Platz beträgt 111,24 Euro monatlich 
für zunächst zehn Jahre und anschließend 103,23 
Euro monatlich für weitere 40 Jahre.

–	 Umbau:
	 Der Absenkungszeitraum beträgt 20 Jahre. Die 

Absenkung pro Platz beträgt 130,08 Euro monatlich 
zunächst für zehn Jahre und anschließend 122,07 
Euro monatlich für weitere zehn Jahre.

Die Laufzeit der Absenkungsbeträge kann auf Antrag 
verkürzt werden. Wird ein solcher Antrag gestellt, 

erhöht sich der monatliche Absenkungsbetrag entspre­
chend der kürzeren Laufzeit. Änderungsanträge wäh­
rend des vereinbarten Absenkungszeitraumes nach 
Bescheiderteilung sind nicht möglich.

6. 	 Verfahren

6.1 	 Antragsverfahren und Fristen

Gefördert werden ausschließlich Investitionsvorhaben, 
die im Zeitraum 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2021 
begonnen wurden. Bereits begonnene Maßnahmen 
sind nicht förderfähig, sofern sie vor dem 1. Januar 
2020 begonnen wurden. Hiervon ausgenommen sind 
alle erforderlichen Planungsleistungen für die beab­
sichtigte Baumaßnahme (z. B. Architekturbüro beauf­
tragen, die Planung durchzuführen, Bauantrag stellen).

Als Beginn gilt der Abschluss eines rechtsverbindli­
chen Leistungs- und Lieferungsvertrags unter der Vor­
aussetzung des unverzüglichen Beginns der Umsetzung 
der vertraglich vereinbarten Bauausführungsleistun­
gen für die Investitionsvorhaben. Bei Vorhaben, die in 
selbständige Abschnitte eines laufenden Verfahrens 
aufgeteilt werden können, ist eine Förderung des selb­
ständigen Abschnitts auch möglich, wenn allein für 
diesen Abschnitt die Förderkriterien erfüllt sind.

Alle im Rahmen dieses Investitionsprogramms geför­
derten Vorhaben müssen bis spätestens 30. Juni 2022 
abgeschlossen werden und bis zum 30. September 2022 
mit Vorlage eines vollständigen Verwendungsnachwei­
ses abschließend mit der Sozialbehörde abgerechnet 
sein. Sollten diese Fristen nicht eingehalten werden, 
verliert der Zuwendungsbescheid rückwirkend seine 
Rechtskraft. Bereits erfolgte Auszahlungen werden in 
diesem Fall in vollem Umfang zurückgefordert.

Anträge auf Förderung von Investitionsvorhaben sind 
unter Berücksichtigung einer angemessenen Vorlauf­
zeit von mindestens zehn Wochen zum vorgesehenen 
Beginn der Maßnahme bei Investitionsvorhaben für 
Kindertageseinrichtungen spätestens bis zum 31. Ja­
nuar 2021 und bei Investitionsvorhaben für Großta­
gespflegestellen spätestens bis zum 26. Februar 2021 
vollständig einzureichen (Ausschlussfrist). Für die 
Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Zuwen­
dungsmittel ist der Eingang der vollständigen Antrags­
unterlagen maßgeblich. Unvollständige Anträge wer­
den nicht berücksichtigt. Gleiches gilt auch für nach 
der Ausschlussfrist eingegangene Anträge.

Die Antragsunterlagen werden einer inhaltlichen – ins­
besondere baufachlichen – Prüfung unterzogen. Im 
Rahmen der Antragsprüfung kann es noch zu Nachfra­
gen kommen und gegebenenfalls sind vom Antragstel­
ler noch weitere erforderliche Unterlagen bzw. Nach­
weise unter Einhaltung der von der Bewilligungsbe­
hörde gesetzten Frist nachzureichen, andernfalls kann 
eine Zuwendung nicht gewährt werden.

Die Antragsunterlagen können im Internet unter: 
www.hamburg.de/kita/fachinformationen abgefordert 
werden.

Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, die aus den 
Unterlagen ersichtlichen Daten, welche im Zusammen­
hang mit dem Vorhaben eingereicht werden, auf Daten­
trägern zu speichern und zu verarbeiten. Zulässig ist 
auch eine Auswertung für Zwecke der Statistik und 
Prüfung hinsichtlich der Wirksamkeit des Projekts 
sowie eine Veröffentlichung der Auswertungsergeb­
nisse in anonymisierter Form.
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6.1.1 � Unterlagen bei Zuwendungsanträgen von 
Kita-Trägern

Folgende Unterlagen sind vollständig einzureichen:

–	 Antrag auf Bewilligung einer Zuwendung für Pro­
jektförderung in 1-facher Ausfertigung;

–	 gegebenenfalls Antrag auf reduzierten TEG-Absen­
kungszeitraum gemäß Ziffer 5;

–	 gegebenenfalls erforderliche Erklärungen und 
Dokumente gemäß Ziffer 3.2 und/oder 3.3 bei Inves­
torenmodell;

–	 ausgeglichener Finanzierungsplan für die gesamten 
mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Einnahmen und Ausgaben mit aktuellen Nachwei­
sen;

–	 Erklärung zur Vorsteuerabzugsberechtigung des 
Kita-Trägers nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes 
(soweit der Bewilligungsbehörde noch nicht vorlie­
gend);

–	 pädagogisches standortbezogenes Konzept mit Kin­
derschutzkonzept;

–	 Formular „Bau- und Kostenunterlage zum 
Kita-Ausbauvorhaben“ mit folgenden Bestandtei­
len:

1. 	Erläuterungsbericht: Dieser soll Auskunft geben 
über

	 • � Lage und Beschaffenheit des Baugeländes, 
Eigentumsverhältnisse, Rechte Dritter, Ent­
schädigungen, Anschlussmöglichkeiten an 
vorhandene Ver- und Entsorgungsanlagen, 
Zufahrtmöglichkeiten, einschränkende bau­
aufsichtliche Vorschriften u. a.; 

	 • � Bau- und Ausführungsart, mit Erläuterung der 
baulichen, der ver- und entsorgungs-, maschi­
nen- und elektrotechnischen sowie anderer 
Anlagen und Einrichtungen;

	 • � vorgesehene Abwicklung der Baumaßnahme 
(Vergabe und Ausführung), Stand der bauauf­
sichtlichen und sonstigen Genehmigungen 
usw.;

	 • � pädagogische Flächen für Krippenkinder und 
die dem Krippenbereich zugeordneten nicht­
pädagogischen Flächen;

	 • � pädagogische Flächen für Elementarkinder 
und die diesen Bereichen zugeordneten nicht­
pädagogischen Flächen.

2.	Kostenermittlung nach DIN 276:

	 a) � nach Gewerken (z. B. bei Umbauten) oder

	 b) � spezifiziert nach Kostengruppen DIN 276 mit 
Einzelkostennachweis (z. B. bei Neubauten);

	 • � Gesamtkosten der Baumaßnahme (nicht 
nur für die Kita, sondern gegebenenfalls 
einschließlich z. B. Eltern-Kind-Zentrum 
(EKiZ), Externe usw.) unter Berücksichti­
gung einer dem Planungsstand entspre­
chenden Kostenvarianz im Einklang mit 
der VV-Bau Kapitel 2.2.1.1;

	 • � Angabe der Kosten, für die eine Zuwen­
dung beantragt wird;

	 • � Bauzeitenplan und Mittelbedarf sowie 
Zuwendungsmittelbedarf in den entspre­
chenden Haushaltsjahren.

3.	Anlage 1: Pläne und Flächenermittlung
	 • � Auszug aus dem Liegen- 

schaftskataster	 M 1 : 1000� 1-fach
	 • � Lageplan mit m²-Angabe des  

Außenspielgeländes	 M 1 : 500� 1-fach
	 • � fachgerecht vermaßte Grundrisse  

mit folgenden Mindestangaben:  
Raumflächen, Raumhöhen, Fenstermaße 
(Höhe/Breite/Brüstungshöhe),  
Raumnutzungen	 M 1 : 100� 1-fach

	 • � fachgerecht vermaßte Gebäudeschnitte: 
mindestens ein Längs- und 
ein Querschnitt	 M 1 : 100� 1-fach

	 • � alle Ansichten	 M 1 : 100� 1-fach
	 • � Gesamtflächenermittlung gemäß DIN 277, 

nicht nur für die Kita, sondern gegebenenfalls 
einschließlich z. B. EKiZ, Externe usw.

4.	Anlage 2: Ergebnis der Baugrunduntersuchung
5.	Anlage 3:
	 Bauaufsichtliche und sonstige Genehmigungen 

(mindestens Kopie des Bauantrages oder Antra­
ges auf Erteilung der Nutzungsgenehmigung 
nebst Eingangsbestätigung beim zuständigen 
Bezirksamt, ansonsten erteilte Genehmigungen, 
Vorbescheid oder bauaufsichtliche Stellung­
nahme).

	 – � Nachweise zu den in Ziffer 3.1 genannten Nut­
zungsberechtigungen und Eigentumsrechten:
a) � Mietverhältnis:

– � vollständige Mietverträge in Kopie sowie
– � (formlose) schriftliche Genehmigung des 

Vermieters zu den geplanten Baumaßnah­
men.

b) � Eigentum/Erbbaurecht/Nutzungsüberlas­
sung:
– � Vollständiger Grundbuchauszug (nicht 

älter als zwei Monate) mit Darstellung der 
Belastungen des Eigentums, an welchem 
die Sicherungsgrundschuld im Grund­
buch an rangbereiter Stelle zugunsten der 
FHH bestellt werden soll (Ausnahme 
siehe Ziffer 3.1);

– � Verkehrswertgutachten zum Baugrund­
stück (nicht älter als drei Monate). Bei 
Grundstücken und Gebäuden, deren Er­
werb und/oder Erstellung weniger als ein 
Jahr zurückliegen, ist die Vorlage des 
Kaufvertrages ausreichend;

– � zusätzlich bei Erbbaurecht und Nut­
zungsüberlassung: Zustimmungserklä­
rung des Eigentümers und Kopie des voll­
ständigen Erbbau- bzw. Nutzungsüberlas­
sungsvertrages.

6.1.2 � Zusätzliche Unterlagen bei Neu- und Erweite­
rungsbauten mit einem Investor, der nicht selbst 
Kita-Träger ist (siehe Ziffer 3.3):

–	 Nutzungsüberlassungsvertrag.
–	 Erklärung zur Vorsteuerabzugsberechtigung des 

Investors nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes.
6.1.3 � Zusätzliche Unterlagen bei neuen Kita-Trägern 

(Körperschaften oder Privatpersonen), die noch 
nicht dem Landesrahmenvertrag angeschlossen 
sind:
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–	 Gründungsunterlagen der Körperschaft (Vereinsre­
gister, Handelsregisterauszug, Satzung, Mitglieder­
versammlungsprotokoll);

–	 Businessplan für die nächsten drei Jahre über die zu 
erwartenden laufenden Ausgaben und Einnahmen 
für den Betrieb der zukünftigen Kita;

–	 Bonitätsnachweis von der Schufa oder Creditre­
form.

Darüber hinaus kann die Bewilligungsbehörde im Ein­
zelfall weitere Unterlagen bzw. Nachweise anfordern, 
soweit sie für eine abschließende Antragsbearbeitung 
erforderlich sind.

6.1.4 � Unterlagen bei Zuwendungsanträgen für Umbau­
ten an Großtagespflegestellen (GbR)

Die antragstellenden Tagespflegepersonen in einer 
Großtagespflegestelle (GbR) legen folgende Unterlagen 
vor:

–	 Antrag auf Bewilligung eines Zuschusses zur Schaf­
fung von zusätzlichen Betreuungsplätzen;

–	 erforderliche Erklärungen und Dokumente gemäß 
Ziffer 3.2.2;

–	 geeignete Pläne, aus denen die Maßnahmen ersicht­
lich sind; diese Pläne sind von den Antragstellern 
oder einem Architekten zu erstellen;

–	 Kostenaufstellung des Architekten oder Vorlage 
jeweils eines Angebotes;

–	 Einrichtung eines gemeinsamen Sonderkontos, auf 
dem ausschließlich die einzelnen Zuschüsse an die 
GbR vereinnahmt werden und von dem nur zur 
Begleichung von Rechnungen für die geförderte 
Maßnahme abgebucht wird;

–	 einen Mietvertrag/Vorvertrag mit einer Laufzeit 
von fünf Jahren; Zustimmung des Eigentümers/
Vermieters zur Einrichtung einer Kindertagespfle­
gestelle bzw. den geplanten Umbaumaßnahmen 
inklusive der Aussage zu einer möglichen Kosten­
beteiligung;

–	 eine Bestätigung der Tagespflegebörse über die Not­
wendigkeit der Umbauten sowie die Inaussichtstel­
lung einer Pflegeerlaubnis nach Abschluss der Bau­
arbeiten;

–	 Nutzungsänderungsantrag bzw. -genehmigung Bau­
amt des Bezirksamtes in Kopie (bzw. Nachweis, dass 
eine Nutzungsänderungsgenehmigung nicht erfor­
derlich ist);

–	 Kopie des GbR- Vertrages.

6.2	 Bewilligungs-, Mittelabruf- und Auszahlungsverfahren

Der Zuwendungsbescheid wird unter der aufschieben­
den Bedingung des Nachweises erteilt, dass der Antrag 
auf Bestellung der Grundschuld unwiderruflich gestellt 
wurde oder die Grundschuld eingetragen ist. Die Höhe 
der Grundschuld umfasst die Gesamtzuwendung.

Die Fördermittel werden nach der Bewilligung auf 
Abforderung durch die/den Zuwendungsempfangen­
den ausgezahlt, wenn der Zuwendungsbescheid rechts­
kräftig geworden ist bzw. schriftlich auf Rechtsbehelf 
verzichtet wurde.

Vor der ersten Auszahlung sind vorzulegen:

–	 die Rechtsbehelfsverzichtserklärung (wenn der Be­
scheid noch nicht rechtskräftig geworden ist);

–	 die Beitrittsbestätigung zum Landesrahmenvertrag 
(nur bei Neubeitritt);

–	 das Formular „Mittelabforderung-Bau“, mit dem 
die in den nächsten zwei Monaten zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks benötigten Zuwendungsgelder 
in Höhe von maximal 95 % der gesamten Zuwen­
dungssumme abgerufen werden (hierzu sind zah­
lungsrelevante Unterlagen beizufügen, die den Mit­
telbedarf eindeutig erkennen lassen);

–	 die unterzeichnete „Vereinbarung zur Entgeltabsen­
kung“;

–	 die vollständige Baugenehmigung einschließlich 
aller Anlagen (falls noch nicht vorliegend);

–	 die Bauanzeige zum Baubeginn;

–	 bei Sicherung im Grundbuch mindestens eine nota­
rielle Bestätigung, dass die Eintragung einer Grund­
schuld zugunsten der Sozialbehörde unwiderruflich 
beantragt worden ist (Grundschuldbestellungsur­
kunde). Darüber hinaus ist es erforderlich, dass der 
Rang der im Grundbuch zur Sicherung einzutra­
genden Grundschuld der Vorgabe in Ziffer 3.1 ent­
spricht; hierzu ist zumindest eine entsprechende 
Vormerkung im Grundbuch nachzuweisen.

–	 In Fällen der Weiterleitung der Zuwendung an 
einen Dritten ist der unterzeichnete Weiterleitungs­
vertrag zur Übertragung der Bestimmungen des 
Zuwendungsbescheides auf den Investor vorzule­
gen.

6.3 	 Erfolgskontrolle und Verwendungsnachweisverfahren

Die Zuwendungsgeberin evaluiert den Erfolg des 
Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzie­
rung 2020-2021“. Nach Abschluss der Maßnahme hat 
die bzw. der Zuwendungsempfangende deshalb zusätz­
lich zu den ANBest-P einen Nachweis der zweckent­
sprechenden und ordnungsgemäßen Mittelverwen­
dung gemäß der NBest-Bau zu führen und bereitzustel­
len.

Die bzw. der Zuwendungsempfangende stellt im oben 
genannten Verwendungsnachweis hierzu mindestens 
folgende Daten dar:

–	 die Anzahl der neu geschaffenen Betreuungsplätze 
und eine vom Träger und seiner Architektin bzw. 
seinem Architekten unterzeichnete Kostenfeststel­
lung nach DIN 276;

–	 die Angabe der gesamten neu entstandenen pädago­
gischen Fläche nach DIN 277;

–	 eine Aufteilung der Gesamtkosten analog der päda­
gogischen Flächen für Krippen- und Elementar­
plätze und gegebenenfalls für sonstige Zwecke nutz­
bare pädagogische Flächen;

–	 eine vom Träger und seiner Architektin bzw. seinem 
Architekten unterzeichnete Erklärung, dass im Ver­
gabeverfahren ein Wettbewerb gemäß VOB stattge­
funden hat.

Im Verwendungsnachweisverfahren können nur die 
tatsächlich zuwendungsfähigen Baukosten anerkannt 
werden. Sofern der Kita-Träger vorsteuerabzugsberech­
tigt ist, sind die Umsatzsteuer für Lieferungen und 
Leistungen zur Herstellung des Gebäudes nicht zuwen­
dungsfähig und sind beim Verwendungsnachweis 
daher nicht zu berücksichtigen.

Ist die bewilligte Förderung höher als die tatsächlich 
nachgewiesenen zuwendungsfähigen Baukosten, wird 
der Zuwendungsbescheid in Höhe der Minderausga­
ben widerrufen und die überzahlten Zuwendungsmit­
tel zurückgefordert.
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7. 	 Schlussbestimmung

Die vorliegende Richtlinie zum 5. Investitionspro­
gramm in der Fassung vom 8. Oktober 2020 gilt bis 
zum 30. Juni 2024, sofern sie nicht vorher überarbeitet 
und/oder verlängert wird.

Hamburg, den 8. Oktober 2020

Die Behörde für Arbeit, Gesundheit, 
Soziales, Familie und Integration 

(Sozialbehörde) Amtl. Anz. S. 2130

Satzung der Hamburg Port Authority 
Anstalt öffentlichen Rechts

§ 1

Aufgaben des Aufsichtsrates

(1) Der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen in 
Ergänzung zu § 7 Absatz 4 des Gesetzes über die Hamburg 
Port Authority (HPAG)

1.	 der Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von 
Verträgen mit besonderer Bedeutung, namentlich von 
solchen mit der Freien und Hansestadt Hamburg,

2.	 der Abschluss oder die Änderung von Anstellungsver­
trägen mit Beschäftigten der zweiten Führungsebene,

3.	 die Gewährung von Spenden, Schenkungen oder sonsti­
gen Zuwendungen von mehr als 500 Euro im Einzelfall 
oder wenn ein Gesamtwert in Höhe von 2500 Euro jähr­
lich überschritten wird,

4.	 die Aufnahme neuer Geschäftszweige im Rahmen des 
Anstaltszwecks oder die Übernahme neuer Aufgaben 
sowie die Aufgabe vorhandener Tätigkeitsgebiete,

5.	 die Übernahme von Nebentätigkeiten, insbesondere von 
Aufsichtsratsmandaten außerhalb der Anstalt, durch 
Mitglieder der Geschäftsführung,

6.	 die Festlegung und Änderung von Grundsätzen für deri­
vative Finanzgeschäfte,

7.	 die Vereinbarung von Abfindungen bei Dienstbeendi­
gung, sofern diese drei Bruttomonatsgehälter überstei­
gen,

8.	 der Abschluss, wesentliche Änderungen und die Aufhe­
bung von Unternehmensverträgen.

(2) Die Wertgrenze für die Aufnahme von Krediten 
außerhalb des Wirtschaftsplans wird auf 150.000 Euro fest­
gelegt (§ 7 Absatz 4 Nummer 6 HPAG).

(3) Als Wertgrenzen werden festgesetzt,

1.	 für Grundstücksgeschäfte 10.000.000 Euro,

2.	 für den Abschluss von Miet- und Pachtverträgen eine 
jährliche Nettokaltmiete von 1.000.000 Euro,

3.	 für die Änderung von Miet- und Pachtverträgen eine 
Änderung der jährlichen Nettokaltmiete von 1.000.000 
Euro,

4.	 für die Aufhebung von Miet- und Pachtverträgen nach 
Saldierung der Leistungen 7.000.000 Euro (§ 7 Absatz 4 
Nummer 5 HPAG).

(4) Die Wertgrenze für den durch einen Vergleich 
gewährten Nachlass oder den Nennwert erlassener Forde­
rungen wird auf 50.000 Euro festgelegt (§ 7 Absatz 4 Num­
mer 14 HPAG).

(5) Der Aufsichtsrat behält sich vor, weitere bestimmte 
Arten von Geschäften von seiner Zustimmung abhängig zu 
machen.

(6) Für die Gewährung von Krediten an Geschäftsführe­
rinnen bzw. Geschäftsführer, bevollmächtigte Personen 
gemäß § 3 Absatz 1 sowie an Aufsichtsratsmitglieder gelten 
sinngemäß die Bestimmungen der §§ 89 und 115 des Akti­
engesetzes vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1089), zuletzt 
geändert am 15. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3408, 3414), in 
der jeweils geltenden Fassung.

§ 2

Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der Ham­
burg Port Authority verantwortlich nach den gesetzlichen 
Vorschriften, den Bestimmungen dieser Satzung sowie 
unter Beachtung des von der Aufsichtsbehörde vorgegebe­
nen Zielbildes. Die Mitglieder der Geschäftsführung haben 
bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt einer ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleiterin beziehungsweise 
eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters 
anzuwenden. Sie haben die vom Senat festgelegten öffent­
lichen Interessen und hafenpolitischen Zielsetzungen zu 
beachten.

(2) Die Geschäftsführung hat geeignete Maßnahmen zu 
treffen, insbesondere ein angemessenes Risikomanagement­
system einzurichten, damit Entwicklungen früh erkannt 
werden, die den Fortbestand beziehungsweise die wirt­
schaftliche Lage der Hamburg Port Authority gefährden.

(3) Die Mitglieder der Geschäftsführung tragen für die 
gesamte Geschäftsführung gemeinschaftlich die Verantwor­
tung. Der Aufsichtsrat bestimmt eines der Mitglieder der 
Geschäftsführung zur bzw. zum Vorsitzenden der Geschäfts­
führung. Die bzw. der Vorsitzende der Geschäftsführung 
repräsentiert die Geschäftsführung gegenüber der Öffent­
lichkeit, Behörden, Verbänden, Wirtschaftsorganisationen 
und Publikationsorganen bzw. Medien. Sie bzw. er kann 
diese Aufgaben für bestimmte Arten von Angelegenheiten 
oder im Einzelfall auf andere Mitglieder der Geschäftsfüh­
rung übertragen. Die bzw. der Vorsitzende der Geschäfts­
führung leitet die Sitzungen der Geschäftsführung und 
koordiniert die Geschäftsführungsarbeit. Sie bzw. er hat 
darauf hinzuwirken, dass die Führung der Geschäftsberei­
che auf die durch die Beschlüsse der Geschäftsführung 
festgelegten Ziele ausgerichtet wird. Von den weiteren Mit­
gliedern der Geschäftsführung kann sie bzw. er jederzeit 
Auskunft über einzelne Angelegenheiten ihrer bzw. seiner 
Geschäftsbereiche verlangen und bestimmen, dass sie bzw. 
er über bestimmte Arten von Geschäften im Vorhinein 
unterrichtet wird.

(4) Aufgabengebiet und Geschäftsbereich der Mitglieder 
der Geschäftsführung, ihre Vertretung sowie die Organisa­
tion und Geschäftsverteilung innerhalb der Hamburg Port 
Authority ergeben sich aus dem Organisations- und 
Geschäftsverteilungsplan, der von der Geschäftsführung 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates aufgestellt und geän­
dert wird. Die Verteilung der Aufgabenbereiche gemäß 
Organisations- und Geschäftsverteilungsplan befreit keine 
Geschäftsführerin bzw. keinen Geschäftsführer von der 
gemeinsamen Verantwortung für die Geschäftsführung der 
Anstalt.

(5) Die Mitglieder der Geschäftsführung unterrichten 
sich gegenseitig über wichtige Vorgänge innerhalb ihrer 
Geschäftsbereiche. Angelegenheiten von größerer Bedeu­
tung sind gemeinsam zu erörtern und zu entscheiden.

(6) Die Mitglieder der Geschäftsführung beschließen 
einstimmig über Angelegenheiten,
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1.	 die nach dem Gesetz über die Hamburg Port Authority 
oder dieser Satzung dem Aufsichtsrat zur Beschlussfas­
sung vorzulegen sind,

2.	 die die Geschäftsbereiche von zwei oder mehr Mitglie­
dern der Geschäftsführung betreffen,

3.	 für die eines der Mitglieder der Geschäftsführung eine 
gemeinschaftliche Beschlussfassung wünscht.

Kommt eine einstimmige Beschlussfassung nicht zustande, 
kann jedes Mitglied der Geschäftsführung die Vorsitzende 
bzw. den Vorsitzenden des Aufsichtsrates um Vermittlung 
anrufen. Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzu­
halten.

(7) Jedes Mitglied der Geschäftsführung soll Interessen­
konflikte dem Aufsichtsrat gegenüber unverzüglich offenle­
gen und die übrigen Mitglieder der Geschäftsführung hier­
über informieren. Alle Geschäfte zwischen der Anstalt 
einerseits und den Mitgliedern der Geschäftsführung sowie 
ihnen nahestehenden Personen oder ihnen persönlich 
nahestehenden Unternehmungen andererseits haben bran­
chenüblichen Standards zu entsprechen.

§ 3

Vertretungs- und Zeichnungsbefugnisse

(1) Erklärungen im Namen der Hamburg Port Authority 
werden unter der Zeichnung „Hamburg Port Authority“ 
abgegeben und bedürfen der Unterschrift der Geschäftsfüh­
rung. Die Geschäftsführung kann die Vertretung so regeln, 
dass neben einem Mitglied der Geschäftsführung eine 
bevollmächtigte Person oder zwei andere von der Geschäfts­
führung bevollmächtigte Personen gemeinsam zeichnen 
können. Ist eine Willenserklärung gegenüber der Hamburg 
Port Authority abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber 
einem Mitglied der Geschäftsführung oder einer sonstigen 
vertretungsbefugten Person. Die Vertretungsbefugnisse 
werden einmal jährlich vollständig im Amtlichen Anzeiger 
veröffentlicht. Änderungen sind unverzüglich bekannt zu 
machen.

(2) Für den laufenden Geschäftsverkehr kann die 
Geschäftsführung eine andere Regelung treffen. Sie kann 
insbesondere für bestimmte Schriftstücke vorsehen, dass sie 
von nur einer vertretungsberechtigten Person rechtsver­
bindlich unterzeichnet werden können. Sie kann ferner 
vorsehen, dass bestimmte durch Datenverarbeitungsanla­
gen erstellte Schriftstücke nicht unterschrieben werden, 
sofern sie einen dahingehenden Hinweis enthalten.

(3) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, die Zeich­
nungsbefugnis für den Erlass von Verwaltungsakten zu 
regeln.

§ 4

Abwesenheit der Geschäftsführung

(1) Die Mitglieder der Geschäftsführung teilen der oder 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates Dienstreisen oder 
Urlaub von mehr als drei Tagen rechtzeitig mit.

(2) Dienstreisen in das Ausland von mehr als zwei Tagen 
bedürfen der vorherigen Zustimmung der oder des Vorsit­
zenden des Aufsichtsrates.

(3) Dienstreisen und Urlaub dürfen nur angetreten wer­
den, wenn für die Zeit der Abwesenheit eine ausreichende 
Vertretung sichergestellt ist.

(4) Ist ein Mitglied der Geschäftsführung aus anderen als 
den in Absatz 1 genannten Gründen an einer ordnungsge­
mäßen Wahrnehmung der Geschäfte nicht nur vorüberge­

hend gehindert, ist dies der oder dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates unverzüglich mitzuteilen.

§ 5
Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat

(1) Jedem Aufsichtsratsmitglied sind zu Beginn seiner 
Tätigkeit auszuhändigen:
  1.	 das Gesetz über die Hamburg Port Authority,
  2.	 das Zielbild und das Unternehmenskonzept,
  3.	 der Organisations- und Geschäftsverteilungsplan,
  4.	 die Satzung,
  5.	 die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates,
  6.	 der neueste Geschäftsbericht,
  7.	 der Wirtschaftsplan für das laufende Geschäftsjahr,
  8.	 die mittelfristige Finanzplanung,
  9.	 der letzte Quartalsbericht,
10.	 der Hamburger Corporate Governance Kodex,
11.	 wichtige Verträge.

(2) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat zu 
berichten:
1.	 über die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere 

grundsätzliche Fragen der künftigen Geschäftspolitik, 
und zwar mindestens einmal jährlich sowie bei wesentli­
chen wirtschaftlichen Änderungen,

2.	 über die Rentabilität der Hamburg Port Authority, und 
zwar in der Sitzung des Aufsichtsrates, in der auch der 
Jahresabschluss behandelt wird,

3.	 regelmäßig, mindestens vierteljährlich, über den Gang 
der Geschäfte und die Lage der Hamburg Port Autho­
rity,

4.	 über Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität 
der Hamburg Port Authority von erheblicher Bedeutung 
sein können, und zwar so rechtzeitig, dass der Aufsichts­
rat vor Aufnahme der Geschäfte Gelegenheit hat, Stel­
lung zu nehmen,

5.	 über Angelegenheiten der Tochtergesellschaften und 
Beteiligungen, soweit sie von finanzieller, personeller 
oder grundsätzlicher Bedeutung sind,

6.	 im Zusammenhang mit der Behandlung des Jahres­
abschlusses über die im jeweils abgelaufenen Geschäfts­
jahr angefallenen folgenden nach Sparten differenzier­
ten Kosten für extern in Auftrag gegebene Leistungen:
– 	 Rechtsanwaltskosten (insbesondere für Rechtsbera­

tungsleistungen, Rechtsgutachten, Stellungnahmen 
und sonstige Prüfungen),

–	 Kosten für Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 
(insbesondere für Beratungsleistungen, Gutachten, 
Stellungnahmen und sonstige Prüfungen),

–	 Kosten für betriebswirtschaftliche Beratungsleistun­
gen, Gutachten, Stellungnahmen und sonstige Prü­
fungen,

– 	 Kosten für sonstige Gutachten, Stellungnahmen und 
Studien.

Nicht unter die Berichtspflicht gemäß Nummer 6 fallen 
Kosten für projektbezogene Planungsleistungen von Inge­
nieuren sowie ärztliche Gutachten.

(3) Die Geschäftsführung hat grundsätzliche und wich­
tige Angelegenheiten unverzüglich der oder dem Vorsitzen­
den des Aufsichtsrates mitzuteilen. Dazu gehören auch 
Betriebsstörungen und rechtswidrige Handlungen zum 
Nachteil der Hamburg Port Authority sowie Fälle, in denen 
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der Verdacht einer solchen Handlung besteht, sofern sie von 
wesentlicher Bedeutung sind, ferner Rechtsstreitigkeiten 
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg beziehungs­
weise ihren Unternehmen und der Hamburg Port Authority 
sowie sonstige Vorgänge, die auf die Lage der Hamburg Port 
Authority von erheblichem Einfluss sein können.

(4) Die Geschäftsführung hat den Aufsichtsratsmitglie­
dern jeweils innerhalb von vier Wochen nach Ablauf des 
Quartals auf der Grundlage eines internen monatlichen 
Soll-Ist-Vergleichs und entsprechend der Gliederung der 
Gewinn- und Verlustrechnung einen Bericht über die 
Entwicklung des Geschäftsverlaufs im Vergleich zum Wirt­
schaftsplan vorzulegen. Es sind die quartalsmäßigen Soll-
Werte und die Ist-Werte darzustellen und die wesentlichen 
Abweichungen für das jeweilige Berichtsquartal und den 
abgelaufenen Jahreszeitraum zu erläutern. Außerdem ist 
eine Hochrechnung des Jahresergebnisses anhand der Ist-
Werte vorzunehmen. Die spezifischen Unternehmenskenn­
zahlen sind zu ermitteln.

(5) Die Geschäftsführung hat dafür zu sorgen, dass nach 
einem zu Beginn des Geschäftsjahres in Abstimmung mit 
der oder dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates aufzustellen­
den Zeitplan in regelmäßigen Abständen Sitzungen des 
Aufsichtsrates stattfinden. Der Aufsichtsrat soll einmal im 
Kalendervierteljahr, er muss einmal im Kalenderhalbjahr 
zusammentreten. Der Geschäftsführung obliegt die Vorbe­
reitung der Sitzungen. Die Einladungen zu den Sitzungen 
sind den Mitgliedern des Aufsichtsrates möglichst frühzei­
tig zuzuleiten. Die von der oder dem Vorsitzenden des Auf­
sichtsrates zu billigenden Tagesordnungen sowie erläu­
ternde Unterlagen sollen spätestens zwölf Werktage vor der 
Sitzung den Mitgliedern des Aufsichtsrates vorliegen.

§ 6
Unternehmensplanung

Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat ein Unter­
nehmenskonzept (mittelfristiges Handlungsprogramm zur 
Umsetzung der Unternehmensziele) zur Kenntnisnahme 
vorzulegen. Es ist bei wesentlichen Änderungen fortzu­
schreiben.

§ 7
Auftragsvergabe

Es gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

§ 8
Wirtschaftsplan

(1) Die Geschäftsführung hat für jedes Geschäftsjahr 
einen Wirtschaftsplan (Gewinn- und Verlustrechnung, 
Plan-Bilanz, Finanzplan mit Personalbestandsübersicht 
und Investitionsplan) aufzustellen und dem Aufsichtsrat so 
rechtzeitig vorzulegen, dass er vor dem Beginn des 
Geschäftsjahres darüber beschließen kann. Für den Wirt­
schaftsplan gelten folgende Anforderungen:
1.	 die Gewinn- und Verlustrechnung soll neben den einzel­

nen Planansätzen die voraussichtlichen Vorjahresergeb­
nisse sowie die absoluten und relativen Veränderungen 
enthalten; die Ansätze und Veränderungen sind nach 
ihrer Bedeutung zu erläutern,

2.	 im Investitionsplan sind die Ansätze für wesentliche 
Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen gegliedert aufzu­
führen und zu erläutern; Vorhaben sollen grundsätzlich 
nur dann in den Investitionsplan aufgenommen werden, 
wenn Erläuterungen (Pläne, Kostenübersichten, Wirt­
schaftlichkeitsberechnungen) vorliegen, aus denen die 
Notwendigkeit der Maßnahmen, die Art der Ausfüh­
rung, die Bau- oder Beschaffungskosten und die wirt­
schaftlichen Auswirkungen ersichtlich sind,

3.	 in den Finanzierungsplan sind der im Geschäftsjahr zu 
erwartende Finanzbedarf und die zu seiner Deckung 
vorgesehenen Finanzierungsmittel aufzunehmen; die 
Ansätze sind zu erläutern.
(2) Vorhaben, für die im Zeitpunkt der Beschlussfassung 

über den Wirtschaftsplan die für die Aufnahme in den 
Investitionsplan erforderlichen Unterlagen noch nicht vor­
handen sind, dürfen erst dann begonnen werden, wenn die 
Unterlagen vollständig vorliegen und der Aufsichtsrat zuge­
stimmt hat.

(3) Vorhaben, zu deren Finanzierung im Finanzplan 
Haushaltsmittel der Freien und Hansestadt Hamburg vor­
gesehen sind, dürfen erst begonnen werden, wenn diese 
Mittel eingegangen sind oder der rechtzeitige Eingang 
gegenüber der Anstalt sichergestellt ist. Dies gilt sinngemäß 
auch für Vorhaben, deren Finanzierung mit einer Bürg­
schaft der Freien und Hansestadt Hamburg gesichert wer­
den soll.

(4) Ergibt sich im Laufe des Geschäftsjahres, dass die 
Ansätze des Wirtschaftsplanes voraussichtlich wesentlich 
über- oder unterschritten werden, ist ein Nachtrag zum 
Wirtschaftsplan aufzustellen und dem Aufsichtsrat zur 
Beschlussfassung vorzulegen. Für neue Ansätze und Maß­
nahmen ist die Einwilligung des Aufsichtsrates einzuholen.

§ 9
Mittelfristige Finanzplanung

Zusammen mit dem Wirtschaftsplan ist dem Aufsichts­
rat eine mittelfristige Finanzplanung (Erfolgs-, Investi­
tions- und Finanzierungsvorschau) zur Kenntnisnahme 
vorzulegen, die das Planjahr und mindestens vier darauf 
folgende Geschäftsjahre umfasst. Die den Vorlagen zu 
Grunde liegenden Annahmen und die wesentlichen Pland­
aten sind zu erläutern.

§ 10
Tochtergesellschaften

(1) Die Geschäftsführung hat dafür zu sorgen, dass die 
Bestimmungen dieser Satzung auch von den Geschäftsfüh­
rungen der Tochtergesellschaften beachtet werden.

(2) Bei Tochtergesellschaften ohne Aufsichtsrat sind die 
Geschäfte, die nach dem Gesetz über die Hamburg Port 
Authority und nach dieser Satzung zustimmungspflichtig 
wären, stets dem Aufsichtsrat der Hamburg Port Authority 
zur Beschlussfassung vorzulegen. Das gilt auch für Maß­
nahmen, die nach den Gesellschafterverträgen der Tochter­
gesellschaften der Zustimmung der Gesellschafterversamm­
lung bedürfen.

(3) Bei Tochtergesellschaften und wichtigen Beteiligun­
gen mit Aufsichtsrat sind die Maßnahmen, die in personel­
ler oder finanzieller Hinsicht von besonderer Bedeutung 
sind, dem Aufsichtsrat der Hamburg Port Authority vorzu­
legen.

§ 11
Verkehr mit Presse, Rundfunk und Fernsehen

Auskünfte an Presse, Rundfunk und Fernsehen in Ange­
legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung bedürfen der 
vorherigen Zustimmung der oder des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates.

§ 12
Dienstsiegel

Die Hamburg Port Authority führt ein Dienstsiegel mit 
dem Admiralitätswappen und der Umschrift „Hamburg 
Port Authority“.
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§ 13

Einigungsstelle, Letztentscheidung

Die Einigungsstelle nach § 82 des Hamburgischen Per­
sonalvertretungsgesetzes (HmbPersVG) in der Fassung 
vom 8. Juli 2014 (HmbGVBl. S. 299) in der jeweils gelten­
den Fassung wird bei der Geschäftsführung gebildet. Der 
Aufsichtsrat ist oberstes Organ im Sinne des § 82 Absatz 8 
HmbPersVG.

§ 14

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 23. September 
2020 in Kraft.

Hamburg, den 23. September 2020

Hamburg Port Authority
Amtl. Anz. S. 2136

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
zum Bebauungsplan-Entwurf 

HafenCity 18
Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen führt 

für den Entwurf des Bebauungsplans HafenCity 18 gemäß 
§ 3 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 3. No­
vember 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 8. Au­
gust 2020 (BGBl. I S. 1728, 1793), die frühzeitige Beteili­
gung der Öffentlichkeit in Form einer öffentlichen Ausle­
gung durch.

Das Plangebiet liegt im Bereich des Gasheizwerkes 
HafenCity südlich der Straße Am Dalmannkai, Ecke 
San-Francisco-Straße, in der westlichen HafenCity (Bezirk 
Hamburg-Mitte, Ortsteil 103).

Der Bebauungsplan HafenCity 18 schafft die planungs­
rechtlichen Voraussetzungen für ein Bürogebäude nördlich 
des bestehenden Heizwerkes, das zukunftsweisend als 
Null-Emissionsgebäude konzipiert ist. Zur nachhaltigen 
Energieversorgung von Kreuzfahrtschiffen wird im Unter­
geschoss des Gebäudes die Umspannstation für den Land­
stromanschluss des Kreuzfahrtterminals HafenCity inte­
griert.

Das Informationsmaterial zum Bebauungsplan wird in 
der Zeit vom 30. Oktober 2020 bis einschließlich 30. No­
vember 2020 an den Werktagen (außer sonnabends) wäh­
rend der Dienststunden bei der Behörde für Stadtentwick­
lung und Wohnen, Amt für Landesplanung und Stadtent­
wicklung, Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, öffent­
lich ausgelegt. Für den Auslegungsraum sind die besonde­
ren Nutzungsbedingungen im Rahmen der Bekämpfung 
der Covid-19-Pandemie zu beachten. Die geltenden 

Abstandsregelungen sind einzuhalten. Wartezeiten sind 
möglich.

Das Informationsmaterial kann im oben genannten 
Zeitraum auch im Internet unter Verwendung des kostenlo­
sen Online-Dienstes „Bauleitplanung“ eingesehen werden. 
Zudem besteht hier die Möglichkeit, direkt Stellungnah­
men online abzugeben. Der Online-Dienst kann unter fol­
gender Adresse aufgerufen werden:

https://bauleitplanung.hamburg.de.

Das Informationsmaterial ist außerdem im Internet 
unter folgender Adresse verfügbar:

https://www.hamburg.de/bebauungsplaene.

Im genannten Zeitraum wird der Öffentlichkeit Gele­
genheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. Dies 
kann über den genannten Online-Dienst, per E-Mail an 
Bauleitplanung-LP@bsw.hamburg.de oder per Brief an die 
genannte Anschrift erfolgen. Zudem stehen die zuständigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes für Landes­
planung und Stadtentwicklung unter den Telefonnummern 
040 / 4 28 40 - 80 66/- 80 80 für Auskünfte zur Verfügung.

Hinweise zum Umgang mit personenbezogenen Daten 
können der Datenschutzerklärung entnommen werden, die 
im Auslegungsraum sowie im Internet hinterlegt ist.

Hamburg, den 14. Oktober 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 2139

Planfeststellungsverfahren 
– Wasserwirtschaftliche Maßnahmen 

in den Schleusenverbänden 
Neuenfelde und Viersielen –

Im Planfeststellungsverfahren „Wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen in den Schleusenverbänden Neuenfelde und 
Viersielen“ (Aktenzeichen: 150.1418-802, vormals 150.1408-
500 bzw. 150.1406-301) hat der Vorhabenträger, der Haupt­
entwässerungsverband der Dritten Meile Altenlandes, den 
Antrag auf Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 
nach § 68 Absatz 1 des Gesetzes zur Ordnung des Wasser­
haushalts zurückgenommen. Die verfahrensführende Plan­
feststellungsbehörde der Behörde für Wirtschaft und Inno­
vation hat daraufhin das Planfeststellungsverfahren mit 
sofortiger Wirkung eingestellt. Das Verfahren ist damit 
beendet und eingegangene Stellungnahmen und Einwen­
dungen haben sich erledigt.

Hamburg, den 23. Oktober 2020

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation
Amtl. Anz. S. 2139

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte vom 

15. Oktober 2020 zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke
Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur­

gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste­
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 15. Ok­
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tober 2020, 13.39 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/mitte abrufbar.

Hamburg, den 15. Oktober 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 2139

Allgemeinverfügung des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
vom 15. Oktober 2020 zum Verbot 

des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhü­
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) geändert wor­
den ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung 
über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom  
27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch 
Anordnung vom 4. August 2020 (Amtl. Anz. S. 1945 ), die 
folgende Allgemeinverfügung:

1. 	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb des in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereichs ist in dem Zeitraum 
vom 16. Oktober 2020 bis zum 29. November 2020 
jeweils am Freitag und Samstag von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon 
ist der Ausschank von alkoholischen Getränken im 
konzessionierten Bereich, einschließlich der geneh-
migten Außengastronomie von Gaststätten, für den 
Verzehr an Ort und Stelle.

2. 	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung auf der Internetseite unter 
https://www.hamburg.de/mitte als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig vor.

Bei SARS-CoV-2 (schweres akutes respiratorisches Syn­
drom Coronavirus 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver­
laufende Krankheit (COVID-19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei­
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru­
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 
steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID-19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke­
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits übertragen werden, bevor die 
Infizierten die Symptome entwickeln oder bei nur sehr 
geringe Symptomatik – das macht es schwer, seine Ausbrei­
tung zu kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemie­
geschehens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen 
mit vielen Fällen.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti­
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio­
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän­
dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi­
nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Zahl der täglich neu übermittelten Fälle steigt insbesondere 
seit der 30. Kalenderwoche stark an. Diese Entwicklung ist 
sehr beunruhigend und nimmt an Dynamik zu. Eine wei­
tere Verschärfung der Situation muss unbedingt vermieden 
werden, da das Robert Koch-Institut die Gefährdung für die 
Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland nach wie vor 
weiterhin insgesamt als hoch einschätzt, für Risikogruppen 
sogar als sehr hoch. Einerseits muss der Anstieg in den jün­
geren Bevölkerungsgruppen gebrochen werden, anderer­
seits gilt es, zu verhindern, dass auch die älteren und beson­
ders gefährdeten Bevölkerungsgruppen wieder vermehrt 
betroffen werden. Sobald sich wieder vermehrt ältere Men­
schen infizieren, muss auch mit einem Anstieg der Hospita­
lisierungen und Todesfälle gerechnet werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe­
dingungen/-verhältnissen und auch vom individuellen Ver­
halten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs­
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 µm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 µm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson­
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen werden Aero­
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter­
schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund­
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen­
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1-2 Metern 
um eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen Schutzmaßnahmen getroffen 
werden, die darauf gerichtet sind, die Verbreitung des Virus 
so gut wie möglich zu verhindern. Der Schutz der Gesund­
heit der Bevölkerung hängt nach den Einschätzungen des 
Robert-Koch-Instituts maßgeblich von der Einhaltung des 
Abstandsgebots, Kontaktbeschränkungen, Tragen von 
Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den eingeleiteten Gegen­
maßnahmen (Kontaktnachverfolgung, Quarantäne und 
Testungen) ab. Hierfür hat die Freie und Hansestadt Ham­
burg mit der Verordnung zur Eindämmung der Ausbrei­
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Han­
sestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindäm­
mungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl. 2020, S. 365) entsprechende 
Vorgaben erlassen. Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO ist jede Person aufgerufen, die körperlichen 
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Kontakte zu anderen Personen als den Angehörigen des 
eigenen Haushalts auf ein absolut nötiges Minimum zu 
reduzieren, die aktuellen Empfehlungen der zuständigen 
Stellen zur Vermeidung der Übertragung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 zu beachten und hierzu geeignete Hygiene­
maßnahmen einzuhalten. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift 
müssen Personen an öffentlichen Orten grundsätzlich einen 
Mindestabstand von 1,5 m zueinander einhalten (Abstands­
gebot). Ausnahmen gelten nur in einem eingeschränkten 
Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
bzw. aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht mehr ein­
gehalten werden können, begünstigt dies die Übertragung 
von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol­
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe­
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt auch in der aktuellen 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse­
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infekti­
onsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon­
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min­
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund­
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Hamburg-Mitte, als der 
für den Bezirk Hamburg-Mitte zuständigen Infektions­
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlassen 
wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen beson­
dere Gefahrenlagen erkannt und ihnen zum Schutz vor 
Infektionsgefahren für die menschliche Gesundheit begeg­
net werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit festgestellt. Auf­
grund der zurückliegenden Lockerungen der HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO und der damit einhergehenden 
Zunahme des geselligen Zusammenseins erfährt vornehm­
lich der Stadtteil St. Pauli einen stetigen Zustrom an Besu­
cherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen Gastro­
nomiebetrieben als auch auf den umliegenden öffentlichen 
Flächen und Wegen. Dabei konnte seitens der Polizei fest­
gestellt werden, dass viele der anwesenden Personen ohne 
die gebotenen Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert 
beieinander standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die 
Abstandsregelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, 
eine Verhaltensänderung der Besucherinnen und Besucher 
zu erreichen.

Auffälligstes Merkmal des abendlichen und nächtlichen 
Nutzungsverhaltens war, dass sich die Besucherkreise nicht 
an die Abstands- und Hygienevorgaben hielten. Betroffen 
waren insbesondere die folgenden Bereiche: Neuer Pferde­

markt, Neuer Kamp, Feldstraße, Markstraße, Sternstraße, 
Lagerstraße, Beim Grünen Jäger, Wohlwillstraße, Tha­
denstraße, Paul-Rosen-Straße, Clemens-Schultz-Straße, 
Hein-Hoyer-Straße, Budapester Straße, Am Brunnenhof. 
Aber auch die Reeperbahn sowie die umliegenden Bereiche 
waren stark frequentiert.

Vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke stellten die 
Bereiche vor Alkoholverkaufsstellen besondere Brenn­
punkte dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vor­
plätze von Kiosken und Gaststätten mit Alkohol-Au­
ßer-Hausverkauf von alkoholischen Getränken. Es bildeten 
sich lange Personenschlangen, die Verkaufsstellen waren 
zeitweilig teilweise überfüllt. An den vergangenen Wochen­
enden wurde zeitweilig auch ein erhöhtes Aggressionspo­
tenzial festgestellt. Bei polizeilichen Maßnahmen zur Über­
wachung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zeigte 
dieser Personenkreis zwar Verständnis, deutete Koopera­
tion aber nur an. Regelmäßig entfernten sich die angespro­
chenen Personen nach polizeilicher Ansprache nicht frei­
willig.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hatte bereits am 
Wochenende von Freitag, den 26. Juni 2020 bis Sonntag, 
den 28. Juni 2020 einzelnen Betrieben den Außer-Haus-Ver­
kauf von Alkohol untersagt. Diese punktuellen Maßnah­
men konnten eine verlässliche Einhaltung der Regelungen 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO jedoch nicht 
sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge waren nur 
vorübergehender Natur. Seitens der Polizei Hamburg 
konnte nicht festgestellt werden, dass die verantwortlichen 
Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandelsgeschäften 
auf eine Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO einen spürbaren Einfluss ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon­
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO insbesondere im Stadtteil St. Pauli feststellen 
müssen. Einhergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit 
verzeichneten sowohl das Vergnügungs- als auch das Rot­
lichtviertel in der Sternschanze und auf St. Pauli insgesamt 
wieder steigende Besucherzahlen. Am Wochenende zwi­
schen dem 24. Juli 2020 und dem 26. Juli 2020 waren erst­
mals wieder Besucherzahlen erreicht worden, wie sie vor 
den beschränkenden Maßnahmen vor der Eindämmung der 
Pandemie im März 2020 üblich waren. Das Personenauf­
kommen war in den Nachtstunden bei Besucherinnen und 
Besuchern an den beliebten Orten wiederholt sehr groß, 
insbesondere in den Bereichen Sternschanze und Große 
Freiheit auf St. Pauli. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der 
Polizei Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen 
gegen einen weiteren Zulauf absperren.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn­
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und des 
vorhandenen Baumbewuchses eine räumliche Enge. In den 
Abend- und Nachtstunden verstärkten zunehmende Besu­
cherzahlen diese räumliche Enge spürbar. Einerseits ver­
suchten viele Besucherinnen und Besucher über die Reeper­
bahn die Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und 
vergleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Frei­
heit hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Ham­
burg eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeu­
tung. Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls 
ihren Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen 
dadurch verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher ver­
suchten, sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholi­
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schen Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlan­
gen, an denen sich Besucherinnen und Besucher vor­
beizwängten. Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens 
der Gäste sowie Kundinnen und Kunden nur sehr selten 
getragen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver­
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte festgestellt 
werden, dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen 
Abwanderungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur 
Folge hatte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlagen, 
in denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde.

Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur sehr wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Ein­
satzkräfte führte zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, zu 
einer Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali­
gen Erlass von Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke der Be­
zirksämter Altona, Eimsbüttel und Hamburg-Mitte haben 
gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, um einem 
ausreichenden bzw. umfassenden Infektionsschutz Rech­
nung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich somit feststel­
len, dass es zu Situationen gekommen ist, die es der Polizei 
Hamburg nicht mehr möglich machten, die Einhaltung des 
Abstandsgebots und der Hygienevorgaben ohne die Anwen­
dung unmittelbaren Zwangs sicherzustellen. Zu konstatie­
ren war, dass zusätzliche Maßnahmen geboten waren, die 
sicherstellen, dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Ham­
burg-Mitte als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß 
§ 28 IfSG erstmalig am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfü­
gung erlassen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoho­
lischen Getränken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 
bis zum 2. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr 
des Folgetages in dem betroffenen Stadtteil St. Pauli unter­
sagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
zeigten, dass an jenem Wochenende (31. Juli 2020 bis  
2. August 2020) im Vergleich zu den vorangegangenen 
Wochenenden im Juli 2020 weniger Personen in den betrof­
fenen Vergnügungs- und Brennpunktvierteln auf St. Pauli 
und Altona unterwegs waren und sich wesentlich weniger 
Personenansammlungen bildeten. Es konnte insbesondere 
festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen und Besu­
cher des Stadtteils St. Pauli weitestgehend an die Vorgaben 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO hielten und sich 
zum überwiegenden Teil verständnisvoll und kooperativ 
verhielten. Dennoch ereigneten sich erneut Verstöße gegen 
das geltende Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben in den Einsatzbereichen der Polizeikom­
missariate 15, 16 und 21, die zahlreiche Ordnungswidrig­
keitenverfahren einleiten, mehrere Partys auflösen und 
Betriebe gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ für das darauffol­
gende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von Alkohol, wobei nach Überprüfung der Sach- 
und Rechtslage, insbesondere nach Auswertung der Lage­
berichte der Polizei Hamburg und des Bezirksamtes Ham­
burg-Mitte, festgelegt wurde, dass der zeitliche Geltungsbe­
reich der zweiten Allgemeinverfügung im Vergleich zur 
vorangegangenen Woche zu beschränken war. Somit wurde 

der Außer-Haus-Verkauf alkoholischer Getränke nur für die 
beiden Wochenendtage, Freitag, den 7. August 2020 und 
Samstag, den 8. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages, untersagt. Auf ein Verkaufsverbot am 
Sonntag, den 9. August 2020 wurde verzichtet. Die Lage- 
und Einsatzberichte der Polizei Hamburg sowie des Bezirk­
samts Hamburg-Mitte bestätigten die positive Wirkung des 
Verkaufsverbots nochmals. Die Polizei Hamburg stellte 
erneut ein geringeres Personenaufkommen als an den 
Wochenenden im Juli 2020 ohne Alkoholverkaufsverbot 
fest, wobei die Außengastronomie sehr gut besucht war. Die 
Abstandsvorgabe der HmbSARS-CoV2-EindämmungsVO 
traf auf eine deutlich höhere Akzeptanz bei den noch Anwe­
senden, die sich zudem überwiegend freundlich, einsichtig 
und friedlich verhielten. Die polizeilichen Feststellungen 
ließen weder erkennen, dass die Anwesenden in relevantem 
Umfang eigene alkoholische Getränke mitbrachten, noch, 
dass die Anwesenden sich in den Randbereichen der Ver­
botszone mit alkoholischen Getränken versorgt und die 
Verbotszone sodann aufgesucht hätten. Ergänzende Kon­
trollen durch das Bezirksamt bestätigten ebenfalls die deut­
liche Abnahme der Menschenansammlungen im Geltungs­
bereich des Außer-Haus-Verkaufsverbots.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamts 
Hamburg-Mitte ordnete ein Verbot des Außer-Haus-Ver­
kaufs von alkoholischen Getränken auch für das darauffol­
gende Wochenende an. Das Verbot galt wiederum für Frei­
tag, den 14. August 2020 und für Samstag, den 15. August 
2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages. 
Auch das dritte Alkoholverkaufsverbot trug nach den Fest­
stellungen der Polizei Hamburg maßgeblich zur besseren 
Einhaltung des Abstandsgebotes und der Kontaktbeschrän­
kungen bei. Die Besucherzahl stieg in den regelungsgegen­
ständlichen Vergnügungsvierteln zwar merklich gegenüber 
dem Vorwochenende an. Verstöße gegen die HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO kamen ebenfalls vor, namentlich 
innerhalb von Warteschlangen vor Gaststätten auf St. Pauli 
und durch Überfüllung der Straße „Große Freiheit“. Die 
polizeilichen Maßnahmen in Form von Gesprächen mit 
den Anwesenden und zeitweiligen Sperrungen der „Großen 
Freiheit“ trafen jedoch überwiegend auf Einsicht und 
Kooperationsbereitschaft. Die konstruktive Haltung der 
Anwesenden lässt sich augenscheinlich durch den geringe­
ren Alkoholisierungsgrad erklären, der gegenüber den 
Wochenenden vor dem erstmaligen Erlass von Alkoholver­
kaufsverboten merklich herabgesetzt war. Weitere Ansamm­
lungen im öffentlichen Raum waren nicht festzustellen. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
zeigte erneut Wirkung, wobei die Polizei keine Umgehun­
gen durch das Mitbringen von alkoholischen Getränken, 
durch etwaige fliegende Händler oder durch den Alkohol­
verkauf außerhalb der Verbotsgrenzen feststellen konnte.

Auch für das Wochenende vom 21. August 2020 bis  
22. August 2020 erließ das Bezirksamt Hamburg-Mitte eine 
weitere Allgemeinverfügung. Das vierte Alkoholverkaufs­
verbot, das jeweils von 20:00 bis 6:00 Uhr des Folgetages 
galt, zeigte überwiegend Wirkung. Verstöße konnten nur 
vereinzelt festgestellt werden. Wenige Besucherinnen und 
Besucher führten außerhalb des Geltungsbereichs erworbe­
nen Alkohol mit sich. Ansammlungen waren nur vereinzelt 
und nicht durch große Menschenmengen festzustellen. Die 
Besucherzahlen stiegen in allen Bereichen, insbesondere in 
der Umgebung der Reeperbahn und Sternschanze, ab 22:00 
Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag deutlich an. Ab 22:00 Uhr 
wechselte das eher touristisch geprägte Publikum und Gas­
tronomiebesuchern zu eher vergnügungsorientierten, jün­
geren Besucherinnen und Besuchern. Im weiteren Verlauf 
des Abends, insbesondere im Verlauf des Freitagsabends, 
wurden verstärkt aggressive jüngere Besucherinnen und 
Besucher angetroffen. Es konnte ein steigendes Unver­
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ständnis bei Besucherinnen und Besuchern ebenso wie bei 
Kioskbetreibern, bei denen Verstöße gegen das Alkoholver­
kaufsverbot oder die HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgestellt wurden, beobachtet werden.

Vor dem Hintergrund der gewonnenen Erkenntnisse 
entschied sich das Bezirksamt Hamburg-Mitte, auch für 
den Zeitraum von Freitag, den 28. August 2020 bis Samstag, 
den 29. August 2020 ein Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken zu erlassen. Dabei wurde 
nach Überprüfung der Sach- und Rechtslage, insbesondere 
nach Auswertung der Lageberichte der Polizei Hamburg 
und des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, festgelegt, dass der 
räumliche Geltungsbereich der vorherigen Allgemeinverfü­
gung beizubehalten war. Allerdings hielt das Bezirksamt 
Hamburg-Mitte es für erforderlich, den zeitlichen Gel­
tungsbereich zu verändern und das Verbot erst ab jeweils 
22:00 Uhr auszusprechen. Die zeitliche Beschränkung auf 
nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages basierte 
insbesondere auf den dargelegten Beobachtungen der Poli­
zei Hamburg am vorherigen Wochenende. Auch die fünfte 
Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke zeigte die beabsichtigte Wirkung. 
Den Lageberichten der Polizei Hamburg ist zu entnehmen, 
dass lediglich ein geringes Auftreten von Ansammlungen 
Personen zu verzeichnen war und die Lage überwiegend als 
ruhig und friedlich bezeichnet werden konnte. Auch wenn 
sich weniger Personen im Bereich des Vergnügungsviertels 
St. Pauli aufhielten, waren jedoch die Lokalitäten im 
Bereich der Reeperbahn gut besucht. Insgesamt war im 
Vergleich zum vorherigen Wochenende das Personenauf­
kommen leicht gestiegen. Der Alkoholisierungsgrad der 
Personen war grundsätzlich – im Vergleich zu den Wochen­
enden vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke – deutlich 
reduzierter. Insbesondere für den Freitagabend war aber 
festzuhalten, dass auch alkoholisierte und zeitgleich aggres­
sive Personen ab 21.00 Uhr und im weiteren Verlauf des 
Abends bzw. der Nacht unterwegs waren.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ auch für Freitag, 
den 4. September 2020 und Samstag, den 5. September 2020 
eine Allgemeinverfügung, mit der der Außer-Haus-Verkauf 
von alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages, insbesondere im Stadtteil St. Pauli 
untersagt wurde. Die Polizei Hamburg und das Bezirksamt 
Hamburg-Mitte kontrollierten in sog. Schwerpunkteinsät­
zen die Einhaltung des Verbots sowie die Einhaltung der 
Regelungen der Eindämmungsverordnung. Es bestätigten 
sich dabei die Feststellungen aus den vorangegangenen 
Wochenenden. Das erlassene Außer-Haus-Verkaufsverbot 
von alkoholischen Getränken wirkte sich erneut positiv auf 
die Anzahl und die Zusammensetzung der Besuchergrup­
pen aus. Regelmäßig hielten sich die Besucherinnen und 
Besucher an die Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO. In Warteschlagen vor den Lokalen im 
Bereich der Reeperbahn wurden die Abstandsregelungen 
aber nicht durchgehend eingehalten. Temporär war es not­
wendig, im Bereich der „Großen Freiheit“ die Besucher­
ströme zu lenken bzw. Zugänge zu sperren. Von den Gast­
stätten oder Kioskbetreiber wurde das Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs von alkoholischen Getränken ganz überwie­
gend eingehalten. Nur in Einzelfällen wurde festgestellt, 
dass mitgebrachte alkoholische Getränke im öffentlichen 
Raum konsumiert wurden. Alkoholisierte und zeitgleich 
latent aggressive Besucher waren nur vereinzelt anzutreffen.

Auch für Freitag, den 11.09.2020 und Samstag, den 
12.09.2020 hielt das Bezirksamt Hamburg-Mitte es für 
geboten, durch eine Allgemeinverfügung den Außer-Haus-
Verkauf von alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 
Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages zu untersagen. Die Polizei 

Hamburg und das Bezirksamt Hamburg-Mitte kontrollier­
ten auch an diesem Wochenende in sog. Schwerpunktein­
sätzen die Einhaltung des Verbots sowie die Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO. 
Abermals konnte festgehalten werden, dass das Verbot eine 
positive Wirkung zeigt. Die betroffenen Bereiche verzeich­
neten ein ähnliches Personenaufkommen wie in der Vorwo­
che. Die Abstandsgebote konnten weitestgehend eingehal­
ten werden. Lediglich bei der kurzzeitigen Bildung von 
Warteschlangen herrschte Handlungsbedarf vor Ort. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Geträn­
ken wurde ausnahmslos beachtet. Es konnte nicht festge­
stellt werden, dass Personen sich im unmittelbaren Randbe­
reich der Verbotszonen mit alkoholischen Getränken ver­
sorgten und damit in die Verbotszonen zurückkehrten.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ auch für Freitag, 
den 18. September 2020 und Samstag, den 19. September 
2020 eine Allgemeinverfügung, mit der der Außer-Haus-
Verkauf von alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 
Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt wurde. Die Poli­
zei Hamburg und das Bezirksamt Mitte führten auch an 
diesem Wochenende gemeinsame Schwerpunkteinsätze 
durch, bei denen festgestellt werden konnte, dass sich die 
erlassene Allgemeinverfügung erneut insgesamt positiv auf 
die Anzahl und die Zusammensetzung der Besuchergrup­
pen auswirkte. Wieder war ein erhöhtes Besucheraufkom­
men, insbesondere in der Nacht von Samstag auf Sonntag, 
zu konstatieren. Insbesondere waren aber auch die Lokali­
täten und die Außengastronomie stark ausgelastet. Der 
Anteil jüngerer Personen nahm im Laufe des Abends und 
der Nacht stetig zu, wobei der Alkoholisierungsgrad im 
Vergleich zu den Wochen vor Erlass der Allgemeinverfü­
gungen weiterhin deutlich reduziert war. Im Bereich der 
Großen Freiheit war das Personenaufkommen in der Nacht 
teilweise so hoch, dass der Zugang in diesem Bereich mehr 
als eine Stunde lang temporär reglementiert werden musste. 
Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen 
Getränken wurde beachtet

Auch an dem anschließenden Wochenende untersagte 
das Bezirksamt Hamburg-Mitte durch Allgemeinverfügung 
für Freitag, den 25. September 2020 und Samstag, den 26. 
September 2020 den Außer-Haus-Verkauf von alkoholi­
schen Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des 
Folgetages. Die Polizei Hamburg und das Bezirksamt Mitte 
führten auch an diesem Wochenende gemeinsame Schwer­
punkteinsätze durch. Die Besucherzahlen im Bereich des 
Vergnügungsviertel St. Pauli waren mit denen des vorheri­
gen Wochenendes vergleichbar. Erneut wurde festgestellt, 
dass sich die erlassene Allgemeinverfügung insgesamt posi­
tiv auf die Zusammensetzung der Besuchergruppen aus­
wirkte. Wieder war ein – im Vergleich zu den Zeiten ohne 
Verbotsverfügung – geringerer Alkoholisierungsgrad der 
Besucher und Besucherinnen zu konstatieren. Dieses lässt 
sich vornehmlich auf das Verbot und die mangelnde Mög­
lichkeit kostengünstige Getränke außerhalb von Gaststät­
ten zu erwerben zurückführen. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken wurde bis auf wenige 
Ausnahmen beachtet.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erließ auch für den 
Zeitraum von Freitag, den 2. Oktober 2020 bis Samstag, den 
3. Oktober 2020 sowie von Freitag, den 9. Oktober bis Sams­
tag, den 10. Oktober eine Allgemeinverfügung, mit welcher 
der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken 
jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt 
wurde. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hielt es angesichts 
der gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen für erforderlich, 
den zeitlichen Geltungsbereich auf zwei aufeinanderfol­
gende Wochenenden auszuweiten. Wie bereits an vergange­
nen Wochenenden führten die Polizei Hamburg sowie das 
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Bezirksamt Hamburg-Mitte an den Wochenenden des 2. 
Oktober 2020 und 3. Oktober 2020 sowie des 9. Oktober 
2020 und des 10. Oktober 2020 ebenfalls Kontrollen durch, 
bei denen sich erneut eine positive Auswirkung der erlasse­
nen Allgemeinverfügung zeigte. Den Lageberichten der 
Polizei Hamburg ist zu entnehmen, dass lediglich ein gerin­
ges Auftreten von Ansammlungen zu verzeichnen war und 
die Lage überwiegend als ruhig und friedlich bezeichnet 
werden konnte. Zeitweise waren allerdings im Bereich der 
Großen Freiheit Lenkungs- und Sperrmaßnahmen notwen­
dig. Weiterhin wirkte sich die Allgemeinverfügung positiv 
auf die Anzahl und Zusammensetzung der Besuchergrup­
pen aus. Der Alkoholisierungsgrad der Besucher und Besu­
cherinnen waren nach wie vor gering. Das Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Getränken wurde 
überwiegend eingehalten.

Nach Einschätzung der Polizei Hamburg und des 
Bezirksamts Hamburg-Mitte ist es grundsätzlich aus epide­
miologischen Gründen weiterhin angezeigt, die positive 
Wirkung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen 
Getränken an Wochenendtagen in bestimmten, hoch fre­
quentierten Bereichen zur Abend- und Nachtzeit aufrecht­
zuerhalten da ohne die Allgemeinverfügung aus polizeili­
cher Erfahrung eine aggressivere Grundstimmung sowie 
weiterreichende Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO zu erwarten sind. Derzeit herrscht aufgrund 
der erlassenen Allgemeinverfügungen zwar eine entspannte 
Grundstimmung bei den Besucherinnen und Besuchern, 
was unter anderen auf das veränderte Besucherklientel und 
insbesondere auf den geringeren Alkoholisierungsgrad der 
Besucherinnen und Besucher zurückzuführen ist. Beim 
Wegfall der Allgemeinverfügung würde der Zugang zum 
Alkohol jedoch wesentlich vereinfacht. In der Folge wäre 
davon auszugehen, dass der Grad der Alkoholisierung und 
auch die Anzahl der vor Ort befindlichen Personen wesent­
lich zunehmen würden.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hat aufgrund der 
Erkenntnisse aus den Wochenendlagen ab Juni 2020 Grund 
zu der berechtigten Annahme, dass im Zusammenhang mit 
steigendem Alkoholkonsum, die geltenden Abstandsrege­
lungen von dem hier zu erwartenden Personenkreis regel­
mäßig nicht eingehalten und durch polizeiliche Einsätze 
auch nicht, schon gar nicht proaktiv, unterbunden werden 
können. Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet 
ist insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und 
attraktiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu der 
stark von einer SARS-CoV-2-Infektion betroffenen Alters­
gruppe. Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener 
Gruppen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der 
Kontakte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch 
gebotene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infekti­
onsketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden 
sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass die Örtlichkeiten über den Bezirk Hamburg-Mitte 
hinaus äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürch­
ten, dass die Infektionslage durch externe Besucherinnen 
und Besucher noch unübersichtlicher werden kann. Das 
Virus kann aus dem Umland oder anderen Bezirken in den 
Bezirk Hamburg-Mitte hineingetragen werden. Genauso ist 
eine Verbreitung in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes zu befürchten. Die beobachte­
ten Personengruppen zeichnen sich durch eine vergleichs­
weise hohe Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren 
Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren 
Menschenansammlung im Bezirk Hamburg-Mitte zu einem 
Infektionsausbruch kommen (sog. Superspreader-Event), 
wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von Infektions­
ketten, ausgeschaltet. „Superspreading Events“ („SSE“) 
sind Ereignisse, bei denen eine infektiöse Person eine 

Anzahl an Menschen ansteckt, die deutlich über die durch­
schnittliche Anzahl an Folgeinfektionen hinausgeht. 
Darunter werden Einzelereignisse verstanden, im Gegen­
satz zu Situationen mit intensiver Übertragung, wo mehrere 
Ereignisse, vielleicht sogar über mehrere Tage zum Übertra­
gungsgeschehen beitragen. Für das Auftreten eines „SSE“ 
sind drei Aspekte von Bedeutung: 1. die Anwesenheit eines 
Superspreaders, 2. die äußeren Begleitumstände (Setting) 
und 3. die Eigenschaften der Exponierten. Die individuelle 
Infektiosität unterliegt vermutlich einer großen Streuung, 
so dass wenige Personen sehr infektiös und viele weniger 
infektiös sind. Möglicherweise spielt hierbei eine Rolle, 
dass mache Personen besonders viele infektiöse Partikel 
beim Atmen, Sprechen oder Singen emittieren (sog. 
„super-emitter“). Darüber hinaus gibt es Begleitumstände, 
die eine ungewöhnlich hohe Übertragung begünstigen. Zu 
diesen gehören vor allem Situationen, in denen sich kleine, 
infektiöse Partikel (aerolisierte Partikel) im Raum anrei­
chern. Dazu tragen bspw. die vermehrte Freisetzung kleiner 
Partikel durch Schreien oder Singen und Aktivitäten mit 
gesteigerter Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor können 
extensive soziale Interaktion und erhöhte Kontaktraten 
sein. Auch wenn sich unter den Exponierten besonders 
viele vulnerable Personen befinden, kann es zu einer großen 
Anzahl an Übertragungen kommen. So sind ältere Personen 
und Personen mit bestimmten Vorerkrankungen empfäng­
licher.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hat sich angesichts die­
ser Umstände sowie aufgrund der stark gestiegenen Anzahl 
an Neuinfektionen dazu entschlossen, den Außer-Haus-
Verkauf von alkoholischen Getränken in den vorbenannten 
Gebieten erneut im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr 
eines unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu 
begegnen. Aufgrund der o.g. Erfahrungen wird dabei der 
räumliche Geltungsbereich des Verbots der letzten Wochen­
enden beibehalten.

Allerdings war der zeitliche Geltungsbereich auszuwei­
ten. Die Anzahl der Neuinfektionen in Hamburg ist in den 
letzten Tagen deutlich angestiegen ist. Am 8. Oktober 2020 
wurde in Hamburg erstmals eine 7-Tage-Inzidenz von mehr 
als 35 erreicht, welches eine kritische Marke darstellt. Ein 
weiterer Anstieg auf einen Wert von mehr als 50 ist zu 
befürchten, welches erneute weitreichende Einschränkun­
gen des öffentlichen Lebens mit sich bringen wird. Da 
nicht absehbar ist, dass das Infektionsgeschehen bis Ende 
November sichtlich abklingt, hat sich das Bezirksamt Ham­
burg-Mitte dazu entschieden, den zeitlichen Geltungsbe­
reich der Allgemeinverfügung auf die nächsten sieben 
Wochenenden auszuweiten.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus­
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver­
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei­
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran­
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho­
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
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§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff der 
„Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der Infek­
tionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum an 
geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Notwen­
digkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste­
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß­
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz­
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmten lässt. Unabhängig 
von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir­
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson­
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits­
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men­
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen und Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko­
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab­
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun­
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei­
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah­
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not­
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund­
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund­
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher­
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund­
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin­
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer­
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten­
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte ist bei ständiger Überprüfung 
ihrer möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen 
einerseits und der Berücksichtigung des Gewichts der ver­
bleibenden Grundrechtseingriffe andererseits darauf 
bedacht, in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende 
Annäherung an die Situation vor Beginn der Corona-Pan­
demie zu erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Locke­
rungen, mit denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko 
verbunden ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, 
diese stufenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län­
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden.

Durch größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. 
in größeren Gruppen alkoholische Getränke konsumieren 
und denen die Einhaltung der Abstands- und Hygienere­
geln zunehmend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infek­
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert. Die 
Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei Hamburg 
und des Bezirksamts Hamburg-Mitte haben vor dem erst­
maligen Erlass von Alkoholverkaufsverboten gezeigt, dass 
aufgrund der enthemmenden Wirkung von Alkohol das 
Abstandsgebot nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der 
Abstandsregelungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um 
der Gefahr des weiteren Anstiegs der Neuinfektionszahlen 
zu begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzuset­
zen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber 
zu unterstützen, dienen somit einem berechtigten, allge­
meinen Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab­
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg­
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter­
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge­
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko­
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon­
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono­
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
nicht auf den öffentlichen Flächen, die von der Allgemein­
verfügung erfasst werden, ansammeln. Das Alkoholver­
kaufsverbot erleichtert die Einhaltung und die Durchset­
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zung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO aber auch 
dort, wo gleichwohl Ansammlungen entstehen. Denn der 
geringere Alkoholisierungsgrad der Anwesenden verbessert 
die Einsicht und Kooperationsbereitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste­
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschenan­
sammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die poli­
zeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial als auch das Infekti­
onsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs­
intensitäten geht das Bezirksamt Hamburg-Mitte davon 
aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi­
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf­
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand­
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor­
gehen vorzuziehen.

3.
Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho­

lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli­
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß­
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vergangenen elf Wochenen­
den gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass 
derzeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches in 
gleicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel zu errei­
chen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh­
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro­
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in 
einem unverhältnismäßig hohen Maße- bei der Geschäfts­
ausübung beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig­
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu­
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund­
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre­
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali­
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver­
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen­
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 

ausgesprochen wurde, musste festgestellt werden, dass 
potentielle Kundinnen und Kunden dann auf andere 
Betriebe ausgewichen sind. Die epidemiologisch bedenkli­
chen Menschenansammlungen konnten durch diese Maß­
nahmen nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, 
um dem Infektionsschutz in hinreichender Weise nachzu­
kommen.

Die Erfahrungen der elf zurückliegenden Wochenenden 
haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive Unter­
sagung das Entstehen epidemiologisch kritischer Men­
schenansammlungen bereits im Vorwege effektiv unterbun­
den werden kann. Bei den noch vorhandenen Ansammlun­
gen war deutlich sichtbar, dass es den anwesenden Personen 
nun erheblich leichter fiel, die aus epidemiologischer Sicht 
gebotenen Regeln einzuhalten.

Auch die zu erwartende Anzahl an Besucherinnen und 
Besuchern machen das Alkoholverkaufsverbot zusätzlich 
erforderlich. Sie würden, wenn der Außer-Haus-Verkauf 
von alkoholischen Getränken erlaubt wäre, voraussichtlich 
zu mehr und beharrlicheren Verstößen gegen die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO führen. Denn ein 
höherer Alkoholisierungsgrad würde die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Anwesenden zur Einhaltung der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO herabsetzen sowie die 
Kooperationsbereitschaft mit der Polizei verringern. Die 
gewissenhafte Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO ist im öffentlichen Raum bei einer hohen Anzahl 
an Besucherinnen und Besuchern umso dringlicher, weil 
die Kapazität der konzessionierten Bereiche und der 
Außengastronomiebereiche schneller erschöpft ist.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen 
Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen Gel­
tungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche Gast­
stätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske – 
gleichermaßen. Insofern wird einerseits dem Grundsatz der 
allgemeinen Gleichbehandlung Genüge getan und anderer­
seits etwaigen Ausweichbewegungen von Besucherinnen 
und Besuchern entgegengewirkt.

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe­
reich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehalten. 
Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Hamburg-Mitte an den zurückliegenden 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnissen. Der Stadtteil 
St. Pauli wird von auswärtigen Besucherinnen und Besu­
chern frequentiert. Die in diesem Bereich belegenen 
Betriebe dienen vordringlich der Versorgung der Besuche­
rinnen und Besucher mit alkoholischen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun­
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
geht allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen 
Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke an den Schwerpunkten sodann mit Abwande­
rungsbewegungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten 
zu rechnen ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen 
Wochen zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen 
und Besucher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt 
sind, unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Eimsbüttel und Altona haben bereits 
angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, 
sodass sichergestellt werden kann, dass sich das infektions­

Amtl. Anz. Nr. 92Freitag, den 23. Oktober 20202146



schutzrechtlich problematische Geschehen nicht schlicht 
in andere Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe­
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei­
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte­
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 22:00 Uhr vollzieht. Die Beibehaltung der zeitlichen 
Beschränkung auf 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
trägt insbesondere den Beobachtungen der Polizei Ham­
burg der letzten Wochenenden Rechnung. Demnach wird 
die Lage von 20:00 bis 22:00 Uhr von der Polizei Hamburg 
noch in allen Gebieten als friedlich und entspannt wahrge­
nommen. Allerdings steigen die Besucherzahlen in allen 
Bereichen, insbesondere der Umgebung der Reeperbahn 
und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag 
regelmäßig deutlich an.

Auch ist zu konstatieren, dass aggressive und alkoholi­
sierte Personen in dieser Zeitspanne anzutreffen sind. Dass 
die Lage, insbesondere am letzten Wochenende, dennoch 
als insgesamt ruhig bewertet werden konnte und ein gerin­
ges Auftreten von Ansammlungen im öffentlichen Raum zu 
verzeichnen war, ist auf den Erlass der vorherigen Allge­
meinverfügungen zurückzuführen und unterstreicht die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme. 
Ein Verzicht auf diese Maßnahme zum jetzigen Zeitpunkt 
ist aus epidemiologischer Sicht nicht geboten.

Den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken 
lediglich nur für das bevorstehende Wochenende zu unter­
sagen, würde ebenfalls kein milderes Mittel darstellen, da 
sich die Lage angesichts des derzeitigen Infektionsgesche­
hens in Hamburg nicht kurzfristig entspannen wird.

Insbesondere ist aufgrund der bevorstehenden kalten 
Jahreszeit und des derzeitigen Infektionsgeschehens zu 
erwarten, dass die Infektionszahlen, die bereits jetzt eine 
7-Tage-Inzidenz von mehr als 35 überschritten haben, über 
eine längere Dauer weiter ansteigen werden, so dass bereits 
jetzt prognostiziert werden kann, dass auch an den sieben 
nachfolgenden Wochenenden die Untersagung des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforderlich sein 
wird. Ferner dient die Verlängerung der Geltungsdauer um 
sieben Wochen der aus Gründen der Rechts- und Normen­
klarheit gebotenen zeitlichen Harmonisierung der Rege­
lung in der Allgemeinverfügung mit der Geltungsdauer der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die 
bis zum 30.11.2020 gilt. Vor diesem Hintergrund und dem 
Gebot der Vorhersehbarkeit des staatlichen Handelns, ist es 
nur konsequent die Untersagung schon jetzt auszusprechen. 
Im Übrigen wird es den Gewerbetreibenden dadurch im 
Vorwege ermöglicht, sich auf diese Situation besser einzu­
stellen. Gleichwohl wird das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
während des Verfügungszeitraumes regelmäßig die Sinn- 
und Zweckmäßigkeit der hier getroffenen Maßnahme eva­
luieren und prüfen, inwieweit aktuell noch die Notwendig­
keit besteht, an der verfügten Infektionsschutzmaßnahme 

festzuhalten. Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird 
durch die Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die 
übrige Gewerbetätigkeit uneingeschränkt fortgeführt wer­
den kann. Die Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen 
ihrer konzessionierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische 
Getränke ausschenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstel­
len, Lieferbetriebe und vergleichbare Gewerbebetriebe ver­
bleibt es bei der Möglichkeit, das übrige Sortiment an 
Kundinnen und Kunden zu verkaufen. Dass in diesem 
Zusammenhang auch sog. Kofferraumgeschäfte und private 
Straßenverkäufe nicht zulässig sind und nicht geduldet 
werden, ist offenkundig.

4.
Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich­
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe­
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswir­
kungen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen 
überschaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des 
Einzelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäftli­
chen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver­
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor­
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier­
ten Abende und Nächte an den nachfolgenden sieben 
Wochenenden (Freitag, den 16. Oktober 2020 und Samstag, 
den 17. Oktober 2020, Freitag, den 23. Oktober 2020 und 
Samstag, den 24. Oktober 2020, Freitag, den 30. Oktober 
2020 und Samstag, den 31. Oktober 2020, Freitag, den  
6. November 2020 und Samstag, den 7. November 2020, 
Freitag, den 13. November 2020 und Samstag, den  
14. November 2020, Freitag, den 20. November 2020 und 
Samstag, den 21. November 2020 sowie am Freitag, den  
27. November 2020 und Samstag, den 28. November) jeweils 
von 22:00 Uhr bis um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, 
da anzunehmen ist, dass auch an diesen Wochenenden zu 
diesem Zeitpunkt wieder vermehrt viele Bürgerinnen und 
Bürger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
im öffentlichen Raum aufsuchen werden. Die Erkenntnisse 
der letzten Wochenenden haben gezeigt, dass derzeit eine 
zeitliche Beschränkung auf 22:00 Uhr ausreicht, um das mit 
der Allgemeinverfügung bezweckte Ziel, die Einhaltung des 
Abstandsgebotes, zu erreichen. Eine etwaige zeitliche Vor­
verlagerung würde die Betroffenen voraussichtlich über das 
gebotene Maß hinaus einschränken

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver­
laufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks­
amt Hamburg-Mitte verkennt nicht, dass mit dem aberma­
ligen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegen­
über dem vergangenen Wochenende weitergehende, weil 
fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der vor Ort ansässigen 
Kioskbetreiber – einhergeht. In Anbetracht der möglichen 
Folgen einer weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 kann die Entscheidung über die notwendigen Infek­
tionsschutzmaßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach 
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Kassenlage“ getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für 
Kioskbetreiber, sondern auch für viele andere Branchen 
und Gewerbetreibende. Ein unzumutbares Sonderopfer 
wird den Kioskbetreibern daher durch das Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke nicht abver-
langt. Durch die Anpassung des zeitlichen Rahmens dürf-
ten die Folgen für die Kioskbetreiber geschmälert werden.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erkennt an, dass es sich 
bei den von der Allgemeinverfügung Betroffenen mögli-
cherweise nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die 
einschlägige Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, 
die von einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als 
Störer im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen 
(siehe VGH München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 
20 Cs 20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenen-
den Ende Juni und Juli vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig-
net ist, um die epidemiologisch gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein däm mungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah-
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät-
zung des Bezirksamts Hamburg-Mitte kann leider noch 
nicht von einem verantwortungsbewussten Verhalten der 
Besucherinnen und Besucher ausgegangen werden, sodass 
ein behördliches Tätigwerden weiterhin notwendig ist. 
Dies wird dadurch deutlich, dass auch an den vergangenen 
Wochenenden weiterhin Verstöße gegen die HmbSARS-
CoV-2-Ein däm mungsVO geahndet, Partys aufgelöst und 
Betriebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wir-
kungen hingegen, die an den vergangenen Wochenenden 
ebenfalls festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf 
ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein-
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes 
Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die ohnehin hohe Anzahl 
an Besucherinnen und Besuchern an gewöhnlichen 
Wochenendtagen, macht die verlässliche Einhaltung der 
HmbSARS-CoV-2-Ein däm mungsVO im öffentlichen Raum 
noch dringlicher. Vor dem Hintergrund des weiterhin 
bestehenden hohen Infektionsrisikos, des aktuellen 
Anstiegs der Neuinfektionszahlen und im Sinne einer effek-
tiven Gefahrenabwehr sind daher weiterhin Maßnahmen zu 
ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 1 1. Alt (Gefahr 
im Verzug) und Nr. 4 Alt. 1 (Erlass einer Allgemeinverfü-
gung) HmbVwVfG abgesehen. Die Gebotenheit der soforti-
gen Entscheidung ergibt sich im vorliegenden Fall aus der 
kurzfristigen Aktualisierung der Gefahrenprognose für die 
anstehenden Wochenenden. Aufgrund der gegenwärtigen 
Situation kann seitens des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
nicht ausgeschlossen werden, dass es durch die zu erwarten-
den Menschenansammlungen sowie den Alkoholkonsum 
zu erheblichen Gesundheitsgefahren für die anwesenden 
Bürgerinnen und Bürger durch eine hohe Krankheitsüber-
tragungsrate des Coronavirus SARS-CoV-2 kommen wird.

6.
Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 

gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz. 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Die Situ-
ation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke wird für die kommenden 
Wochenenden angeordnet. Eine etwaige Bekanntmachung 
der Allgemeinverfügung im Amtlichen Anzeiger würde 
aber voraussichtlich erst so spät erfolgen, dass die Allge-
meinverfügung teilweise keine Wirksamkeit mehr entfalten 
kann.

Die Allgemeinverfügung wurde am 15. Oktober 2020 auf 
der Internetseite des Bezirksamtes Hamburg-Mitte (https://
www.hamburg.de/mitte) zugänglich gemacht und wird 
somit am 16. Oktober 2020 wirksam. Die Allgemeinverfü-
gung kann gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 HmbVwVfG im 
Innenhof des Bezirksamts Hamburg-Mitte, Caffamacher-
reihe 1-3, 20355 Hamburg, eingesehen werden

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 

Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Ham-
burg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, Wider-
spruch erhoben werden.

Hinweise
Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-

lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 e geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte die Polizei Hamburg ersucht, 
im Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Hamburg-Mitte
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur­
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste­
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 15. 
Oktober 2020, 14.41 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/eimsbuettel 
abrufbar.

Hamburg, den 15. Oktober 2020

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 2150

Allgemeinverfügung des Bezirksamtes Eimsbüttel 
vom 15. Oktober 2020 zum Verbot des Außer-Haus- 

Verkaufs alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Eimsbüttel erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhü­
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert wor­
den ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung 
über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom  
27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch 
Anordnung vom 4. August 2020 (Amtl. Anz. S. 1945), die 
folgende Allgemeinverfügung:

1. 	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb des in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereichs ist in dem Zeitraum 
vom 16. Oktober 2020 bis zum 29. November 2020 am 
Freitag und Samstag von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des 
Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon ist der 
Ausschank von alkoholischen Getränken im konzes-
sionierten Bereich, einschließlich der genehmigten 
Außengastronomie von Gaststätten, für den Verzehr 
an Ort und Stelle.

2. 	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Zu
gänglichmachung auf der Internetseite unter https://
www.hamburg.de/eimsbuettel als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig vor.

Bei SARS-CoV-2 (schweres- akutes- respiratorisches- 
Syndrom- Coronavirus- 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver­
laufende Krankheit (COVID-19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei­
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru­
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 
steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 

Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID-19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke­
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits, bevor die Infizierten die Symp­
tome entwickeln oder bei nur sehr geringer Symptomatik 
übertragen werden– das macht es schwer, seine Ausbreitung 
zu kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemiege­
schehens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen mit 
vielen Fällen. Die Gefährdung für die Gesundheit der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland wird, insbe­
sondere mit Blick auf die aktuelle Reisesaison, nach der 
Bewertung des Robert Koch-Instituts, das für die Vorbeu­
gung übertragbarer Krankheiten und die Verhinderung der 
Weiterverbreitung von Infektionen eine besondere Exper­
tise aufweist (§ 4 IfSG), unverändert als hoch eingeschätzt. 
Nach den vorliegenden medizinischen Erkenntnissen ist 
die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Die Zahl der täglich neu über­
mittelten Fälle steigt insbesondere seit der 30. Kalenderwo­
che stark an. Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und 
nimmt an Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der 
Situation muss unbedingt vermieden werden, da das Robert 
Koch-Institut die Gefährdung für die Gesundheit der 
Bevölkerung in Deutschland nach wie vor weiterhin insge­
samt als hoch einschätzt, für Risikogruppen sogar als sehr 
hoch. Einerseits muss der Anstieg in den jüngeren Bevölke­
rungsgruppen gebrochen werden, andererseits gilt es, zu 
verhindern, dass auch die älteren und besonders gefährde­
ten Bevölkerungsgruppen wieder vermehrt betroffen wer­
den. Sobald sich wieder vermehrt ältere Menschen infizie­
ren, muss auch mit einem Anstieg der Hospitalisierungen 
und Todesfälle gerechnet werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe­
dingungen/-verhältnissen und auch vom individuellen Ver­
halten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs­
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 µm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 µm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson­
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen werden Aero­
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter­
schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund­
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen­
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1-2 Metern 
um eine infizierte Person herum erhöht. Da weder eine 
spezifische Therapie noch eine Impfung zur Verfügung ste­
hen, müssen Schutzmaßnahmen getroffen werden, die dar­
auf gerichtet sind, die Verbreitung des Virus so gut wie 
möglich zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der 
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Bevölkerung hängt nach den Einschätzungen des Robert 
Koch-Instituts maßgeblich von der Einhaltung des 
Abstandsgebots, Kontaktbeschränkungen, Tragen von 
Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den eingeleiteten Gegen­
maßnahmen (Kontaktnachverfolgung, Quarantäne und 
Testungen) ab.

Hierfür hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona­
virus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person 
aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Personen 
als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut 
nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlun­
gen der zuständigen Stellen zur Vermeidung der Übertra­
gung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten und hierzu 
geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. Nach Absatz 2 
dieser Vorschrift müssen Personen an öffentlichen Orten 
grundsätzlich einen Mindestabstand von 1,5 m zueinander 
einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen gelten nur in einem 
eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
bzw. aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht mehr ein­
gehalten werden können, begünstigt dies die Übertragung 
von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol­
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe­
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt auch in der aktuellen 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse­
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek­
tionsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern. Sofern insbe­
sondere im Zusammenhang mit dem Konsum von alkoholi­
schen Getränken, die vorgenannten Mindeststandards, die 
verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von Perso­
nen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weitergehen­
der Anordnungen, um einen Gesundheitsschutz effektiv zu 
gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Eimsbüttel, als der für 
den Bezirk Hamburg Eimsbüttel zuständigen Infektions­
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlassen 
wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen beson­
dere Gefahrenlagen erkannt und ihnen zum Schutz vor 
Infektionsgefahren für die menschliche Gesundheit begeg­
net werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 
zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Eimsbüttel, kon­
kret in dem Stadtteil Eimsbüttel und hier im Umfeld der 
Altonaer Straße (Eimsbütteler Schanze), in den Abendstun­
den sowie zur Nachtzeit festgestellt. Aufgrund der zurück­
liegenden Lockerungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO und der damit einhergehenden Zunahme des 
geselligen Zusammenseins erfährt der vorgenannte Bereich 
einen stetigen Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, 

sowohl in den dortigen Gastronomiebetrieben als auch auf 
den umliegenden öffentlichen Flächen und Wegen. Dabei 
war in der Regel festzustellen, dass viele der anwesenden 
Personen ohne die gebotenen Abstände dicht und sichtlich 
alkoholisiert beieinander standen. Aufforderungen der Ein­
satzkräfte, die Abstandsregelungen einzuhalten, waren 
nicht geeignet, eine Verhaltensänderung der Besucherinnen 
und Besucher zu erreichen. Vor Erlass der Allgemeinverfü­
gungen zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke stellten die Bereiche vor Alkoholverkaufsstellen 
in den Vergnügungsvierteln besondere Brennpunkte dar. 
Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vorplätze von 
Kiosken und Gaststätten mit Außer-Haus-Verkauf alkoholi­
scher Getränke. Es bildeten sich lange Personenschlangen, 
die Verkaufsstellen waren zeitweilig überfüllt.

In den angrenzenden Bezirken Altona und Hamburg- 
Mitte wurde bereits am Wochenende vom Freitag, den  
26. Juni 2020 bis zum Sonntag, den 28. Juni 2020, einzelnen 
Betrieben der Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. 
Diese punktuellen Maßnahmen konnten eine verlässliche 
Einhaltung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst 
sichtbaren Erfolge vor Ort führten teilweise zu Abwande­
rungstendenzen in andere Bereiche und waren nur vorüber­
gehender Natur. Seitens der Polizei Hamburg konnte nicht 
festgestellt werden, dass die verantwortlichen Gastronomen 
bzw. Betreiber von Einzelhandelsgeschäften auf eine Ein­
haltung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO einen 
spürbaren Einfluss ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon­
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO insbesondere im unmittelbar angrenzenden 
Stadtteil Sternschanze festgestellt. Einhergehend mit der 
Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten sowohl die Vergnü­
gungs- als auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze und 
auf St. Pauli insgesamt wieder steigende Besucherzahlen. 
Am Wochenende zwischen dem 24. Juli 2020 und dem 26. 
Juli 2020 waren erstmals wieder Besucherzahlen erreicht 
worden, wie sie vor den beschränkenden Maßnahmen vor 
der Eindämmung der Pandemie im März dieses Jahres 
üblich waren. Das Personenaufkommen war in den Nacht­
stunden bei Besucherinnen und Besuchern an den belieb­
ten Orten wiederholt sehr groß, insbesondere in dem 
Bereich der Sternschanze und der Großen Freiheit auf St. 
Pauli. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der Polizei Besu­
cherströme lenken und in Teilen die Straßen gegen einen 
weiteren Zulauf absperren. Für den Bereich der Stern­
schanze konnte am 25. Juli 2020 festgestellt werden, dass in 
der Spitze zwischen 20 Uhr und 24 Uhr bis zu 1.400 Besu­
cherinnen und Besucher allein den Bereich Schulterblatt/
Piazza aufgesucht hatten. Die Besucherinnen und Besucher 
des Stadtteils brachten nur in seltenen Fällen alkoholische 
Getränke zum Verzehr selbst mit. Der Erwerb von alkoholi­
schen Getränken an den Kiosken bzw. Gaststätten führte zu 
einem sehr großen Andrang vor den entsprechenden Objek­
ten. In den späten Abend- bzw. Nachstunden kam es alko­
holbedingt zu einem enthemmten, teilweise auch zügello­
sem Verhalten der Besucherinnen und Besucher. Der Orts­
teil Sternschanze liegt in unmittelbarer Nähe zum oben 
genannten Bereich der Altonaer Straße des Zuständigkeits­
bereiches des Bezirksamtes Eimsbüttel und ist als „Eims­
bütteler Schanze“ dem Schanzenviertel – nicht jedoch dem 
Ortsteil Sternschanze – zuzuordnen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver­
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO auszusprechen. Dies hatte zur Folge, dass 
der Bedarf an alkoholischen Getränken fast vollständig aus 
Kiosken gedeckt wurde. Dabei konnte festgestellt werden, 
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dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen Abwan­
derungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur Folge 
hatte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlagen, in 
denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde.

Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur sehr wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Ein­
satzkräfte wurde zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, 
befolgt. Es ist zu erwarten, dass das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke im Bereich des Schulter­
blatts zu Abwanderungsbewegungen in Richtung Altonaer 
Straße führen wird.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali­
gen Erlass von Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs-alkoholischer Getränke der 
Bezirksämter Altona, Eimsbüttel und Hamburg-Mitte 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um ausreichenden bzw. umfassenden Infektionsschutz 
Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich somit 
feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die es der 
Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die Einhal­
tung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben ohne 
die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustellen. Zu 
konstatieren war, dass zusätzliche Maßnahmen geboten 
waren, die sicherstellen, dass den Regelungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, insbesondere dem 
Abstandsgebot gemäß § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO, nachgekommen wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Eims­
büttel als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 
IfSG erstmalig am 30. Juli 2020 eine erste Allgemeinverfü­
gung erlassen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoho­
lischen Getränken für das Wochenende vom 31. Juli 2020 
bis zum 2. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr 
des Folgetages in dem betroffenen Ortsteil untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg zeigten, dass an jenem Wochenende im 
Vergleich zu den vorangegangenen Wochenenden im Juli 
2020 weniger Personen in den betroffenen Vergnügungs­
vierteln unterwegs waren und sich wesentlich weniger Per­
sonenansammlungen bildeten. Es konnte insbesondere fest­
gestellt werden, dass sich die Besucherinnen und Besucher 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung weitestgehend 
an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
hielten und sich zum überwiegenden Teil verständnisvoll 
und kooperativ verhielten. Dennoch ereigneten sich erneut 
Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot sowie gegen die 
allgemeinen Hygienevorgaben der HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO, sodass die Polizei Hamburg in den Einsatz­
bereichen der Polizeikommissariate 15, 16 und 21 die zahl­
reiche Ordnungswidrigkeitenverfahren einleiten, mehrere 
Partys auflösen und Betriebe gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Hamburg Eimsbüttel erließ für das 
darauffolgende Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs von Alkohol für den betroffenen Ortsteil, 
wobei nach Überprüfung der Sach- und Rechtslage, insbe­
sondere nach Auswertung der Lageberichte der Polizei 
Hamburg, festgelegt wurde, dass der zeitliche Geltungsbe­
reich der zweiten Allgemeinverfügung im Vergleich zur 
vorangegangenen Woche zu beschränken war. Somit wurde 
der Außer-Haus-Verkauf alkoholischer Getränke nur für 
Freitag, den 7. August 2020 und für Samstag, den 8. August 
2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
untersagt. Die Lage- und Einsatzberichte der Polizei Ham­
burg bestätigten die positive Wirkung des Verkaufsverbots 
nochmals. Die Polizei Hamburg stellte erneut ein geringe­
res Personenaufkommen als an den Wochenenden im Juli 
2020 ohne Alkoholverkaufsverbot fest, wobei die Außengas­

tronomie sehr gut besucht war. Die Abstandsvorgabe der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO traf auf eine deutlich 
höhere Akzeptanz bei den noch Anwesenden, die sich 
zudem überwiegend freundlich, einsichtig und friedlich 
verhielten. Die polizeilichen Feststellungen ließen weder 
erkennen, dass die Anwesenden in relevantem Umfang 
eigene alkoholische Getränke mitbrachten, noch, dass die 
Anwesenden sich in den Randbereichen der Verbotszone 
mit alkoholischen Getränken versorgt und die Verbotszone 
sodann aufgesucht hätten.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamtes 
Hamburg Eimsbüttel ordnete ein Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken auch für das darauf­
folgende Wochenende an. Das Verbot galt wiederum für 
Freitag, den 14. August 2020 und für Samstag, den 15. 
August 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folge­
tages. Auch das dritte Alkoholverkaufsverbot trug nach den 
Feststellungen der Polizei Hamburg maßgeblich zur besse­
ren Einhaltung des Abstandsgebotes und der Kontaktbe­
schränkungen bei. Die Besucherzahl stieg in den Vergnü­
gungsvierteln zwar merklich gegenüber dem Vorwochen­
ende an. Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO kamen ebenfalls vor, namentlich innerhalb von 
Warteschlangen vor Gaststätten die Überfüllung einzelner 
Straßen. Die polizeilichen Maßnahmen in Form von 
Gesprächen mit den Anwesenden und zeitweiligen Sper­
rungen von Straßenzügen trafen jedoch überwiegend auf 
Einsicht und Kooperationsbereitschaft. Die konstruktive 
Haltung der Anwesenden lässt sich augenscheinlich durch 
den geringeren Alkoholisierungsgrad erklären, der gegen­
über den Wochenenden vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten merklich herabgesetzt war. Wei­
tere Ansammlungen im öffentlichen Raum waren nicht 
festzustellen. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoho­
lischer Getränke zeigte erneut Wirkung, wobei die Polizei 
keine Umgehungen durch das Mitbringen von alkoholi­
schen Getränken, durch etwaige fliegende Händler oder 
durch den Alkoholverkauf außerhalb der Verbotsgrenzen 
feststellen konnte.

Auch für den Zeitraum von Freitag, den 21. August 2020 
bis Samstag, den 22. August 2020, erließ das Bezirksamt 
Eimsbüttel eine weitere Allgemeinverfügung. Die vierte 
Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke, das jeweils von 20:00 bis 6:00 Uhr 
des Folgetages galt, zeigte überwiegend Wirkung. Verstöße 
konnten nur vereinzelt festgestellt werden. Wenige Besu­
cherinnen und Besucher führten außerhalb des Geltungsbe­
reichs erworbenen Alkohol mit sich. Ansammlungen in den 
Vergnügungsvierteln waren nur vereinzelt und nicht durch 
große Menschenmengen festzustellen. Die Besucherzahlen 
stiegen in allen Bereichen, insbesondere in der Umgebung 
der Reeperbahn und Sternschanze und deren angrenzenden 
Randbereiche, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag deut­
lich an. Ab 22:00 Uhr wechselte das touristisch geprägte 
Publikum und Gastronomiebesuchern zu eher vergnü­
gungsorientierten, jüngeren Besucherinnen und Besuchern. 
Im weiteren Verlauf des Abends, insbesondere im Verlauf 
des Freitagsabends, wurden verstärkt in den Vergnügungs­
vierteln teils aggressive jüngere Besucherinnen und Besu­
cher angetroffen. Es konnte ein steigendes Unverständnis 
bei Besucherinnen und Besuchern ebenso wie bei Kioskbe­
treibern, bei denen Verstöße gegen das Alkoholverkaufsver­
bot oder die HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO festge­
stellt wurden, beobachtet werden.

Vor dem Hintergrund der gewonnenen Erkenntnisse 
entschied sich das Bezirksamt Hamburg Eimsbüttel, auch 
für das folgende Wochenende von Freitag, den 28. August 
2020, bis Samstag, den 29. August 2020, ein Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke mittels Allge­
meinverfügung auszusprechen. Der räumliche Geltungsbe­
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reich der vorherigen Allgemeinverfügung wurde beibehal­
ten. Allerdings hielt das Bezirksamt Hamburg Eimsbüttel 
es für erforderlich, den zeitlichen Geltungsbereich zu ver­
ändern und das Verbot erst ab jeweils 22:00 Uhr auszuspre­
chen. Die zeitliche Beschränkung auf nunmehr 22:00 Uhr 
bis 6:00 Uhr des Folgetages basierte insbesondere auf den 
dargelegten Beobachtungen der Polizei Hamburg am vorhe­
rigen Wochenende.

Auch die fünfte Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke zeigte die 
beabsichtigte Wirkung. Den Lageberichten der Polizei 
Hamburg war zu entnehmen, dass lediglich ein geringes 
Auftreten von Ansammlungen zu verzeichnen war und die 
Lage überwiegend als ruhig und friedlich bezeichnet wer­
den konnte. Auch wenn sich weniger Personen im Bereich 
der Vergnügungsviertel und den angrenzenden Bereichen 
aufhielten, waren jedoch die Lokalitäten z. B. im Bereich 
der Reeperbahn gut besucht. Insgesamt war im Vergleich 
zum vorherigen Wochenende das Personenaufkommen 
leicht gestiegen. Der Alkoholisierungsgrad der Personen 
war grundsätzlich – im Vergleich zu den Wochenenden vor 
Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke- deutlich reduzier­
ter. Insbesondere für den Freitagabend war aber festzuhal­
ten, dass auch alkoholisierte und zeitgleich latent aggressive 
Personen ab 21:00 Uhr und im weiteren Verlauf des Abends 
bzw. der Nacht unterwegs waren.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erließ auch für Freitag, den 
4. September 2020 und Samstag, den 5. September 2020, 
eine Allgemeinverfügung mit der der Außer-Haus-Verkauf 
alkoholischer Getränke jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr 
des Folgetages untersagt wurde. In den von der Polizei 
durchgeführten Einsätzen in den Vergnügungsvierteln, u.a 
im Bereich der „Schanze“, bestätigten sich die Feststellun­
gen aus den vorangegangenen Wochenenden. Das erlassene 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischen Getränken 
wirkte sich erneut positiv auf die Anzahl und Zusammen­
setzung der Besuchergruppen aus und der Alkoholisie­
rungsgrad der Personen war im Vergleich zu den Wochen 
ohne das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke deutlich reduzierter. Dennoch konnten wiederum 
alkoholisierte, enthemmte, und zum Teil aggressive Perso­
nen festgestellt werden. In den Warteschlangen vor Lokalen 
in den Vergnügungsvierteln wurde das Abstandsgebot der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO wiederum nicht 
durchgehend eingehalten. Es mussten mehrere Platzver­
weise ausgesprochen werden. Zudem mussten einige wenige 
Personen in Gewahrsam genommen werden. Auch am 
Samstag, den 5. September 2020, mussten im angrenzenden 
Bereich der Sternschanze erneut Verstöße gegen das gel­
tende Abstandsgebot, sowie gegen das Verbots des Außer-
Haus- Verkaufs alkoholischer Getränke festgestellt und 
geahndet werden. Aufgrund des hohen Personenandrangs 
im Einlassbereich einzelner Gaststätten und der zum Teil 
überfüllten Lokale, kam es erneut zu mehreren Verstößen 
gegen das geltende Abstandsgebot in den Vergnügungsvier­
teln.

Auch für Freitag, den 11. September 2020 und Samstag, 
den 12. September 2020 hielt das Bezirksamt Hamburg 
Eimsbüttel es für geboten, durch eine Allgemeinverfügung 
den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken 
jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages zu unter­
sagen. Die Polizei Hamburg kontrollierte auch an diesem 
Wochenende in sog. Schwerpunkteinsätzen die Einhaltung 
des Verbots sowie die Einhaltung der Regelungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO. Ein weiteres Mal 
konnte festgehalten werden, dass das Verbot eine positive 
Wirkung zeigt. Die betroffenen Bereiche der Vergnügungs­
viertel verzeichneten ein ähnliches Personenaufkommen 
wie in der Vorwoche. Die Abstandsgebote konnten weitest­

gehend eingehalten werden. Lediglich bei der kurzzeitigen 
Bildung von Warteschlangen herrschte Handlungsbedarf 
vor Ort. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi­
schen Getränken wurde ausnahmslos beachtet. Es konnte 
nicht festgestellt werden, dass Personen sich im unmittelba­
ren Randbereich der Verbotszonen mit alkoholischen 
Getränken versorgten und damit in die Verbotszonen 
zurückkehrten.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erließ auch für Freitag, den 
18. September 2020 und Samstag, den 19. September 2020 
eine Allgemeinverfügung, mit der der Außer-Haus-Verkauf 
von alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages untersagt wurde. Die Polizei Hamburg 
führte auch an jenem Wochenende Schwerpunkteinsätze 
durch, bei denen festgestellt werden konnte, dass sich die 
erlassene Allgemeinverfügung erneut insgesamt positiv auf 
die Anzahl und die Zusammensetzung der Besuchergrup­
pen auswirkte. Im angrenzenden Stadtteil Sternschanze im 
Bereich der Piazza waren an beiden Tagen jeweils in der 
Spitze ca. 400 bis 500 Besucherinnen und Besucher anwe­
send und die Außengastronomie war jeweils sehr stark aus­
gelastet. Insbesondere durch die nach positiven Corona-Tes­
tungen freiwillig erfolgte Schließung der Gaststätte „Katze“, 
konnte hier kein stationäres Besucheraufkommen auf der 
Piazza festgestellt werden. Gleichwohl musste die Polizei 
Hamburg wegen unerlaubten Außer-Haus-Verkaufs von 
Alkohol Ordnungswidrigkeitenverfahren einleiten und 
darüber hinaus erneute Besucherstopps anordnen, um die 
geltenden Abstands- und Hygieneregeln der HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO auch innerhalb von Warteschlan­
gen vor Gaststätten durchzusetzen. Auch konnte in dem 
angrenzenden Stadtteil in unmittelbarer Nähe zu dem Gel­
tungsbereich dieser Allgemeinverfügung wieder festgestellt 
werden, dass in den Außenbereichen mehrerer Gaststätten 
der erforderliche Mindestabstand nicht eingehalten und 
erforderliche Mund-Nasen-Bedeckungen nicht getragen 
wurden.

Auch an dem anschließenden Wochenende untersagte 
das Bezirksamt Eimsbüttel durch Allgemeinverfügung für 
Freitag, den 25. September 2020 und Samstag, den 26. Sep­
tember 2020 den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgeta­
ges. Die Polizei Hamburg führte auch an diesem Wochen­
ende gemeinsame Schwerpunkteinsätze durch. Die Besu­
cherzahlen im Bereich der Vergnügungsviertel waren mit 
denen des vorherigen Wochenendes vergleichbar. Erneut 
wurde festgestellt, dass sich die erlassene Allgemeinverfü­
gung insgesamt positiv auf die Zusammensetzung der Besu­
chergruppen auswirkte. Wieder war ein – im Vergleich zu 
den Zeiten ohne Verbotsverfügung – geringerer Alkoholi­
sierungsgrad der Besucher und Besucherinnen zu konsta­
tieren. Dieses lässt sich vornehmlich auf das Verbot und die 
mangelnde Möglichkeit kostengünstige Getränke außer­
halb von Gaststätten zu erwerben zurückführen. Das Verbot 
des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Getränken 
wurde bis auf wenige Ausnahmen beachtet.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erließ auch für den Zeit­
raum von Freitag, den 2. Oktober 2020 bis Samstag, den 
3. Oktober 2020 sowie von Freitag, den 9. Oktober 2020 bis 
Samstag, den 10. Oktober 2020 eine Allgemeinverfügung, 
mit welcher der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgeta­
ges untersagt wurde. Das Bezirksamt Eimsbüttel hielt es 
angesichts der gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen für 
erforderlich, den zeitlichen Geltungsbereich auf zwei auf­
einanderfolgenden Wochenenden auszuweiten. Wie bereits 
an vergangenen Wochenenden führte die Polizei Hamburg 
an den Wochenenden Kontrollen durch, bei denen sich 
erneut eine positive Auswirkung der erlassenen Allgemein­
verfügung zeigte. Ebenfalls waren auch Mitarbeiter des 
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Bezirksamtes Eimsbüttel an dem Wochenende von Freitag, 
den 9. Oktober 2020 und Samstag, den 10.10.2020 mit der 
Kontrolle beschäftigt. Den Lageberichten der Polizei Ham­
burg ist zu entnehmen, dass lediglich ein geringes Auftreten 
von Ansammlungen zu verzeichnen war und die Lage über­
wiegend als ruhig und friedlich bezeichnet werden konnte. 
Insbesondere wirkte sich die Allgemeinverfügung positiv 
auf die Anzahl und Zusammensetzung der Besuchergrup­
pen aus, da die Besucheranzahl im Vergleich zu vorangegan­
gen Wochenenden abgenommen hat. Dennoch waren 
erneut Verstöße gegen die Maskenpflicht und die geltenden 
Abstandsregelungen festzustellen und Ordnungswidrigkei­
tenverfahren mussten eingeleitet werden. Am 9. Oktober 
2020 war darüber hinaus ein Verstoß gegen das 
Außer-Haus-Verkaufsverbot alkoholischer Getränke im 
räumlichen Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung 
festzustellen.

Nach Einschätzung der Polizei Hamburg und des 
Bezirksamts Hamburg Eimsbüttel ist es grundsätzlich aus 
epidemiologischer Sicht weiterhin angezeigt, die positive 
Wirkung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen 
Getränken an Wochenendtagen in bestimmten, hoch fre­
quentierten Bereichen zur Abend- und Nachtzeit aufrecht 
zu erhalten, da ohne die Allgemeinverfügung aus polizeili­
cher Erfahrung eine aggressivere Grundstimmung sowie 
weiterreichende Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO zu erwarten sind. Derzeit herrscht aufgrund 
der erlassenen Allgemeinverfügungen zwar eine entspannte 
Grundstimmung bei den Besucherinnen und Besuchern, 
dieses ist unter anderem auf das veränderte Besucherklien­
tel und insbesondere auf den geringeren Alkoholisierungs­
grad der Besucherinnen und Besucher zurückzuführen. 
Beim Wegfall der Allgemeinverfügung würde der Zugang 
zum Alkohol jedoch wesentlich vereinfacht. In der Folge 
wäre davon auszugehen, dass der Grad der Alkoholisierung 
und auch die Anzahl der vor Ort befindlichen Personen 
wesentlich zunehmen würden.

Das Bezirksamt Hamburg Eimsbüttel hat aufgrund der 
Erkenntnisse aus den Wochenendlagen ab Juni 2020 Grund 
zu der berechtigten Annahme, dass im Zusammenhang mit 
steigendem Alkoholkonsum, die geltenden Abstandsrege­
lungen regelmäßig nicht eingehalten und durch polizeiliche 
Einsätze auch nicht, schon gar nicht proaktiv, unterbunden 
werden können.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet in 
Eimsbüttel ist insbesondere bei jungen Erwachsenen 
bekannt und attraktiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen 
gehört zu der stark von einer SARS-CoV-2-Infektion betrof­
fenen Altersgruppe, wobei die Entwicklung des Infektions­
geschehens in den zurückliegenden Wochen gezeigt hat, 
dass die Altersgruppe der 20 bis 39-jährigen aktuell zur 
deutlich am stärksten betroffenen Alterskohorte zählt. 
Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener Grup­
pen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der Kon­
takte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch gebo­
tene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infektions­
ketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden sind 
größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die Örtlichkeit über den Bezirk Eimsbüttel hinaus äußerst 
attraktiv wirkt. Deshalb steht zu befürchten, dass die Infek­
tionslage durch externe Besucherinnen und Besucher noch 
unübersichtlicher werden kann. Das Virus kann aus dem 
Umland oder anderen Bezirken in den Bezirk Eimsbüttel 
hineingetragen werden. Genauso ist eine Verbreitung in 
andere Teile der Freien und Hansestadt Hamburg und des 
Umlandes zu befürchten. Die beobachteten Personengrup­
pen zeichnen sich durch eine vergleichsweise hohe Mobili­
tät aus, was zu einem wesentlich höheren Infektionsrisiko 
beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren Menschenan­
sammlung im Bezirk Eimsbüttel zu einem Infektionsaus­

bruch kommen (sog. Superspreader-Event), wäre ein sehr 
wirksames Mittel des öffentlichen Gesundheitsdienstes, 
nämlich die Unterbrechung von Infektionsketten, ausge­
schaltet. „Superspreading Events“ („SSE“) sind Ereignisse, 
bei denen eine infektiöse Person eine Anzahl an Menschen 
ansteckt, die deutlich über die durchschnittliche Anzahl an 
Folgeinfektionen hinausgeht. Darunter werden Einzeler­
eignisse verstanden, im Gegensatz zu Situationen mit inten­
siver Übertragung, wo mehrere Ereignisse, vielleicht sogar 
über mehrere Tage zum Übertragungsgeschehen beitragen. 
Für das Auftreten eines „SSE“ sind drei Aspekte von 
Bedeutung: 1. die Anwesenheit eines Superspreaders, 2. die 
äußeren Begleitumstände (Setting) und 3. die Eigenschaf­
ten der Exponierten. Die individuelle Infektiosität unter­
liegt vermutlich einer großen Streuung, so dass wenige 
Personen sehr infektiös und viele weniger infektiös sind. 
Möglicherweise spielt hierbei eine Rolle, dass mache Perso­
nen besonders viele infektiöse Partikel beim Atmen, Spre­
chen oder Singen emittieren (sog. „super-emitter“). Darü­
ber hinaus gibt es Begleitumstände, die eine ungewöhnlich 
hohe Übertragung begünstigen. Zu diesen gehören vor 
allem Situationen, in denen sich kleine, infektiöse Partikel 
(aerolisierte Partikel) im Raum anreichern. Dazu tragen 
bspw. die vermehrte Freisetzung kleiner Partikel durch 
Schreien oder Singen und Aktivitäten mit gesteigerter 
Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor können extensive 
soziale Interaktion und erhöhte Kontaktraten sein. Auch 
wenn sich unter den Exponierten besonders viele vulne­
rable Personen befinden, kann es zu einer großen Anzahl an 
Übertragungen kommen. So sind ältere Personen und Per­
sonen mit bestimmten Vorerkrankungen empfänglicher.

Das Bezirksamt Eimsbüttel hat sich angesichts dieser 
Umstände sowie aufgrund der stark gestiegenen Anzahl an 
Neuinfektionen als notwendige Schutzmaßnahme dazu ent­
schlossen, den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken in dem vorgenannten Gebiet im Vorwege zu 
untersagen, um der Gefahr eines unkontrollierbaren Infek­
tionsgeschehens wirksam zu begegnen. Aufgrund der o.g. 
Erfahrungen wird dabei der räumliche und zeitliche Gel­
tungsbereich des Verbots der letzten Wochenenden beibe­
halten.

Allerdings war der zeitliche Geltungsbereich auszuwei­
ten. Die Anzahl der Neuinfektionen in Hamburg ist in den 
letzten Tagen deutlich angestiegen ist. Am 8. Oktober 2020 
wurde in Hamburg erstmals eine 7-Tage-Inzidenz von mehr 
als 35 erreicht, welches eine kritische Marke darstellt. Ein 
weiterer Anstieg auf einen Wert von mehr als 50 ist zu 
befürchten, welches erneute weitreichende Einschränkun­
gen des öffentlichen Lebens mit sich bringen wird. Da 
nicht absehbar ist, dass das Infektionsgeschehen bis Ende 
November sichtlich abklingt, hat sich das Bezirksamt Eims­
büttel dazu entschieden, den zeitlichen Geltungsbereich der 
Allgemeinverfügung auf die nächsten sieben Wochenenden 
auszuweiten.

II.
Rechtsgrundlage für die getroffene Maßnahme ist § 28 

Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die not­
wendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus­
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver­
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei­
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran­
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho­
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
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Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff der 
„Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der Infek­
tionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum an 
geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Notwen­
digkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste­
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß­
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz­
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unabhängig von 
der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir­
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel dieser Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen, bei denen aufgrund einer 
Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die Hemmschwelle 
sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
weiterhin zu befolgenden Vorgaben einzuhalten, im räumli­
chen Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zu verhin­
dern. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag zum 
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbesondere 
zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheitssystems 
geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men­
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen, Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko­
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab­
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun­
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei­
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah­
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not­
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund­
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund­
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher­
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund­
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin­
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer­

den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten­
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Eimsbüttel ist bei ständiger Überprüfung ihrer 
möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen einer­
seits und der Berücksichtigung des Gewichts der verblei­
benden Grundrechtseingriffe andererseits darauf bedacht, 
in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende Annähe­
rung an die Situation vor Beginn der Corona-Pandemie zu 
erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Lockerungen, mit 
denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko verbunden 
ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, diese stu­
fenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län­
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden. Durch 
größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 
die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln zuneh­
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert.

Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg haben vor dem erstmaligen Erlass von Alkohol­
verkaufsverboten gezeigt, dass aufgrund der enthemmen­
den Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot nicht einge­
halten wird. Die Einhaltung der Abstandsregelungen ist 
jedoch von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr des weite­
ren Anstiegs der Neuinfektionszahlen zu begegnen. Maß­
nahmen wie diese, deren Zweck darauf gerichtet ist, die 
Abstandsregelungen wirksam durchzusetzen bzw. deren Ein­
haltung sicherzustellen, zumindest aber zu unterstützen, 
dienen somit einem berechtigten, allgemeinen Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab­
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg­
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter­
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge­
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko­
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon­
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono­
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
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alkoholischer Getränke nicht auf den öffentlichen Flächen, 
die von der Allgemeinverfügung erfasst werden, ansam­
meln. Das Alkoholverkaufsverbot erleichtert die Einhal­
tung und die Durchsetzung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO aber auch dort, wo gleichwohl Ansammlungen 
entstehen. Denn der geringere Alkoholisierungsgrad der 
Anwesenden verbessert die Einsicht und Kooperationsbe­
reitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste­
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschenan­
sammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die poli­
zeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial als auch das Infekti­
onsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Zudem zeigen die Erfahrungen der vergangenen 
Wochenenden, dass die Allgemeinverfügung das Ziel för­
dert und damit geeignet ist. Ausweislich des Lagebildes der 
Polizeikommissariate 15, 16, 21 und 23 hatte das Verkaufs­
verbot Auswirkungen auf die Anzahl und Zusammenset­
zung der Besuchergruppen. Es wurden insgesamt weniger 
Personen vor Ort festgestellt. Dies hatte zur Folge, dass die 
Anzahl und die Verdichtung der Menschansammlungen 
sich reduzierten.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs­
intensitäten geht das Bezirksamt Eimsbüttel davon aus, 
dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi­
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf­
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand­
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor­
gehen vorzuziehen.

3.
Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho­

lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli­
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß­
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vergangenen elf Wochenen­
den gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass 
derzeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches in 
gleicher Weise geeignet wäre, um das legitime Ziel zu errei­
chen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh­
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro­
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in 
einem unverhältnismäßig hohen Maße bei der Geschäfts­
ausübung beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig­
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu­
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund­
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre­

ten und den Aufenthalt in dem betroffenen Bereich für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali­
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver­
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen­
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 
ausgesprochen wurde, musste festgestellt werden, dass 
potentielle Kundinnen und Kunden dann auf andere 
Betriebe ausgewichen sind. Die epidemiologisch bedenkli­
chen Menschenansammlungen konnten durch diese Maß­
nahmen nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, 
um dem Infektionsschutz in hinreichender Weise nachzu­
kommen.

Die Erfahrungen der elf zurückliegenden Wochenenden 
haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive Unter­
sagung das Entstehen epidemiologisch kritischer Men­
schenansammlungen bereits im Vorwege effektiv unterbun­
den werden kann. Bei den noch vorhandenen Ansammlun­
gen war deutlich sichtbar, dass es den anwesenden Personen 
nun erheblich leichter fiel, die aus epidemiologischer Sicht 
gebotenen Regeln einzuhalten.

Auch die zu erwartende Anzahl an Besucherinnen und 
Besuchern machen das Alkoholverkaufsverbot zusätzlich 
erforderlich. Sie würden, wenn der Außer-Haus- Verkauf 
von alkoholischen Getränken erlaubt wäre, voraussichtlich 
zu mehr und beharrlicheren Verstößen gegen die Hmb­
SARS-CoV-2 EindämmungsVO führen. Denn ein höherer 
Alkoholisierungsgrad würde die Fähigkeit und Bereitschaft 
der Anwesenden zur Einhaltung der HmbSARS-CoV-2 
EindämmungsVO herabsetzen sowie die Kooperationsbe­
reitschaft mit der Polizei verringern. Die gewissenhafte 
Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist im 
öffentlichen Raum bei einer hohen Anzahl an Besucherin­
nen und Besuchern umso dringlicher, weil die Kapazität der 
konzessionierten Bereiche und der Außengastronomiebe­
reiche schneller erschöpft ist.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen 
Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen Gel­
tungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche Gast­
stätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske – 
gleichermaßen. Insofern wird einerseits dem Grundsatz der 
allgemeinen Gleichbehandlung Genüge getan und anderer­
seits etwaigen Ausweichbewegungen von Besucherinnen 
und Besuchern entgegengewirkt.

Es ist aber auch erforderlich, den räumlichen Geltungs­
bereich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehal­
ten. Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg an den 
zurückliegenden Wochenenden gewonnenen Erkenntnis­
sen. Der Bereich der Eimsbütteler Schanze wird regelmäßig 
von auswärtigen Besucherinnen und Besuchern frequen­
tiert. Die in diesem Bereich ansässigen Betriebe dienen 
vordringlich der Versorgung der Besucherinnen und Besu­
cher mit alkoholischen Getränken. Insofern wird einerseits 
dem Grundsatz der allgemeinen Gleichbehandlung Rech­
nung getragen, wonach wesentlich Gleiches gleich und 
wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln ist. Anderer­
seits wird durch den konkreten Zuschnitt des räumlichen 
Geltungsbereiches etwaigen Ausweichbewegungen von 
Besucherinnen und Besuchern entgegengewirkt.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun­
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
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an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Eimsbüttel geht 
allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen Unter­
sagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
an den Schwerpunkten sodann mit Abwanderungsbewe­
gungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten zu rech­
nen ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen 
zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besu­
cher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, 
unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter 
Altona und Hamburg-Mitte haben bereits angekündigt, 
ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, sodass sicher­
gestellt werden kann, dass sich das infektionsschutzrecht­
lich problematische Geschehen nicht schlicht in andere 
Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe­
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei­
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte­
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 22:00 Uhr vollzieht. Die Beibehaltung der zeitlichen 
Beschränkung auf 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
trägt insbesondere den Beobachtungen der Polizei Ham­
burg der letzten Wochenenden Rechnung. Demnach wird 
die Lage von 20:00 bis 22:00 Uhr von der Polizei Hamburg 
noch in allen Gebieten als friedlich und entspannt wahrge­
nommen. Allerdings steigen die Besucherzahlen in allen 
Bereichen, insbesondere in der Umgebung der Reeperbahn 
und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag 
regelmäßig deutlich an.

Auch ist zu konstatieren, dass aggressive und alkoholi­
sierte Personen in dieser Zeitspanne anzutreffen sind. Dass 
die Lage, insbesondere am letzten Wochenende, dennoch 
insgesamt als ruhig bewertet werden konnte und ein gerin­
ges Auftreten von Ansammlungen im öffentlichen Raum zu 
verzeichnen war, ist auf den Erlass der vorherigen Allge­
meinverfügungen zurückzuführen und unterstreicht die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme. 
Ein Verzicht auf diese Maßnahme zum jetzigen Zeitpunkt 
ist aus epidemiologischer Sicht nicht geboten.

Den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken 
lediglich nur für das bevorstehende Wochenende zu unter­
sagen, würde ebenfalls kein milderes Mittel darstellen, da 
sich die Lage angesichts des derzeitigen Infektionsgesche­
hens in Hamburg nicht kurzfristig entspannen wird. Insbe­
sondere ist aufgrund der bevorstehenden kalten Jahreszeit 
und des derzeitigen Infektionsgeschehens zu erwarten, dass 
die Infektionszahlen, die bereits jetzt eine 7-Tage-Inzidenz 
von mehr als 35 überschritten haben, über eine längere 
Dauer weiter ansteigen werden, so dass bereits jetzt prog­
nostiziert werden kann, dass auch an den sieben nachfol­
genden Wochenenden die Untersagung des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke erforderlich sein wird. 
Ferner dient die Verlängerung der Geltungsdauer um sie­
ben Wochen der aus Gründen der Rechts- und Normenklar­

heit gebotenen zeitlichen Harmonisierung der Regelung in 
der Allgemeinverfügung mit der Geltungsdauer der Rege­
lungen der aktuell gültigen Hamburgischen SARS-CoV-2-
EindämmungsVO. Vor diesem Hintergrund und dem Gebot 
der Vorhersehbarkeit des staatlichen Handelns, ist es nur 
konsequent die Untersagung schon jetzt auszusprechen. Im 
Übrigen wird es den Gewerbetreibenden dadurch im Vor­
wege ermöglicht, sich auf diese Situation besser einzustel­
len. Gleichwohl wird das Bezirksamt Eimsbüttel während 
des Verfügungszeitraumes regelmäßig, die Sinn- und 
Zweckmäßigkeit der hier getroffenen Maßnahme evaluie­
ren und prüfen, inwieweit aktuell noch die Notwendigkeit 
besteht, an der verfügten Infektionsschutzmaßnahme fest­
zuhalten

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer­
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio­
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus­
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen. Lieferbe­
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sog. Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe 
nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkun­
dig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich­
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe­
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz (GG) beeinträch­
tigt. Die Auswirkungen des Eingriffs beschränken sich 
jedoch auf einen überschaubaren Zeitraum und betreffen – 
hinsichtlich des Einzelhandels – lediglich einen Randbe­
reich der geschäftlichen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver­
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor­
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier­
ten Abende und Nächte an den nachfolgenden sieben 
Wochenenden (Freitag, den 16. Oktober 2020 und Samstag, 
den 17. Oktober 2020, Freitag, den 23. Oktober 2020 und 
Samstag, den 24. Oktober 2020, Freitag, den 30. Oktober 
2020 und Samstag, den 31. Oktober 2020, Freitag, den 6. 
November 2020 und Samstag, den 7. November 2020, Frei­
tag, den 13. November 2020 und Samstag, den 14. Novem­
ber 2020, Freitag, den 20. November 2020 und Samstag, den 
21. November 2020 sowie am Freitag, den 27. November 
2020 und Samstag den 28. November 2020) jeweils von 
22:00 Uhr bis um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da 
anzunehmen ist, dass auch an diesen kommenden Wochen­
enden zu diesem Zeitpunkt wieder vermehrt viele Besuche­
rinnen und Besucher das betroffene Gebiet zum geselligen 
Zusammensein im öffentlichen Raum aufsuchen werden. 
Die Erkenntnisse der letzten Wochenenden haben gezeigt, 
dass derzeit eine zeitliche Beschränkung auf 22:00 Uhr aus­
reicht, um das mit der Allgemeinverfügung bezweckte Ziel, 
die Einhaltung des Abstandsgebotes, zu erreichen. Eine 
etwaige zeitliche Vorverlagerung würde die Betroffenen 
voraussichtlich über das gebotene Maß hinaus einschrän­
ken.
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Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver­
laufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks­
amt Eimsbüttel verkennt nicht, dass mit dem abermaligen 
Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegenüber dem 
vergangenen Wochenende weitergehende, weil fortgesetzte 
und vertiefte wirtschaftliche Belastung der Gewerbetreiben­
den – insbesondere der vor Ort ansässigen Kioskbetreiber 
– einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer 
weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann 
die Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutz­
maßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ 
getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetrei­
ber, sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbe­
treibende. Durch die Anpassung des zeitlichen Rahmens, 
dürften die wirtschaftlichen Belastungen für die Kioskbe­
treiber auch geschmälert werden.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erkennt an, dass es sich bei 
den von der Allgemeinverfügung Betroffenen möglicher­
weise nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die 
aktuelle Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, die 
von einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als Stö­
rer im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen (siehe 
VGH München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 20 Cs 
20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenenden 
Ende Juni und im Juli vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig­
net ist, um die epidemiologisch gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah­
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät­
zung des Bezirksamts Eimsbüttel kann leider noch nicht 
von einem verantwortungsbewussten Verhalten der Besu­
cherinnen und Besucher der von dieser Allgemeinverfü­
gung betroffenen Bereiche ausgegangen werden, sodass ein 
behördliches Tätigwerden weiterhin notwendig ist. Dies 
wird dadurch deutlich, dass auch an den vergangenen 
Wochenenden weiterhin Verstöße gegen die HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO geahndet, Partys aufgelöst und 
Betriebe geschlossen werden mussten. Die positiven Wir­
kungen hingegen, die an den vergangenen Wochenenden 
ebenfalls festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf 
ein erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrschein­
lichkeit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes 
Signal der Sorglosigkeit erhielte. Die ohnehin hohe Anzahl 
an Besucherinnen und Besuchern an gewöhnlichen 
Wochenendtagen in den Vergnügungsvierteln macht die 
verlässliche Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO im öffentlichen Raum noch dringlicher. Vor dem 
Hintergrund des weiterhin bestehenden hohen Infektions­
risikos, des aktuellen Anstiegs der Neuinfektionszahlen 
und im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr sind daher 
weiterhin Maßnahmen zu ergreifen, die sich auch gegen 
Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 1 1 Alt. (Gefahr 
im Verzug) und Nr. 4 Alt. 1 (Erlass einer Allgemeinverfü­
gung) HmbVwVfG abgesehen. Die Gebotenheit der soforti­
gen Entscheidung ergibt sich im vorliegenden Fall aus der 
kurzfristigen Aktualisierung der Gefahrenprognose für die 
anstehenden Wochenenden. Aufgrund der gegenwärtigen 
Situation kann seitens des Bezirksamtes Eimsbüttel nicht 

ausgeschlossen werden, dass es durch die zu erwartenden 
Menschenansammlungen sowie den Alkoholkonsum zu 
erheblichen Gesundheitsgefahren für die anwesenden Bür­
gerinnen und Bürger durch eine hohe Krankheitsübertra­
gungsrate des Coronavirus SARS-CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver­
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen­
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü­
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Die Situ­
ation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke wird für die kommenden 
Wochenenden angeordnet. Eine etwaige Bekanntmachung 
der Allgemeinverfügung im Amtlichen Anzeiger würde 
aber voraussichtlich erst so spät erfolgen, dass die Allge­
meinverfügung teilweise keine Wirksamkeit mehr entfalten 
kann.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 Satz 
4 HmbVwVfG im Bezirksamt Eimsbüttel, Grindelberg 
62-66, 20144 Hamburg, eingesehen werden. Die Allgemein­
verfügung wurde am 15. Oktober 2020 auf der Internetseite 
des Bezirksamtes Eimsbüttel (https://www.hamburg.de/
eimsbuettel ) zugänglich gemacht und wird somit am 16. 
Oktober 2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Eimsbüt­
tel, Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg, Widerspruch erho­
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz­
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie­
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord­
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 e geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver­
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Eimsbüttel die Polizei Hamburg ersucht, im 
Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Eimsbüttel
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona vom 15. Oktober 

2020 zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur­
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste­
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz am 15. Oktober 2020 
um 13.00 Uhr auf der Internetseite des Bezirksamts Altona 
unter https://www.hamburg.de/altona zugänglich gemacht 
worden.

Hamburg, den 15. Oktober 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 2160

Allgemeinverfügung des Bezirksamts Altona 
vom 15. Oktober 2020 zum Verbot des Außer-Haus- 

Verkaufs alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom  
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, in Ver­
bindung mit Ziffer I Absatz 1 der Anordnung über Zustän­
digkeiten im Infektionsschutzrecht vom 27. März 2001 
(HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch Anordnung 
vom 4. August 2020 (Amtl. Anz. S. 1945 ), die folgende All­
gemeinverfügung:

1. 	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist in dem Zeitraum 
vom 16. Oktober 2020 bis zum 29. November 2020 
jeweils am Freitag und Samstag von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon 
ist der Ausschank von alkoholischen Getränken im 
konzessionierten Bereich, einschließlich der geneh-
migten Außengastronomie von Gaststätten, für den 
Verzehr an Ort und Stelle.

2. 	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung auf der Internetseite https://
www.hamburg.de/altona als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen häufig vor.

Bei SARS-CoV-2 (schweres akutes respiratorisches Syn­
drom Coronavirus 2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das hochansteckend ist, eine neue, teils schwer ver­
laufende Krankheit (COVID-19) verursacht und gegen das 
es keine oder nur begrenzte Immunität in der Bevölkerung 
gibt. Viele Eigenschaften des Virus sind noch nicht ausrei­
chend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu behandeln 
sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru­
fen kann. Auch jüngere Erwachsene und Personen ohne 
Vorerkrankungen können schwer erkranken, obwohl das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf mit dem Alter 

steigt. Auch die mitunter sehr lange Dauer, die manche 
Patienten künstlich beatmet werden müssen, unterscheidet 
COVID-19 von anderen akuten Atemwegserkrankungen. 
Obwohl weltweit an vielen Stellen unter Hochdruck daran 
gearbeitet wird, steht noch kein Impfstoff für die Bevölke­
rung zur Verfügung.

Das Virus kann bereits bevor die Infizierten die Symp­
tome entwickeln oder bei nur sehr geringer Symptomatik 
übertragen werden – das macht es schwer, seine Ausbrei­
tung zu kontrollieren. Im Verlauf des bisherigen Pandemie­
geschehens kam es immer wieder zu großen Ausbrüchen 
mit vielen Fällen.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland wird, insbesondere mit Blick 
auf die aktuelle Reisesaison, nach der Bewertung des 
Robert-Koch-Instituts, das für die Vorbeugung übertragba­
rer Krankheiten und die Verhinderung der Weiterverbrei­
tung von Infektionen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 
IfSG), unverändert als hoch eingeschätzt. Nach den vorlie­
genden medizinischen Erkenntnissen ist die Erkrankung 
sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Die Zahl der täglich neu über­
mittelten Fälle steigt insbesondere seit der 30. Kalenderwo­
che stark an. Diese Entwicklung ist sehr beunruhigend und 
nimmt an Dynamik zu. Eine weitere Verschärfung der 
Situation muss unbedingt vermieden werden, da das 
Robert-Koch-Institut die Gefährdung für die Gesundheit 
der Bevölkerung in Deutschland nach wie vor insgesamt als 
hoch einschätzt, für Risikogruppen sogar als sehr hoch. 
Einerseits muss der Anstieg in den jüngeren Bevölkerungs­
gruppen gebrochen werden, andererseits gilt es, zu verhin­
dern, dass auch die älteren und besonders gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen wieder vermehrt betroffen werden. 
Sobald sich wieder vermehrt ältere Menschen infizieren, 
muss auch mit einem Anstieg der Hospitalisierungen und 
Todesfälle gerechnet werden.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe­
dingungen/-verhältnissen und auch vom individuellen Ver­
halten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs­
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen (größer als 5 µm) 
und Aerosolen (feinste luftgetragene Flüssigkeitspartikel 
und Tröpfchenkerne, kleiner als 5 µm), wobei der Übergang 
zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbeson­
dere größere respiratorische Tröpfchen schnell zu Boden 
sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in der Luft 
schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob 
und wie schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder 
in der Luft schweben, ist neben der Größe der Partikel von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und 
der Luftfeuchtigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, 
aber noch stärker beim Schreien und Singen, werden Aero­
sole ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen 
zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden 
Lautstärke beim Sprechen können auch individuelle Unter­
schiede zu einer verstärkten Freisetzung beitragen. Grund­
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen­
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über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1 – 2 m um 
eine infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen Schutzmaßnahmen getroffen 
werden, die darauf gerichtet sind, die Verbreitung des Virus 
so gut wie möglich zu verhindern. Der Schutz der Gesund­
heit der Bevölkerung hängt nach den Einschätzungen des 
Robert-Koch-Instituts maßgeblich von der Einhaltung des 
Abstandsgebots, Kontaktbeschränkungen, Tragen von 
Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den eingeleiteten Gegen­
maßnahmen (Kontaktnachverfolgung, Quarantäne und 
Testungen) ab. Hierfür hat die Freie und Hansestadt Ham­
burg mit der Verordnung zur Eindämmung der Ausbrei­
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Han­
sestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindäm­
mungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl. 2020, S. 365) entsprechende 
Vorgaben erlassen. Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO ist jede Person aufgerufen, die körperlichen 
Kontakte zu anderen Personen als den Angehörigen des 
eigenen Haushalts auf ein absolut nötiges Minimum zu 
reduzieren, die aktuellen Empfehlungen der zuständigen 
Stellen zur Vermeidung der Übertragung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 zu beachten und hierzu geeignete Hygiene­
maßnahmen einzuhalten. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift 
müssen Personen an öffentlichen Orten grundsätzlich einen 
Mindestabstand von 1,5 m zueinander einhalten (Abstands­
gebot). Ausnahmen gelten nur in einem eingeschränkten 
Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
bzw. aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht mehr ein­
gehalten werden können, begünstigt dies die Übertragung 
von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol­
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe­
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es weiterhin, auch in 
der aktuellen Situation, die trotz der vom Hamburger Senat 
beschlossenen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbe­
schränkungen und Abstandhalten als wirksame Maßnah­
men des Infektionsschutzes ausgerichtet ist, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon­
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min­
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund­
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Altona, als der für den 
Bezirk Altona zuständigen Infektionsschutzbehörde, ist, 
die Lockerungen der Beschränkungen, die vom Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg erlassen wurden, mit 
Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen besondere Gefahren­
lagen erkannt und ihnen zum Schutz vor Infektionsgefah­
ren für die menschliche Gesundheit begegnet werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
Wochen vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten 

zunehmend Verstöße gegen die geltenden Abstandsgebote 
im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Altona in den 
Abendstunden sowie zur Nachtzeit der Wochenenden fest­
gestellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und der damit ein­
hergehenden Zunahme des geselligen Zusammenseins 
erfahren vornehmlich die Stadtteile Sternschanze und 
Ottensen des Bezirks Altona einen stetigen Zustrom an 
Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den dortigen Gas­
tronomiebetrieben als auch auf den umliegenden öffentli­
chen Flächen und Wegen. Dabei konnte seitens der Polizei 
festgestellt werden, dass viele der anwesenden Personen 
ohne die gebotenen Abstände dicht und sichtlich alkoholi­
siert beieinander standen. Aufforderungen der Einsatz­
kräfte, die Abstandsregelungen einzuhalten, waren nicht 
geeignet, eine Verhaltensänderung der Besucherinnen und 
Besucher zu erreichen. Auffälligstes Merkmal des abendli­
chen und nächtlichen Nutzungsverhaltens war, dass sich 
die Besucherkreise nicht an die Abstands- und Hygienevor­
gaben hielten.

Vor Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke stellten die 
Bereiche vor Alkoholverkaufsstellen besondere Brenn­
punkte dar. Diese umfassten die Eingangsbereiche und 
Vorplätze von Kiosken und Gaststätten mit Außer-Haus-
Verkauf von alkoholischen Getränken. Vor ihnen bildeten 
sich lange Personenschlangen und die Verkaufsstellen 
waren zeitweilig überfüllt. An den vergangenen Wochenen­
den wurde teilweise auch ein erhöhtes Aggressionspotenzial 
festgestellt. Bei polizeilichen Maßnahmen zur Überwa­
chung der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zeigten die 
Besucherinnen und Besucher zwar Verständnis, deuteten 
Kooperation aber nur an. Regelmäßig entfernten sich die 
angesprochenen Personen nach polizeilicher Ansprache 
nicht freiwillig.

Das Bezirksamt Altona hatte bereits am Wochenende 
vom Freitag, den 26. Juni 2020, bis Sonntag, den 28. Juni 
2020, einzelnen Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von 
alkoholischen Getränken untersagt. Diese punktuellen 
Maßnahmen konnten eine verlässliche Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge 
waren nur vorübergehender Natur. Seitens der Polizei 
Hamburg konnte auch nicht festgestellt werden, dass die 
verantwortlichen Gastronomen bzw. Betreiber von Einzel­
handelsgeschäften auf eine Einhaltung der HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss ausüben 
konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Juli 2020 wiederholt 
massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kon­
taktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemeinen 
Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO insbesondere in den Stadtteilen Sternschanze 
und St. Pauli feststellen müssen. Einhergehend mit der 
Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten sowohl die Vergnü­
gungs- als auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze, 
Ottensen und auf St. Pauli insgesamt wieder steigende 
Besucherzahlen. Am Wochenende zwischen dem 24. Juli 
und dem 26. Juli 2020 waren erstmals wieder Besucherzah­
len erreicht worden, wie sie vor den beschränkenden Maß­
nahmen vor der Eindämmung der Pandemie im März 2020 
üblich waren. Das Personenaufkommen war in den Nacht­
stunden bei Besucherinnen und Besuchern an den belieb­
ten Orten wiederholt sehr groß, insbesondere in den Berei­
chen Sternschanze und Große Freiheit auf St. Pauli. Wie­
derholt mussten Einsatzkräfte der Polizei Besucherströme 
lenken und in Teilen die Straßen gegen einen weiteren 
Zulauf absperren.
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Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn­
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und des 
vorhandenen Baumbewuchses eine räumliche Enge. In den 
Abend- und Nachtstunden verstärkten zunehmende Besu­
cherzahlen diese räumliche Enge spürbar. Einerseits ver­
suchten viele Besucherinnen und Besucher über die Reeper­
bahn die Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und 
vergleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Frei­
heit hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Ham­
burg eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeu­
tung. Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls 
ihren Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen 
dadurch verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher ver­
suchten, sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholi­
schen Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlan­
gen, an denen sich Besucherinnen und Besucher vor­
beizwängten. Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens 
der Gäste sowie Kundinnen und Kunden nur sehr selten 
getragen.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver­
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte festgestellt 
werden, dass jede einzelne Schließung von Verkaufsstellen 
Abwanderungsbewegungen zu anderen Verkaufsstellen zur 
Folge hatte. Dabei bildeten sich wiederum Warteschlangen, 
in denen das Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO ebenfalls nicht eingehalten wurde.

Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. 
nur sehr wenig Akzeptanz und das Einschreiten der Ein­
satzkräfte führte zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, zu 
einer Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln.

Die Ereignisse an den Wochenenden bis zum erstmali­
gen Erlass von Allgemeinverfügungen zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke der Be­
zirksämter Altona, Eimsbüttel und Hamburg-Mitte haben 
gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, um einem 
ausreichenden bzw. umfassenden Infektionsschutz Rech­
nung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich somit feststel­
len, dass es zu Situationen gekommen ist, die es der Polizei 
Hamburg nicht mehr möglich machten, die Einhaltung des 
Abstandsgebots und der Hygienevorgaben ohne die Anwen­
dung unmittelbaren Zwangs sicherzustellen. Zu konstatie­
ren war, dass zusätzliche Maßnahmen geboten waren, die 
sicherstellen, dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Altona 
als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 IfSG 
erstmalig am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlas­
sen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken für das Wochenende vom 31. Juli bis zum  
2. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Fol­
getages in den vorbenannten Stadtteilen untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg und des Bezirksamts Altona zeigten, dass 
an jenem Wochenende im Vergleich zu den vorangegange­
nen Wochenenden im Juli 2020 weniger Personen in den 
betroffenen Vergnügungs- und Brennpunktvierteln auf St. 
Pauli und Altona unterwegs waren und sich wesentlich 
weniger Personenansammlungen bildeten. Es konnte insbe­
sondere festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen 
und Besucher weitestgehend an die Vorgaben der 

HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO hielten und sich zum 
überwiegenden Teil verständnisvoll und kooperativ verhiel­
ten. Dennoch ereigneten sich erneut Verstöße gegen das 
geltende Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen Hygi­
enevorgaben in den Einsatzbereichen der Polizeikommissa­
riate 15, 16 und 21, die zahlreiche Ordnungswidrigkeiten­
verfahren einleiten, mehrere Partys auflösen und Betriebe 
gänzlich schließen mussten.

Das Bezirksamt Altona erließ für das darauffolgende 
Wochenende ein weiteres Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken, wobei nach Überprüfung der 
Sach- und Rechtslage, insbesondere nach Auswertung der 
Lageberichte der Polizei Hamburg und des Bezirksamtes 
Altona, festgelegt wurde, dass der zeitliche Geltungsbereich 
der zweiten Allgemeinverfügung im Vergleich zur vorange­
gangenen Woche zu beschränken war. Somit wurde der 
Außer-Haus-Verkauf alkoholischer Getränke nur zwischen 
Freitag, den 7. August 2020 und Samstag, den 8. August 
2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages, 
untersagt. Die Lage- und Einsatzberichte der Polizei Ham­
burg sowie des Bezirksamts Altona bestätigten die positive 
Wirkung des Verkaufsverbots nochmals. Die Polizei Ham­
burg stellte erneut ein geringeres Personenaufkommen als 
an den Wochenenden im Juli 2020 ohne Alkoholverkaufs­
verbot fest, wobei die Außengastronomie sehr gut besucht 
war. Die Abstandsvorgabe der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO traf auf eine deutlich höhere Akzeptanz bei den 
noch Anwesenden, die sich zudem überwiegend freundlich, 
einsichtig und friedlich verhielten. Die polizeilichen Fest­
stellungen ließen weder erkennen, dass die Anwesenden in 
relevantem Umfang eigene alkoholische Getränke mit­
brachten, noch, dass die Anwesenden sich in den Randbe­
reichen der Verbotszone mit alkoholischen Getränken ver­
sorgt und die Verbotszone sodann aufgesucht hätten. Ergän­
zende Kontrollen durch das Bezirksamt bestätigten eben­
falls die deutliche Abnahme der Menschenansammlungen 
im Geltungsbereich des Außer-Haus-Verkaufsverbots.

Eine weitere Allgemeinverfügung des Bezirksamts 
Altona ordnete ein Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken auch für das darauffolgende 
Wochenende an. Das Verbot galt wiederum für Freitag, den 
14. August 2020, und Samstag, den 15. August 2020, jeweils 
von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages. Auch das dritte 
Alkoholverkaufsverbot trug nach den Feststellungen der 
Polizei Hamburg maßgeblich zur besseren Einhaltung des 
Abstandsgebotes und der Kontaktbeschränkungen bei. Die 
Besucherzahl stieg in den regelungsgegenständlichen Ver­
gnügungsvierteln zwar merklich gegenüber dem Vorwo­
chenende an. Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO kamen ebenfalls vor, namentlich innerhalb 
von Warteschlangen vor Gaststätten und durch die Überfül­
lung einzelner Straßen. Die polizeilichen Maßnahmen in 
Form von Gesprächen mit den Anwesenden und zeitweili­
gen Sperrungen von Straßenzügen trafen jedoch überwie­
gend auf Einsicht und Kooperationsbereitschaft. Die kons­
truktive Haltung der Anwesenden lässt sich augenschein­
lich durch den geringeren Alkoholisierungsgrad erklären, 
der gegenüber den Wochenenden vor dem erstmaligen 
Erlass von Alkoholverkaufsverboten merklich herabgesetzt 
war. Weitere Ansammlungen im öffentlichen Raum waren 
nicht festzustellen. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke zeigte erneut Wirkung, wobei die 
Polizei keine Umgehungen durch das Mitbringen von alko­
holischen Getränken, durch etwaige fliegende Händler oder 
durch den Alkoholverkauf außerhalb der Verbotsgrenzen 
feststellen konnte.

Auch für den Zeitraum von Freitag, den 21. August 
2020, bis Samstag, den 22. August 2020, erließ das Bezirks­
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amt Altona eine weitere Allgemeinverfügung. Eine Über­
prüfung der vorangegangenen Allgemeinverfügungen hatte 
ergeben, dass der räumliche Geltungsbereich der Allge­
meinverfügung in den Bereichen Altona-Altstadt bzw. 
Ottensen begrenzt werden musste, da die Lage- und Ein­
satzberichte der Polizei Hamburg und des Bezirksamtes 
Altona ergaben, dass in diesen Bereiche keine infektions­
schutzrechtlich bedenkliche Lage (mehr) bestand. Die 
vierte Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke, das jeweils von 20:00 Uhr 
bis 6:00 Uhr des Folgetages galt, zeigte überwiegend Wir­
kung. Verstöße konnten nur vereinzelt festgestellt werden. 
Wenige Besucherinnen und Besucher führten außerhalb des 
Geltungsbereichs erworbenen Alkohol mit sich. Ansamm­
lungen waren nur vereinzelt und nicht durch große Men­
schenmengen festzustellen. Die Besucherzahlen stiegen in 
allen Bereichen, insbesondere in der Umgebung der Reeper­
bahn und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Fol­
getag deutlich an. Ab 22:00 Uhr wechselte das touristisch 
geprägte Publikum und Gastronomiebesuchern zu eher 
vergnügungsorientierten, jüngeren Besucherinnen und 
Besuchern. Im weiteren Verlauf des Abends, insbesondere 
im Verlauf des Freitagsabends, wurden verstärkt aggressive 
jüngere Besucherinnen und Besucher angetroffen. Es 
konnte ein steigendes Unverständnis bei Besucherinnen 
und Besuchern ebenso wie bei Kioskbetreibern, bei denen 
Verstöße gegen das Alkoholverkaufsverbot oder die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO festgestellt wurden, 
beobachtet werden.

Vor dem Hintergrund der gewonnenen Erkenntnisse 
entschied sich das Bezirksamt Altona auch für den Zeit­
raum vom Freitag, den 28. August 2020, bis Samstag, den 
29. August 2020, ein Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alko­
holischer Getränke mittels Allgemeinverfügung auszuspre­
chen. Der räumliche Geltungsbereich der vorherigen Allge­
meinverfügung wurde beibehalten. Allerdings hielt das 
Bezirksamt Altona es für erforderlich, den zeitlichen Gel­
tungsbereich zu verändern und das Verbot erst ab jeweils 
22:00 Uhr auszusprechen. Die zeitliche Beschränkung auf 
nunmehr 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages basierte 
insbesondere auf den dargelegten Beobachtungen der Poli­
zei Hamburg des vorherigen Wochenendes. Auch die fünfte 
Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke zeigte die beabsichtigte Wirkung. 
Den Lageberichten der Polizei Hamburg war zu entneh­
men, dass lediglich ein geringes Auftreten von Ansammlun­
gen zu verzeichnen war und die Lage überwiegend als ruhig 
und friedlich bezeichnet werden konnte. Die Lokalitäten 
waren gut besucht und insgesamt war im Vergleich zum 
vorherigen Wochenende das Personenaufkommen leicht 
gestiegen. Der Alkoholisierungsgrad der Personen war 
grundsätzlich – im Vergleich zu den Wochenenden vor 
Erlass der Allgemeinverfügungen zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke – deutlich reduzier­
ter. Insbesondere für den Freitagabend war aber festzuhal­
ten, dass auch alkoholisierte und zeitgleich aggressive Per­
sonen ab 21:00 Uhr und im weiteren Verlauf des Abends 
bzw. der Nacht unterwegs waren.

Das Bezirksamt Altona erließ auch für Freitag, den  
4. September 2020, und Samstag, den 5. September 2020, 
eine Allgemeinverfügung, mit der der Außer-Haus-Verkauf 
von alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages untersagt wurde. In den von der Polizei 
Hamburg und dem Bezirksamt Altona in den Stadtteilen 
Sternschanze und Ottensen durchgeführten Einsätzen, 
bestätigten sich die Feststellungen aus den vorangegange­
nen Wochenenden. Das erlassene Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken wirkte sich erneut 

positiv auf die Anzahl und Zusammensetzung der Besuch­
ergruppen aus und der Alkoholisierungsgrad der Personen 
war im Vergleich zu den Wochen ohne das Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke deutlich 
reduzierter. Dennoch konnten wiederum alkoholisierte, 
enthemmte und zum Teil aggressive Personen festgestellt 
werden. In den Warteschlangen vor Lokalen wurde das 
Abstandsgebot der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
wiederum nicht durchgehend eingehalten. Es mussten 
mehrere Platzverweise ausgesprochen werden. Zudem 
mussten einige wenige Personen in Gewahrsam genommen 
werden. Viele der vor Ort anwesenden Personen – insbeson­
dere alkoholisierte, enthemmte junge Heranwachsende – 
solidarisierten und mobilisierten sich gegen die Polizei und 
verhielten sich provozierend. Die polizeilichen Maßnah­
men wurden konsequent abgelehnt. Auch am Samstag,  
5. September 2020 mussten im Bereich der Sternschanze 
erneut Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot, sowie 
gegen das Verbots des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke festgestellt und geahndet werden. Aufgrund des 
hohen Personenandrangs im Einlassbereich einzelner Gast­
stätten und der zum Teil überfüllten Lokale kam es erneut 
zu mehreren Verstößen gegen das geltende Abstandsgebot 
in den räumlichen Geltungsbereichen der Allgemeinverfü­
gung.

Auch für Freitag, den 11. September 2020 und Samstag, 
den 12. September 2020 hielt das Bezirksamt Altona es für 
geboten, durch eine Allgemeinverfügung den Außer-Haus-
Verkauf von alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 
Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages zu untersagen. Die Polizei 
Hamburg und das Bezirksamt Altona kontrollierten auch 
an diesem Wochenende in sog. Schwerpunkteinsätzen die 
Einhaltung des Verbots sowie die Einhaltung der Regelun­
gen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO. Abermals 
konnte festgehalten werden, dass das Verbot eine positive 
Wirkung zeigt. Die betroffenen Bereiche verzeichneten ein 
ähnliches Personenaufkommen wie in der Vorwoche. Die 
Abstandsgebote konnten weitestgehend eingehalten wer­
den. Lediglich bei der kurzzeitigen Bildung von Warte­
schlangen herrschte Handlungsbedarf vor Ort. Das Verbot 
des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Getränken 
wurde ausnahmslos beachtet. Es konnte nicht festgestellt 
werden, dass Personen sich im unmittelbaren Randbereich 
der Verbotszonen mit alkoholischen Getränken versorgten 
und damit in die Verbotszonen zurückkehrten.

Das Bezirksamt Altona erließ auch für Freitag, den 18. 
September 2020 und Samstag, den 19. September 2020 eine 
Allgemeinverfügung, mit der der Außer-Haus-Verkauf von 
alkoholischen Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 
Uhr des Folgetages untersagt wurde. Die Polizei Hamburg 
und das Bezirksamt Altona führten in Zusammenarbeit 
auch an jenem Wochenende Schwerpunkteinsätze durch, 
bei denen festgestellt werden konnte, dass sich die erlassene 
Allgemeinverfügung erneut insgesamt positiv auf die 
Anzahl und die Zusammensetzung der Besuchergruppen 
auswirkte. Im Stadtteil Sternschanze im Bereich der Piazza 
waren an beiden Tagen jeweils in der Spitze ca. 400 bis 500 
Besucherinnen und Besucher anwesend und die Außengas­
tronomie war jeweils sehr stark ausgelastet. Dabei konnten 
größere, stationäre Menschenansammlungen jedoch nicht 
beobachtet werden. Insbesondere durch die nach positiven 
Corona-Testungen freiwillig erfolgte Schließung der Gast­
stätte „Katze“, konnte hier kein stationäres Besucherauf­
kommen auf der Piazza festgestellt werden. Gleichwohl 
musste die Polizei Hamburg wegen unerlaubten Außer-
Haus-Verkaufs von Alkohol Ordnungswidrigkeitenverfah­
ren einleiten und darüber hinaus erneute Besucherstopps 
anordnen, um die geltenden Abstands- und Hygieneregeln 
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der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO auch innerhalb 
von Warteschlangen vor Gaststätten durchzusetzen. Im 
Stadtteil Ottensen im Bereich des Alma-Wartenberg-Platzes 
herrschte am Freitagabend anfänglich zwar noch eine fried­
liche Stimmungslage, welche jedoch mit zunehmender 
Alkoholisierung der Besucher aggressiver wurde und ver­
einzelte Körperverletzungsdelikte zur Folge hatte. Außer­
dem konnte in beiden Stadtteilen an beiden Tagen erneut 
festgestellt werden, dass in den Außenbereichen mehrerer 
Gaststätten der erforderliche Mindestabstand nicht einge­
halten und erforderliche Mund-Nasen-Bedeckungen nicht 
getragen wurden. Der Polizei Hamburg liegen indes keine 
Hinweise vor, dass die Besucherinnen und Besucher sich im 
unmittelbaren Randbereich der Verbotszonen mit alkoholi­
schen Getränken versorgten und damit in die Verbotszonen 
zurückkehrten.

Auch an dem anschließenden Wochenende untersagte 
das Bezirksamt Altona durch Allgemeinverfügung für Frei­
tag, den 25. September 2020 und Samstag, den 26. Septem­
ber 2020 den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken jeweils von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgeta­
ges. Die Polizei Hamburg und das Bezirksamt Altona führ­
ten auch an jenem Wochenende gemeinsame Schwerpunkt­
einsätze durch. Im Stadtteil Ottensen konnte zwar eine 
insgesamt entspannte Stimmungslage beobachtet werden, 
die jedoch mit zunehmenden Alkoholkonsum enthemmter 
wurde. Insbesondere die Außengastronomie des Kiosks 
„Almas“ am Alma-Wartenberg-Platz zog sehr viel Publikum 
an, wodurch es zu einer größeren Ansammlung von Perso­
nen (sitzend und in kleineren Gruppen in unmittelbarer 
Nähe) kam. Im Übrigen hatten die Besucher sich ihre alko­
holischen Getränke mitgebracht. Die getroffenen Maßnah­
men und die Präsenz der Polizei Hamburg waren wirkungs­
voll. Insgesamt war die Besucheranzahl deutlich geringer 
als an vergleichbaren Wochenenden vor dem Alkoholver­
kaufsverbot, was auf das Verbot an sich und die polizeiliche 
Präsenz zurückzuführen ist. Dennoch wurden vom Bezirk­
samt Altona in eigener Zuständigkeit diverse Ordnungs­
widrigkeiten festgestellt. Diese ereigneten sich nicht nur 
auf dem Alma-Wartenberg-Platz, sondern auch in den an 
diesen angrenzenden Straßen. Hier musste eine Feier durch 
Kräfte der Polizei Hamburg aufgelöst werden. Da- 
rüber hinaus mussten viele Bürgergespräche geführt und 
diverse Platzverweise erteilt werden, die teilweise durch 
Ingewahrsamnahme mit Zwang durchgesetzt wurden. Vor­
herige Gespräche und Abmachungen wurden von Besuche­
rinnen und Besuchern nicht eingehalten und es kam zu 
Verbalausbrüchen und Beleidigungen. Im Stadtteil Stern­
schanze mussten ebenfalls mehrere Verstöße gegen die 
bestehende Maskenpflicht sowie die geltenden Abstandsre­
gelungen festgestellt und Ordnungswidrigkeitenverfahren 
durch die Polizei Hamburg eingeleitet werden.

Das Bezirksamt Altona erließ auch für den Zeitraum 
von Freitag, den 2. Oktober 2020 bis Samstag, den 3. Okto­
ber 2020 sowie von Freitag, den 9. Oktober bis Samstag, den 
10. Oktober eine Allgemeinverfügung, mit welcher der 
Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken jeweils 
von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages untersagt wurde. 
Das Bezirksamt Altona hielt es angesichts der gestiegenen 
Anzahl an Neuinfektionen für erforderlich, den zeitlichen 
Geltungsbereich auf zwei aufeinanderfolgenden Wochenen­
den auszuweiten.

Wie bereits an vergangenen Wochenenden führten die 
Polizei Hamburg sowie das Bezirksamt Altona an den 
Wochenenden des 2. Oktober 2020 und 3. Oktober 2020 
sowie des 9. Oktober 2020 und des 10. Oktober 2020 eben­
falls Kontrollen durch, bei denen sich erneut eine positive 
Auswirkung der erlassenen Allgemeinverfügung zeigte. 

Den Lageberichten der Polizei Hamburg ist zu entnehmen, 
dass lediglich ein geringes Auftreten von Ansammlungen 
zu verzeichnen war und die Lage überwiegend als ruhig und 
friedlich bezeichnet werden konnte. Insbesondere wirkte 
sich die Allgemeinverfügung positiv auf die Anzahl und 
Zusammensetzung der Besuchergruppen aus, da die Besu­
cheranzahl im Vergleich zu vorangegangen Wochenenden 
abgenommen hat. Am Wochenende des 2. Oktober 2020 
und des 3. Oktober 2020 waren im Stadtteil Sternschanze 
im Bereich der Piazza in der Spitze ca. 350 bis 400 Besuche­
rinnen und Besucher anwesend. Am Wochenende des 9. 
Oktober 2020 und des 10. Oktober 2020 hielten sich im 
Stadtteil Sternschanze im Bereich der Piazza sowie im 
Stadtteil Ottensen im Bereich des Alma-Wartenberg-Platzes 
an beiden Tagen jeweils in der Spitze lediglich zwischen 60 
und 100 Personen auf. Die Außengastronomie war an bei­
den Wochenenden insgesamt normal bis schwach besucht. 
Insbesondere zog die Außengastronomie des Kiosks 
„Almas“ erneut viele Besucher an, wodurch sich an beiden 
Wochenenden größere Ansammlungen (mehrere Gruppen 
mit bis zu zehn Personen, insgesamt bis zu 60 Personen) 
bildeten, die sich nach Schließung der Außengastronomie 
nur sehr langsam auflösten. Die mit der Allgemeinverfü­
gung getroffenen Maßnahmen und die polizeiliche Präsenz 
zeigten Wirkung, an beiden Wochenenden herrschte über­
wiegend eine entspannte Stimmungslage und die Besucher 
akzeptierten die geltenden Regelungen. Es wurden haupt­
sächlich alkoholische Getränke konsumiert, die die Perso­
nen selbst in Eigenbedarfsmengen mitgebracht hatten. Am 
Wochenende des 2. Oktober 2020 und des  
3. Oktober 2020 mussten sowohl im Stadtteil Sternschanze 
als auch im Stadtteil Ottensen mehrere Verstöße unter 
anderem gegen die bestehende Maskenpflicht sowie die 
geltenden Abstandsregelungen festgestellt und Ordnungs­
widrigkeitenverfahren eingeleitet werden.

Nach Einschätzung der Polizei Hamburg und des 
Bezirksamts Altona ist es grundsätzlich aus epidemiologi­
schen Gründen weiterhin angezeigt, die positive Wirkung 
des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Getränken an 
Wochenendtagen in bestimmten, hochfrequentierten Berei­
chen zur Abend- und Nachtzeit aufrechtzuerhalten, da ohne 
die Allgemeinverfügung aus polizeilicher Erfahrung eine 
aggressivere Grundstimmung sowie weiterreichende Ver­
stöße gegen die HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu 
erwarten sind. Derzeit herrscht aufgrund der erlassenen 
Allgemeinverfügungen zwar eine entspannte Grundstim­
mung bei den Besucherinnen und Besuchern, was unter 
anderen auf das veränderte Besucherklientel und insbeson­
dere auf den geringeren Alkoholisierungsgrad der Besuche­
rinnen und Besucher zurückzuführen ist. Beim Wegfall der 
Allgemeinverfügung würde der Zugang zum Alkohol 
jedoch wesentlich vereinfacht. In der Folge wäre davon aus­
zugehen, dass der Grad der Alkoholisierung und auch die 
Anzahl der vor Ort befindlichen Personen wesentlich 
zunehmen würden. Das Bezirksamt Altona hat aufgrund 
der Erkenntnisse aus den Wochenendlagen ab Juni 2020 
Grund zu der berechtigten Annahme, dass im Zusammen­
hang mit steigendem Alkoholkonsum, die geltenden 
Abstandsregelungen regelmäßig nicht eingehalten und 
durch polizeiliche Einsätze auch nicht, schon gar nicht pro­
aktiv, unterbunden werden können. Das von der Allge­
meinverfügung betroffene Gebiet ist insbesondere bei jun­
gen Erwachsenen bekannt und attraktiv. Die Gruppe der 20 
bis 39-jährigen gehört zu der stark von einer SARS-CoV-2-
Infektion betroffenen Altersgruppe, wobei die Entwicklung 
des Infektionsgeschehens in den zurückliegenden Wochen 
gezeigt hat, dass die Altersgruppe der 20 bis 39-jährigen 
aktuell zur deutlich am stärksten betroffenen Altersgruppe 
zählt. Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener 
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Gruppen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der 
Kontakte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch 
gebotene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infek­
tionsketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden 
sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass die Örtlichkeiten über den Bezirk Altona hinaus 
äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass 
die Infektionslage durch externe Besucherinnen und Besu­
cher noch unübersichtlicher werden kann. Das Virus kann 
aus dem Umland oder anderen Bezirken in den Bezirk 
Altona hineingetragen werden. Genauso ist eine Verbrei­
tung in andere Teile der Freien und Hansestadt Hamburg 
und des Umlandes zu befürchten. Die beobachteten Perso­
nengruppen zeichnen sich durch eine vergleichsweise hohe 
Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren Infektions­
risiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren Men­
schenansammlung im Bezirk Altona zu einem Infektions­
ausbruch kommen (sog. Superspreader-Event), wäre ein 
sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesundheitsdiens­
tes, nämlich die Unterbrechung von Infektionsketten, aus­
geschaltet. „Superspreading-Events“ („SSE“) sind Ereig­
nisse, bei denen eine infektiöse Person eine Anzahl an 
Menschen ansteckt, die deutlich über die durchschnittliche 
Anzahl an Folgeinfektionen hinausgeht. Darunter werden 
Einzelereignisse verstanden, im Gegensatz zu Situationen 
mit intensiver Übertragung, wo mehrere Ereignisse, viel­
leicht sogar über mehrere Tage zum Übertragungsgesche­
hen beitragen. Für das Auftreten eines „SSE“ sind drei 
Aspekte von Bedeutung: 1. die Anwesenheit eines Super­
spreaders, 2. die äußeren Begleitumstände (Setting) und 3., 
die Eigenschaften der Exponierten. Die individuelle Infek­
tiosität unterliegt vermutlich einer großen Streuung, so dass 
wenige Personen sehr infektiös und viele weniger infektiös 
sind. Möglicherweise spielt hierbei eine Rolle, dass mache 
Personen besonders viele infektiöse Partikel beim Atmen, 
Sprechen oder Singen emittieren (sog. „super-emitter“). 
Darüber hinaus gibt es Begleitumstände, die eine unge­
wöhnlich hohe Übertragung begünstigen. Zu diesen gehö­
ren vor allem Situationen, in denen sich kleine, infektiöse 
Partikel (aerolisierte Partikel) im Raum anreichern. Dazu 
tragen bspw. die vermehrte Freisetzung kleiner Partikel 
durch Schreien oder Singen und Aktivitäten mit gesteiger­
ter Atemtätigkeit bei. Ein weiterer Faktor können extensive 
soziale Interaktion und erhöhte Kontaktraten sein. Auch 
wenn sich unter den Exponierten besonders viele vulner­
able Personen befinden, kann es zu einer großen Anzahl an 
Übertragungen kommen. So sind ältere Personen und Per­
sonen mit bestimmten Vorerkrankungen empfänglicher.

Das Bezirksamt Altona hat sich angesichts dieser 
Umstände sowie aufgrund der stark angestiegenen Zahl an 
Neuinfektionen dazu entschlossen, als notwendige Schutz­
maßnahme den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken in den vorbenannten Gebieten erneut im Vor­
wege zu untersagen, um der Gefahr eines unkontrollierba­
ren Infektionsgeschehens wirksam zu begegnen. Aufgrund 
der o. g. Erfahrungen wird dabei der räumliche Geltungsbe­
reich des Verbots der letzten Wochenenden beibehalten.

Allerdings war der zeitliche Geltungsbereich auszuwei­
ten. Die Anzahl der Neuinfektionen in Hamburg ist in den 
letzten Tagen deutlich angestiegen. Am 8. Oktober 2020 
wurde in Hamburg erstmals ein 7-Tage-Inzidenz von mehr 
als 35 erreicht, welches eine kritische Marke darstellt. Ein 
weiterer Anstieg auf einen Wert von mehr als 50 ist zu 
befürchten, welches erneute weitreichende Einschränkun­
gen des öffentlichen Lebens mit sich bringen wird. Da 
nicht absehbar ist, dass das Infektionsgeschehen bis Ende 
November sichtlich abklingt, hat sich das Bezirksamt 
Altona dazu entschieden, den zeitlichen Geltungsbereich 

der Allgemeinverfügung auf die nächsten sieben Wochen­
enden auszuweiten.

II.
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 

§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus­
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver­
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei­
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran­
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen alkoholischer Getränke ein 
grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von alkoho­
lischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimmten 
Uhrzeiten) untersagt wird, und nicht feststeht, dass diese in 
Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff der 
„Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der Infek­
tionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum an 
geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Notwen­
digkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste­
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß­
nahme hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz­
maßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, 
dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, die bei 
Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage kommen 
können, nicht im Vorfeld bestimmten lässt. Unabhängig 
von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die auf dem 
gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg Wir­
kung entfaltet, können weitere infektionsschutzrechtliche 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit diese durch die 
zuständige Behörde in bestimmten Bereichen bzw. Lagen 
als notwendig angesehen werden.

1.
Das Ziel der Allgemeinverfügung ist es, größere 

Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson­
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits­
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men­
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen und Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko­
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab­
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun­
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gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen, wie sie 
vor dem Erlass von Alkoholverkaufsverboten vorkamen, 
besteht daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil 
dort die zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen 
Abstände zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei­
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah­
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not­
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund­
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund­
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher­
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund­
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin­
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer­
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten­
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Bei der Beurteilung komplexer Gefahrenlagen kommt 
der zuständigen Behörde hinsichtlich der Einschätzung der 
geeigneten, erforderlichen und gebotenen Maßnahmen 
grundsätzlich ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Das 
Bezirksamt Altona ist bei ständiger Überprüfung ihrer 
möglichen Auswirkungen auf die Infektionszahlen einer­
seits und der Berücksichtigung des Gewichts der verblei­
benden Grundrechtseingriffe andererseits darauf bedacht, 
in möglichst vielen Bereichen eine zunehmende Annähe­
rung an die Situation vor Beginn der Corona-Pandemie zu 
erreichen. Es ist daher plausibel, etwaige Lockerungen, mit 
denen ein spezifisch höheres Infektionsrisiko verbunden 
ist, der bestehenden Erkenntnislage anzupassen, diese stu­
fenweise vorzunehmen oder ggf. zu verschieben.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO birgt ein hohes 
Potenzial, dass sich an verschiedenen Orten über einen län­
geren Zeitraum Menschenansammlungen bilden. Durch 
größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 
die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln zuneh­
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert. Die Beobach­
tungen von Einsatzkräften der Polizei Hamburg und des 
Bezirksamts Altona haben vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten gezeigt, dass aufgrund der 
enthemmenden Wirkung von Alkohol das Abstandsgebot 
nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der Abstandsrege­
lungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr des 
weiteren Anstiegs der Neuinfektionszahlen zu begegnen. 
Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf gerichtet ist, die 
Abstandsregelungen wirksam durchzusetzen bzw. deren 
Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber zu unterstüt­
zen, dienen somit einem berechtigten, allgemeinen Inter­
esse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindestab­
standsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg­
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter­
sagen, da es andernfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge­
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko­
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon­
zessionierten Flächen und im Bereich der Außengastrono­
mie der Gaststättenbetriebe weiterhin zulässig ist, ist damit 
zu rechnen, dass sich die Besucherinnen und Besucher nur 
auf diese verteilen und sich mangels Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht auf den öffentlichen Flächen, 
die von der Allgemeinverfügung erfasst werden, ansam­
meln. Das Alkoholverkaufsverbot erleichtert die Einhal­
tung und die Durchsetzung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO aber auch dort, wo gleichwohl Ansammlungen 
entstehen. Denn der geringere Alkoholisierungsgrad der 
Anwesenden verbessert die Einsicht und Kooperationsbe­
reitschaft.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke wirkt dem Entstehen von Infektionsgefahren 
bereits im Vorfeld durch die Vermeidung der Bildung risi­
kogeneigter Menschenansammlungen entgegen. Es macht 
darüber hinaus die polizeiliche Auflösung solcher Ansamm­
lungen entbehrlich, wodurch sowohl das Konfliktpotenzial 
als auch das Infektionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs­
intensitäten geht das Bezirksamt Altona davon aus, dass das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Geträn­
ken die geeignetste Maßnahme darstellt. Aufgrund des 
dynamischen Infektionsgeschehens und der schwierigen 
Beherrschbarkeit spontan auftretender Handlungserforder­
nisse ist ein präventives dem repressiven Vorgehen vorzu­
ziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho­
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli­
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß­
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der an den vergangenen elf Wochenen­
den gewonnenen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass 
derzeit kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches in 
gleicher Weise geeignet wäre, um das vorbenannte legitime 
Ziel zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh­
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
alkoholischen Getränken zu versorgen. Zudem würden die 
ansässigen gastronomischen Betriebe – die gemäß § 15 
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HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO weiteren Vorgaben 
unterliegen – in einem unverhältnismäßig hohen Maße – 
bei der Geschäftsausübung beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
auch das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u. ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig­
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu­
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund­
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre­
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der Wochenenden vor dem erstmali­
gen Erlass von Allgemeinverfügungen mit Alkoholver­
kaufsverboten haben zudem gezeigt, dass ein – insofern 
durch § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gestattetes – repressives Vorgehen gegen einzelne Betriebe 
nicht geeignet ist, um die Entstehung größerer Menschen­
ansammlungen nachhaltig zu unterbinden. Soweit bereits 
gegen einzelne Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot 
alkoholischer Getränke ausgesprochen wurde, musste fest­
gestellt werden, dass potenzielle Kundinnen und Kunden 
dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. Die epidemio­
logisch bedenklichen Menschenansammlungen konnten 
durch diese Maßnahmen nicht verhindert werden. Letzte­
res ist wesentlich, um dem Infektionsschutz in hinreichen­
der Weise nachzukommen.

Die Erfahrungen der elf zurückliegenden Wochenenden 
haben außerdem gezeigt, dass durch die präventive Unter­
sagung das Entstehen epidemiologisch kritischer Men­
schenansammlungen bereits im Vorwege effektiv unterbun­
den werden kann. Bei den noch vorhandenen Ansammlun­
gen war deutlich sichtbar, dass es den anwesenden Personen 
nun erheblich leichter fiel, die aus epidemiologischer Sicht 
gebotenen Regeln einzuhalten.

Auch die zu erwartende Anzahl an Besucherinnen und 
Besuchern machen das Alkoholverkaufsverbot zusätzlich 
erforderlich. Sie würden, wenn der Außer-Haus-Verkauf 
von alkoholischen Getränken erlaubt wäre, voraussichtlich 
mehr und zu beharrlicheren Verstößen gegen die 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO führen. Denn ein 
höherer Alkoholisierungsgrad würde die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Anwesenden zur Einhaltung der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO herabsetzen sowie die 
Kooperationsbereitschaft mit der Polizei verringern. Die 
gewissenhafte Einhaltung der HmbSARS-CoV-2-Eindäm­
mungsVO ist im öffentlichen Raum bei einer hohen Anzahl 
an Besucherinnen und Besuchern umso dringlicher, weil 
die Kapazität der konzessionierten Bereiche und der 
Außengastronomiebereiche schneller erschöpft ist.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen 
Getränken ist auch im Hinblick auf den räumlichen Gel­
tungsbereich erforderlich. Dieser umfasst sämtliche Gast­
stätten und Einzelhändler – insbesondere auch Kioske – 
gleichermaßen. Die Stadtteile Sternschanze und Ottensen 
werden im Übrigen regelmäßig auch von auswärtigen Besu­
cherinnen und Besuchern frequentiert und die in diesem 
Bereich belegenen Betriebe dienen vordringlich der Versor­

gung der Besucherinnen und Besucher mit alkoholischen 
Getränken. Insofern wird einerseits dem Grundsatz der all­
gemeinen Gleichbehandlung Rechnung getragen, wonach 
wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches 
ungleich zu behandeln ist. Andererseits wird durch den 
konkreten Zuschnitt des räumlichen Geltungsbereichs 
etwaigen Ausweichbewegungen von Besucherinnen und 
Besuchern entgegengewirkt.

Es ist inzwischen aber auch erforderlich, den räumli­
chen Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung – im Ver­
gleich zu den Allgemeinverfügungen vom 30. Juli 2020, 6. 
August 2020 sowie 13. August 2020 – einzuschränken. Die 
erforderliche Einschränkung des räumlichen Geltungsbe­
reichs der Allgemeinverfügung beruht auf den von der 
Polizei Hamburg sowie dem Bezirksamt Altona an den 
zurückliegenden Wochenenden gewonnenen Erkenntnis­
sen. Gleichwohl ist es weiterhin notwendig, Örtlichkeiten 
in den räumlichen Geltungsbereich der Allgemeinverfü­
gung einzubeziehen, bei denen im Rahmen der polizeili­
chen Einsätze keine Menschenansammlungen in einem 
Übermaß erkennbar waren. Dabei handelt es sich um Rand­
bereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Altona geht aller­
dings davon aus, dass bei einer nur punktuellen Untersa­
gung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke an 
den Schwerpunkten sodann mit Abwanderungsbewegun­
gen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten zu rechnen 
ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen 
zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besu­
cher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, 
unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen. Die Bezirksämter 
Eimsbüttel und Hamburg-Mitte haben bereits angekün­
digt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, sodass 
sichergestellt werden kann, dass sich das infektionsschutz­
rechtlich problematische Geschehen nicht schlicht in 
andere Bezirke verlagert.

Auch die zeitliche Einschränkung des Verbots des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke unterstützt 
die Einschätzung der vorliegenden Allgemeinverfügung als 
das mildeste Mittel. Durch die zeitliche Begrenzung der 
Allgemeinverfügung wird sichergestellt, dass die Gewerbe­
tätigkeiten der Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt 
werden und dass an den betroffenen Tagen in einem ausrei­
chenden Maße alkoholische Getränke angeboten werden 
können. Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt 
sich entnehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späte­
ren Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot 
wird sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 22:00 Uhr vollzieht. Die Beibehaltung der zeitlichen 
Beschränkung auf 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages 
trägt insbesondere den Beobachtungen der Polizei Ham­
burg der letzten Wochenenden Rechnung. Demnach wird 
die Lage von 20:00 bis 22:00 Uhr von der Polizei Hamburg 
noch in allen Gebieten als friedlich und entspannt wahrge­
nommen. Allerdings steigen die Besucherzahlen in allen 
Bereichen, insbesondere der Umgebung der Reeperbahn 
und Sternschanze, ab 22:00 Uhr bis 2:00 Uhr am Folgetag 
regelmäßig deutlich an. Auch ist zu konstatieren, dass 
aggressive und alkoholisierte Personen in dieser Zeitspanne 
anzutreffen sind. Dass die Lage, insbesondere am letzten 
Wochenende, dennoch insgesamt als insgesamt ruhig 
bewertet werden konnte und ein geringes Auftreten von 

Amtl. Anz. Nr. 92 Freitag, den 23. Oktober 2020 2167



Ansammlungen im öffentlichen Raum zu verzeichnen war, 
ist auf den Erlass der vorherigen Allgemeinverfügungen 
zurückzuführen und unterstreicht die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme. Ein Verzicht auf diese 
Maßnahme zum jetzigen Zeitpunkt ist aus epidemiologi­
scher Sicht nicht geboten.

Den Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken 
lediglich nur für das bevorstehende Wochenende zu unter­
sagen, würde ebenfalls kein milderes darstellen, da sich die 
Lage angesichts des derzeitigen Infektionsgeschehens in 
Hamburg nicht kurzfristig entspannen wird. Insbesondere 
ist aufgrund der bevorstehenden kalten Jahreszeit und des 
derzeitigen Infektionsgeschehens zu erwarten, dass die 
Infektionszahlen, die bereits jetzt ein 7-Tage-Inzidenz von 
mehr als 35 überschritten haben, über eine längere Dauer 
weiter ansteigen werden, so dass bereits jetzt prognostiziert 
werden kann, dass auch an den sieben nachfolgenden 
Wochenenden die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke erforderlich sein wird. Ferner dient 
die Verlängerung der Geltungsdauer um sieben Wochen der 
aus Gründen der Rechts- und Normenklarheit gebotenen 
zeitlichen Harmonisierung der Regelung in der Allgemein­
verfügung mit der Geltungsdauer der Regelungen der Ham­
burgischen SARS-CoV-2-EindämmungsVO vom 30. Juni 
2020. Vor diesem Hintergrund und dem Gebot der Vorher­
sehbarkeit des staatlichen Handelns, ist es nur konsequent 
die Untersagung schon jetzt auszusprechen. Im Übrigen 
wird es den Gewerbetreibenden dadurch im Vorwege 
ermöglicht, sich auf diese Situation besser einzustellen. 
Gleichwohl wird das Bezirksamt Altona während des Verfü­
gungszeitraumes regelmäßig die Sinn- und Zweckmäßig­
keit der hier getroffenen Maßnahme evaluieren und prüfen, 
inwieweit aktuell noch die Notwendigkeit besteht, an der 
verfügten Infektionsschutzmaßnahme festzuhalten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer­
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio­
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus­
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe­
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sog. Kofferraumgeschäfte und private Straßenverkäufe nicht 
zulässig sind und nicht geduldet werden, ist offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtlich gebotene Vorgehen rich­
tet sich zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die 
Entstehung von Gefährdungslagen nach den bisherigen 
polizeilichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
absehbar ist. Das behördliche Vorgehen entspricht dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an 
das aktuelle polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll 
ausgewählt wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe­
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswir­
kungen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen 
überschaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des 
Einzelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäftli­
chen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver­
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor­
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier­
ten Abende und Nächte an den nachfolgenden sieben 

Wochenenden (Freitag, den 16. Oktober 2020 und Samstag, 
den 17. Oktober 2020, Freitag, den 23. Oktober 2020 und 
Samstag, den 24. Oktober 2020, Freitag, den 30. Oktober 
2020 und Samstag, den 31. Oktober 2020, Freitag, den  
6. November 2020 und Samstag, den 7. November, Freitag, 
den 13. November 2020 und Samstag, den 14. November, 
Freitag, den 20. November 2020 und Samstag, den 21. 
November 2020 sowie Freitag, den 27. November 2020 und 
Samstag, den 28. November 2020 ) jeweils von 22:00 Uhr bis 
um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da anzunehmen ist, 
dass auch an diesen Wochenenden zu diesem Zeitpunkt 
wieder vermehrt viele Bürgerinnen und Bürger das betrof­
fene Gebiet zum geselligen Zusammensein im öffentlichen 
Raum aufsuchen werden. Die Erkenntnisse der letzten 
Wochenenden haben gezeigt, dass derzeit eine zeitliche 
Beschränkung auf 22:00 Uhr ausreicht, um das mit der All­
gemeinverfügung bezweckte Ziel, die Einhaltung des 
Abstandsgebotes, zu erreichen. Eine etwaige zeitliche Vor­
verlagerung auf 18:00 Uhr würde die Betroffenen voraus­
sichtlich über das gebotene Maß hinaus einschränken.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutz in der Zeit des äußerst dynamischen Ver­
laufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Bezirks­
amt Altona verkennt nicht, dass mit dem abermaligen 
Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des Außer-
Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegenüber dem 
vergangenen Wochenende weitergehende, weil fortgesetzte 
und vertiefte wirtschaftliche Belastung der Gewerbetreiben­
den – insbesondere der vor Ort ansässigen Kioskbetreiber 
– einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer 
weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann 
die Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutz­
maßnahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ 
getroffen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetrei­
ber, sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbe­
treibende. Ein unzumutbares Sonderopfer wird den Kiosk­
betreibern daher durch das Verbot des Außer-Haus-Ver­
kaufs alkoholischer Getränke nicht abverlangt. Durch die 
Anpassung des zeitlichen Rahmens dürften die Folgen für 
die Kioskbetreiber geschmälert werden.

Das Bezirksamt Altona erkennt an, dass es sich bei den 
von der Allgemeinverfügung Betroffenen möglicherweise 
nicht um unmittelbare Störer handelt, wobei die einschlä­
gige Rechtsprechung durchaus in Betracht zieht, die von 
einer solchen Allgemeinverfügung Betroffenen als Störer 
im Sinne des Gefahrenabwehrrechts anzusehen (siehe VGH 
München, Beschluss vom 13. August 2020, Az.: 20 Cs 
20.1821 Rdnr. 36 ff.). Jedenfalls haben die Wochenenden 
Ende Juni und Juli 2020 vor dem erstmaligen Erlass von 
Alkoholverkaufsverboten per Allgemeinverfügung bzw. die 
von der Polizei Hamburg gewonnenen Erkenntnisse 
gezeigt, dass eine direkte Ansprache der Störer nicht geeig­
net ist, um die epidemiologisch gebotene Einhaltung der 
Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie 
der allgemeinen Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich 
konnte die Polizei Hamburg immer nur für die Auflösung 
rechtswidriger Zustände sorgen, das Entstehen der Gefah­
renlage aber selbst nicht verhindern. Nach der Einschät­
zung des Bezirksamts Altona kann leider noch nicht von 
einem verantwortungsbewussten Verhalten der Besucherin­
nen und Besucher ausgegangen werden, sodass ein behörd­
liches Tätigwerden weiterhin notwendig ist. Dies wird 
dadurch deutlich, dass auch an den vergangenen Wochen­
enden weiterhin Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO geahndet, Partys aufgelöst und Betriebe 
geschlossen werden mussten. Die positiven Wirkungen 
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hingegen, die an den vergangenen Wochenenden ebenfalls 
festzustellen waren, gingen bei einem Verzicht auf ein 
erneutes Alkoholverkaufsverbot mit hoher Wahrscheinlich-
keit verloren, weil die Bevölkerung ein unzutreffendes Sig-
nal der Sorglosigkeit erhielte. Die ohnehin hohe Anzahl an 
Besucherinnen und Besuchern an gewöhnlichen Wochen-
endtagen macht die verlässliche Einhaltung der HmbSARS-
CoV-2-Ein däm mungsVO im öffentlichen Raum noch 
dringlicher. Vor dem Hintergrund des weiterhin bestehen-
den hohen Infektionsrisikos, des aktuellen Anstiegs der 
Neuinfektionszahlen und im Sinne einer effektiven Gefah-
renabwehr sind daher weiterhin Maßnahmen zu ergreifen, 
die sich auch gegen Nichtstörer richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 1, 1. Alternative 
(Gefahr in Verzug) und Nr. 4, Alt. 1 (Erlass einer Allgemein-
verfügung) HmbVwVfG abgesehen. Die Gebotenheit der 
sofortigen Entscheidung ergibt sich im vorliegenden Fall 
aus der kurzfristigen Aktualisierung der Gefahrenprognose 
für die anstehenden Wochenenden. Aufgrund der gegen-
wärtigen Situation kann seitens des Bezirksamts Altona 
nicht ausgeschlossen werden, dass es durch die zu erwarten-
den Menschenansammlungen sowie den Alkoholkonsum 
zu erheblichen Gesundheitsgefahren für die anwesenden 
Bürgerinnen und Bürger durch eine hohe Krankheitsüber-
tragungsrate des Coronavirus SARS-CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 

Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Die Situ-
ation ist vorliegend gegeben. Das Verbot des Außer-Haus-
Verkaufs alkoholischer Getränke wird für die beiden 
Wochenenden angeordnet. Eine etwaige Bekanntmachung 
der Allgemeinverfügung im Amtlichen Anzeiger würde 
aber voraussichtlich erst so spät erfolgen, dass die Allge-
meinverfügung teilweise keine Wirksamkeit mehr entfalten 
kann.

Die Allgemeinverfügung wurde am 15. Oktober 2020 auf 
der Internetseite des Bezirksamtes Altona unter https://
www.hamburg.de/altona zugänglich gemacht und wird 
somit am 16. Oktober 2020 wirksam.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4  
Satz 4 HmbVwVfG im Foyer des Bezirksamts Altona, Platz 
der Republik 1, 22765 Hamburg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, 
Platz der Republik 1, 22765 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 e geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Altona die Polizei Hamburg ersucht, im Wege 
der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

i. V. Buchholz
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Neustadt

St. Pauli

Steinwerder

Altona-Altstadt

Sternschanze

Altona-Nord

Eimsbüttel
Rotherbaum

°
 Bezirk Altona - Alkohol Außer-Haus-Verkaufsverbot *

0 100 20050 m

Maßstab 1:10.000

Erstellt am: 20.08.2020
Herausgeber: Bezirksamt Altona
Kartengrundlage: FHH, Landesbetrieb Geoinformation
und Vermessung

Eine Weiterverbreitung der dargestellten Daten unterliegt der
Zustimmung des Bezirksamtes Altona.

Geltungsbereich Außer-Haus-
Verkaufsverbot alkoholischer
Getränke

* Anlage zur Allgemeinverfügung des Bezirksamtes Altona zum Verbot
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke
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Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Brachland –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach §  6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegene Wegefläche Brachland (Flur­
stück 2712 [1981 m²]), von Immenschuur bis Langfeld ver­
laufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr 
gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2172

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Alsterhang –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach §  6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Ohl­
stedt, Ortsteil 523, belegenen Wegeflächen Alsterhang 
(Flurstücke 1217 [613 m²] und 309 [1067 m²]), von Diestel­
straße bis Haselknick verlaufend, mit sofortiger Wirkung 
dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die Widmung für den Verbindungsweg am Ende der 
Kehre wird auf den allgemeinen Fußgängerverkehr 
beschränkt.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierte Bereiche), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 5. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2172

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Alversloweg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach §  6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegene Wegefläche Alversloweg (Flur­
stück 2256 [3714 m²]), von Lerchenberg bis Ahrensburger 
Weg verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen 
Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 5. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2172

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Emekesweg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach §  6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Poppen­
büttel, Ortsteil 519, belegene Wegefläche Emekesweg (Flur­
stück 2073 teilweise), von Alte Landstraße bis Beim Kugel­
wechsel verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemei­
nen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
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zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 5. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2172

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Ahrensburger Stieg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach §  6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegene Wegefläche Ahrensburger Stieg 
(Flurstück 2257 [4571 m²]), von Im Sorenfelde bis Ahrens­
burger Weg verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allge­
meinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2173

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Ellerbrookswisch –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach §  6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Ohl­
stedt, Ortsteil 523, belegene Wegefläche Ellerbrookswisch 
(Flurstück 2044 teilweise), von Ohlstedter Straße bis Krüm­
melsdiek verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemei­
nen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 

Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2173

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Am Hohen Hause –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach §  6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung 
Tonndorf, Ortsteil 513, belegene Wegefläche Am Hohen 
Hause (Flurstück 2051 [3424 m²]), von der Walddörfer­
straße abzweigend, etwa 130 m östlich verlaufend, sowie die 
nach Süden abzweigende Stichstraße, die in einer Kehre 
endet, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr 
gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2173

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Am Eichenrehmen –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegene Wegefläche Am Eichenrehmen 
(Flurstück 2441 [5620 m²]), von Buchenkamp bis Eulen­
krugstraße verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allge­
meinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
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stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2173

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Alsterhöhe –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Wohl­
dorf, Ortsteil 523, belegene Wegefläche Alsterhöhe (Flur­
stück 77 [1713 m²]), vom Alsterblick abzweigend und in 
einem Wendehammer endend, mit sofortiger Wirkung dem 
allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2174

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Achtern Hoff –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegene Wegefläche Achtern Hoff (Flur­
stück 1776 [793 m²]), von Mellenbergweg abzweigend und 
in einer Kehre endend, mit sofortiger Wirkung dem allge­
meinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2174

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Amalie-Sieveking-Weg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegene Wegefläche Amalie-Sie­
veking-Weg (Flurstück 36 teilweise), von Haselkamp bis 
Farmsener Landstraße verlaufend, mit sofortiger Wirkung 
dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die Widmung für den Verbindungsweg am Kehrenende 
bis zur Farmsener Landstraße verlaufend wird auf den all­
gemeinen Fußgänger- und Radfahrverkehr beschränkt.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 8. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2174

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Kienholt –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bram­
feld, Ortsteil 515, belegene Wegefläche Kienholt (Flurstück 
386 [4977 m²]), von Quittenweg bis Pezolddamm verlau­
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fend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr 
gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegen für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 8. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2174

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Farkenwisch –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Duven­
stedt, Ortsteil 522, belegene Wegefläche Farkenwisch (Flur­
stück 1330 [1583 m²]), vom Duvenstedter Damm abzwei­
gend und in einem Wendehammer endend, mit sofortiger 
Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 8. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2175

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Ellerneck –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkungen 

Alt-Rahlstedt und Tonndorf, Ortsteil 513, belegenen Wege­
flächen Ellerneck (Flurstücke 1118 [7958 m²] und 1083 
teilweise), von Rahlstedter Straße bis Köpenicker Straße 
verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Ver­
kehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
chen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 8. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2175

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Kirchenheide –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Berg­
stedt, Ortsteil 524, belegenen Wegeflächen Kirchenheide 
(Flurstücke 1353 [3638 m²] und 3169 [11 m²]), von der 
Bergstedter Kirchenstraße abzweigend und bis Haus Num­
mer 28 verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemei­
nen Verkehr gewidmet.

Die Widmung des Wohnweges ab Haus Nummer 27 
wird auf den allgemeinen Fußgänger- und Radfahrverkehr 
beschränkt.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierte Bereiche), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst­
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein­
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 8. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2175
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Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Buckhorn –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegenen Wegeflächen Buckhorn (Flur­
stücke 883 teilweise und 1098 [1456 m²]), von Schmalenre­
men bis Volksdorfer Damm verlaufend, mit sofortiger Wir­
kung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
chen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 28. September 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2176

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Bullskamp –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Farm­
sen, Ortsteil 514, belegenen Wegeflächen Bullskamp (Flur­
stücke 465 [3065 m²] und 463 [4252 m²]), von Barenkrug bis 
Pulverhofsweg und weiter bis Rahlstedter Weg verlaufend, 
mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewid­
met.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus den Lageplänen (gelb markierte Bereiche), die 
Bestandteil dieser Verfügung sind.

Die Pläne über den Verlauf der oben genannten Wegeflä­
chen liegen für die Dauer eines Monats während der 
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes 
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes 
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Ham­
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun­
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage­
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek 
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 2. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2176

Widmung von Wegeflächen 
im Bezirk Wandsbek 

– Gussau –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände­
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks­
dorf, Ortsteil 525, belegenen Wegeflächen Gussau (Flurstü­
cke 886 [12770 m²] und 7992 [6132 m²]), von Vörn Barkholt 
bis Auf den Wöörden und von Birkenredder bis Moorbek­
weg verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen 
Verkehr gewidmet.

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb­
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen werden die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Volksdorf, Ortsteil 525, belegenen 
Verbreiterungsflächen Gussau (Flurstück 7921 teilweise), 
zwischen Auf den Wöörden und Birkenredder liegend, mit 
sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli­
chen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, einge­
sehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 2176

Sechste Änderung 
der Grundordnung der Hochschule 
für Musik und Theater Hamburg

Vom 10. Juni 2020

Der Hochschulrat der Hochschule für Musik und Thea­
ter Hamburg hat am 6. Oktober 2020 gemäß § 84 Absatz 1 
Nummer 3 des Hamburgischen Hochschulgesetzes 
(HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171), zuletzt 
geändert am 26. Juni 2020 (HmbGVBl. S. 380, 382), die 
nachstehende vom Hochschulsenat am 10. Juni 2020 gemäß 
§ 85 Absatz 1 Nummer 1 HmbHG beschlossene sechste 
Änderung der Grundordnung der Hochschule für Musik 
und Theater Hamburg vom 9. und 22. November 2005, 
zuletzt geändert am 14. November 2018, genehmigt:

§ 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1.	 das Studiendekanat I – (Alte Musik, Bläser, Dirigieren, 
Kammermusik, Korrepetition, Streicher)“.

§ 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4.	 das Studiendekanat IV – (Gitarre, Harfe, Schlagzeug, 
Jazz, Kirchenmusik und Orgel, Klavier, Komposition, 
Multimedia, Musiktheorie)“.
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§ 11 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Studiendekaninnen bzw. Studiendekane der Studien-

dekanate I, III und IV sowie die KMM-Institutsleiterin 
bzw. der Institutsleiter werden vom Präsidium ausgewählt.“

Die Änderungen treten am 1. Oktober 2020 in Kraft.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Hochschule für Musik und Theater Hamburg
Amtl. Anz. S. 2176

Kraftloserklärung 
einer Genehmigungsurkunde 

gemäß § 17 Absatz 5 des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG)
Die am 4. Mai 2015 nach Artikel 4 der VO (EG) 

Nr. 1073/2009 ausgestellte Gemeinschaftslizenz Nummer 
D-01-014-P-0027 sowie die am 4. Mai 2015 ausgestellten 
beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz Nummern 
D-01-014-P-0027-0001 bis D-01-014-P-0027-0023, D-01-
014-P-0027-0027, D-01-014-P-0027-0028, D-01-014-P-0027- 

0030 bis D-01-014-P-0027-0035, D-01-014-P-0027-0037, 
D-01-014-P-0027-0039, D-01-014-P-0027-0044 bis D-01-
014-P-0027-0058, D-01-014-P-0027-0060 und D-01-014- 
P-0027-0062 bis D-01-014-P-0027-0070, ausgestellt auf die 
Autokraft GmbH, Hamburger Chaussee 10, 24114 Kiel, 
werden für kraftlos erklärt, weil sie verloren wurden (§ 17 
Absatz 5 PBefG).

Die Gebühren und Auslagen für die Kraftloserklärung 
hat der Unternehmer zu tragen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Veröffentlichung Widerspruch erhoben werden bei 
der Behörde für Verkehr und Mobilitätswende, Rechtsabtei-
lung, Referat Verkehrsgewerbeaufsicht, Sachgebiet Aufsicht 
und Genehmigungen, Omnibusverkehr, Raum D.0.020, 
Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg.

Hamburg, den 15. Oktober 2020

Die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende
– Amt A – Rechtsabteilung –

– Referat Verkehrsgewerbeaufsicht –
Amtl. Anz. S. 2177
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Öffentliche Ausschreibung
a) FHH, Bezirksamt Wandsbek;  

Management des öffentlichen Raumes 
Postfach 702141, 22021 Hamburg 
E-Mail: submission-vob@altona.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)
Vergabenummer: A/D4G2 – 17//2020

c) Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

d) Ausführung von Bauleistungen
e) Veloroute 7, Abschnitt W27 

Rahlstedter Bahnhofstraße – 22143 Hamburg 
f) Straßenbauarbeiten

–  Fahrbahnbefestigung aus Asphalttragschicht: ca. 
2300 m² 

–  Fahrbahnbefestigung aus Asphaltbinderschicht: ca. 
2300 m² 

–  Fahrbahnbefestigung aus Asphaltdeckschicht: ca. 
2650 m²

–  Bushalteflächen in Betonbauweise : ca. 280 m²
–  Nebenflächenbefestigung aus Betonsteinmaterial: 

ca. 2230 m²
–  Randeinfassung/Bordkanten aus Naturstein: ca. 

420 m
–  Randeinfassung/Bordkanten aus Beton: ca. 720 m
–  Straßenentwässerungskanal PP bzw. Beton DN 250 

bzw. DN 300: ca. 200 m
–  Sielschächte Beton u. Mauerwerk: 8 St.
–  Sedimentationsreinigungsanlage DN 600: ca. 2 x 

12 m
–  Straßenentwässerung (Straßenabläufe mit Anschluss- 

Leitungen): 24 St.
g) Entfällt
h) Aufteilung in Lose:  nein
i) Beginn der Ausführung (sofern möglich):  

 1. Quartal 2021
Fertigstellung oder Dauer der Ausführung:  
Oktober 2021

j) Nebenangebote sind nicht zugelassen.
k) Bezirksamt Altona, Submission, Erdgeschoss,  

Zimmer 2, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg 
E-Fax: 040/4279-02699  
E-Mail: submission-vob@altona.hamburg.de
Verkauf und Einsichtnahme: 22. Oktober 2020 bis 4. 
November 2020, dienstags bis donnerstags von 9.00 
Uhr bis 12.00 Uhr
Kosten für die Übersendung von  
Vergabeunterlagen in Papierform:  
Höhe der Kosten: 51,– Euro  
Zahlungsweise: Banküberweisung  
Empfänger: Kasse.Hamburg – Bezirksamt Altona 
IBAN: DE54 2000 0000 0020 0015 82  
BIC: MARKDEF1200 
Geldinstitut: Bundesbank 
Verwendungszweck: 238400 0005801 
A/D4 G2 – 17/2020 (unbedingt angeben)

Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 
wenn

– der Verwendungszweck auf dem Überweisungsträ-
ger angegeben ist,

– gleichzeitig mit der Überweisung eine Anforderung 
von Unterlagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe 
der vollständigen Firmenadresse) bei der unter lit. 
k) genannten Stelle erfolgt ist, und

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge-
gangen ist. Das eingezahlte Entgelt wird nicht 
erstattet.

l) Entfällt

m)  Die Angebote können bis zum 19. November 2020 um 
11.00 Uhr eingereicht werden.

n) Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 
ggf. elektronisch zu übermitteln) sind:

FHH, Bezirksamt Altona,  
Submissionsstelle, Erdgeschoss, Zimmer 2,  
Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg

o)  Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

p) Ablauf der Angebotsfrist am 19. November um 11.00 
Uhr. Öffnungstermin an der Anschrift der lit. o) am  
19. November um 11.00 Uhr.

Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten anwesend sein.

q) Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

r) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

s) Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss sein eine gesamtschuldnerisch haf-
tende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Ver-
treter.

t) Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach-
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Ange-
bot unterschrieben vorzulegen.

u)  Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt Aufforderung Angebotsabgabe bzw. im 
eVergabesystem „eVa“ der Anlage zur Information der 
Ausschreibung) zu entnehmen.

v)  Die Bindefrist endet am 18. Dezember 2020 um 24.00 
Uhr.

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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w)	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A):  
Bezirksamt Wandsbek,  
Der Dezernent für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, 
Schloßgarten 9, 22041 Hamburg,  
Telefax: 040 / 4 27 90 - 55 67

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Das Bezirksamt Altona 1108

Öffentliche Ausschreibung
a)	 FHH, Bezirksamt Wandsbek;  

Management des öffentlichen Raumes 
Postfach 702141, 22021 Hamburg 
E-Mail: submission-vob@altona.hamburg.de 

b)	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver­
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)
Vergabenummer: A/D4G2 – 16/2020

c)	 Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen
e)	 Veloroute 5, Abschnitt W06.3 

Bramfelder Chaussee, Saseler Chaussee – 
Nebenflächen  

f)	 Straßenbauarbeiten
– � Erneuerung der Nebenflächenbefestigung aus Beton­

steinmaterial: ca. 2070 m²
– � Bordsteine aus Granit setzen: ca. 310 m
– � teilweise Erneuerung der Straßenentwässerung 

(Straßenabläufe mit Anschl.Ltg.): 22 St
– � Fahrbahn/ Haltestellen Beton herstellen: 310 m²

g)	 Entfällt
h)	 Aufteilung in Lose:  nein
i)	 Beginn der Ausführung (sofern möglich):  

6. April 2021
Fertigstellung oder Dauer der Ausführung:  
18. Juni 2021

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.
k)	 Bezirksamt Altona, Submission, Erdgeschoss,  

Zimmer 2, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg 
E-Fax: 040/4279-02699  
E-Mail: submission-vob@altona.hamburg.de
Verkauf und Einsichtnahme: 22. Oktober 2020 bis 4. 
November 2020, dienstags bis donnerstags von 9.00 
Uhr bis 12.00 Uhr
Kosten für die Übersendung von  
Vergabeunterlagen in Papierform:  
Höhe der Kosten: 38,– Euro  
Zahlungsweise: Banküberweisung  
Empfänger: Kasse.Hamburg – Bezirksamt Altona 
IBAN: DE54 2000 0000 0020 0015 82  
BIC: MARKDEF1200 
Geldinstitut: Bundesbank 
Verwendungszweck:  238400 0005801 
A/D4 G2 – 16/2020 (unbedingt angeben)
Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 
wenn
–	 der Verwendungszweck auf dem Überweisungsträ­

ger angegeben ist,
–	 gleichzeitig mit der Überweisung eine Anforderung 

von Unterlagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe 
der vollständigen Firmenadresse) bei der unter lit. 
k) genannten Stelle erfolgt ist, und

–	 das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge­
gangen ist. Das eingezahlte Entgelt wird nicht 
erstattet.

l)	 Entfällt

m) 	 Die Angebote können bis zum 18. November 2020 um 
11.00 Uhr eingereicht werden.

n)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 
ggf. elektronisch zu übermitteln) sind:

FHH, Bezirksamt Altona,  
Submissionsstelle, Erdgeschoss, Zimmer 2,  
Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg

o) 	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

p)	 Ablauf der Angebotsfrist am 18. November um 11.00 
Uhr. Öffnungstermin an der Anschrift der lit. o) am  
18. November um 11.00 Uhr.

Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten anwesend sein.

q)	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

r)	 Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

s)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf­
tragserteilung muss sein eine gesamtschuldnerisch haf­
tende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Ver­
treter.

t)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs­
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach­
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga­
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei­
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä­
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Ange­
bot unterschrieben vorzulegen.

u) 	 Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt Aufforderung Angebotsabgabe bzw. im 
eVergabesystem „eVa“ der Anlage zur Information der 
Ausschreibung) zu entnehmen.

v) 	 Die Bindefrist endet am 17. Dezember 2020 um 24.00 
Uhr.

w)	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A):  
Bezirksamt Wandsbek,  
Der Dezernent für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, 
Schloßgarten 9, 22041 Hamburg,  
Telefax: 040 / 4 27 90 - 55 67

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Das Bezirksamt Altona 1109

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 205-20 IE
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Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Außenanlagen und Siele, 
Saseler Weg 30 in 22359 Hamburg
Bauauftrag: Garten- und Landschaftsbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 142.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2021; Fertigstellung: ca. August 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1110

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 231-20 CR
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Klassenhaus mit Gymnastikhalle, 
Mendelssohnstraße 86 in 22761 Hamburg
Bauauftrag: Erdbarbeiten
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 321.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2021; Fertigstellung: Mai 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 

Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1111

Offenes Verfahren

1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab­
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen­
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Finanzbehörde Hamburg 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
Telefon: +49/40/4 28 23 - 13 86 
Telefax:  +49/40/4 27 31 - 06 86 
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Glas- und Gebäudereinigung im Heisenberg-Gym­
nasium, Triftstr. 34, 21075 Hamburg, für die Zeit ab 
17. Mai 2021 bis auf weiteres

Ausgeschrieben wird die Glas- und Gebäudereinigung 
im Heisenberg-Gymnasium, Triftstr. 34, 21075 Ham­
burg, für die Zeit ab 17. Mai 2021 bis auf weiteres.

Bei dem Objekt handelt es sich um ein Schulgebäude 
mit einer Gesamtreinigungsfläche von 8.894 m² und 
einer Glasreinigungsfläche von 1.450 m² .

Ort der Leistungserbringung: 21075 Hamburg

6) 	 Entfällt
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7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8) 	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 17. Mai 2021 bis auf weiteres.

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=RfagQdGZGIM%253d  

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 26. November 2020 
10.00 Uhr, Bindefrist: 17. Mai 2021.

11) 	Entfällt

12) 	Entfällt

13) 	Entfällt

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018: Einfache 
Richtwertmethode   

Hamburg, den 8. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1112

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 204-20 JD

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Außenanlagen und Siele,  
Saseler Weg 30 in 22359 Hamburg

Bauauftrag: Sielsanierung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 240.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2021; Fertigstellung: ca. August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1113

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 212-20 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg

Bauauftrag: Dachdecker

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 26.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1114
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Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 213-20 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg

Bauauftrag: Tischler – Fenster

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 29.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
6. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1115

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 227-20 SW

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg

Bauauftrag: Lüftung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 15.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1116

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 228-20 SW
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg
Bauauftrag: Sanitär
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 75.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: März 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
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direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1117

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 230-20 SW
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg
Bauauftrag: Heizung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 28.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: März 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
10. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1118

Offenes Verfahren

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Durchführung von Lebenslagenberatungsleistungen 
nach § 16 a Nr. 3 SGB II

Die FHH – Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, 
Familie und Integration (Sozialbehörde) – als Auftrag­
geber (AG) beabsichtigt die Beauftragung von Dritten 
mit der Durchführung von psychosozialer Betreuung 
nach § 16 a Nr. 3 SGB II, im Nachfolgenden Lebensla­
genberatung genannt.

Bei den Angeboten der Lebenslagenberatung handelt 
es sich um kommunale Eingliederungsleistungen 
gemäß § 16 a Nr. 3 des Zweiten Buches Sozialgesetz­
buch (SGB II). Die kommunalen Eingliederungsleis­
tungen – zu denen neben der psychosozialen Betreuung 
auch die Betreuung minderjähriger oder behinderter 
Kinder oder die häusliche Pflege von Angehörigen, die 
Schuldnerberatung und die Suchtberatung zählen – 
haben zum Ziel, zur Verwirklichung einer ganzheitli­
chen und umfassenden Betreuung und Unterstützung 
bei der Eingliederung in Arbeit beizutragen. Die psy­
chosoziale Beratung und Betreuung soll verhindern, 
dass die Eingliederung von SGB II-Leistungsempfän­
ger*innen an Schwierigkeiten scheitert, die in der all­
gemeinen Lebensführung ihren Grund haben. Sie 
bereitet insoweit die Aufnahme einer Beschäftigung 
oder weiterführender arbeitsmarktpolitischer Maßnah­
men vor.

Die Lebenslagenberatung zielt auf die Bearbeitung, die 
Unterstützung, die Bewältigung und den Abbau von 
psychosozialen Problemlagen, die die Vermittlung in 
Arbeit behindern und die nicht auf einem diagnosti­
zierten Krankheitsbild beruhen. Die Grenzen der psy­
chosozialen Betreuung zum psychiatrischen und medi­
zinischen Bereich auf der einen Seite und zur sozialpä­
dagogischen und sozialen Arbeit auf der anderen Seite 
sind fließend.

Daneben umfasst die Lebenslagenberatung alle koordi­
nierten Maßnahmen im Rahmen einer professionellen 
Beratung der einzelnen Person, die zur psychischen 
und sozialen Stabilisierung dienen. Die Bewältigung 
der komplexen Problemlage, der Abbau oder die Ver­
ringerung von Vermittlungshemmnissen sind wichtige 
Voraussetzungen, um das mit der Beratung verknüpfte 
Ziel einer Wiederherstellung der Vermittlungsfähigkeit 
direkt in den Arbeitsmarkt oder zumindest einer Befä­
higung zur Teilnahme an weiterführenden Maßnah­
men zur beruflichen Eingliederung zu erreichen.
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Die AG überträgt dem AN die Durchführung der 
Lebenslagenberatung im Sinne des § 16 a Nr. 3 SGB II 
.V.m. § 1 SGB I.
Ort der Leistungserbringung: 20354 Hamburg

6) 	 ggf. Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung 
(§ 22 UVgO):
Angebote können abgegeben werden für
Los-Nr. 1: Losname Psychosoziale Beratung im Süden 
Hamburgs (südlich der Elbe, dort in den Bezirken Har­
burg oder Mitte)
Beschreibung Los 1 umfasst die psychosoziale Bera­
tung für die Zielgruppe im Süden Hamburgs (südlich 
der Elbe, dort in den Bezirken Harburg oder Mitte). 
Die Betreuung nach § 16 a Nr. 3 SGB II soll grundsätz­
lich Hamburger SGB II-Leistungsempfänger*innen 
(U25 und Ü25) vorbehalten sein, deren Teilnahme an 
weiterführenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
oder Aufnahme einer Beschäftigung an Gründen schei­
tert, die in der allgemeinen Lebensführung begründet 
sind. Solche Gründe können ins-besondere sein:
• Probleme in der Wohnsituation
• Probleme im familiären Umfeld
• �Probleme im Umgang mit Stress und Belastungssitu­

ationen
• Gesundheitliche Einschränkungen
Jugendliche, denen absehbar SGB II-Leistungsbezug 
droht, Selbstständige, die regelhaft monatsweise im 
Leistungsbezug sind, oder Arbeitslose im Rechtskreis 
SGB III, die vor dem absehbaren Übergang in den 
Rechtskreis SGB II in Lebenskrisen geraten, sind eben­
falls Be-standteil der Zielgruppe. Desgleichen soll ein 
Übergang aus dem SGB II in das SGB XII nicht zu 
einem Abbruch einer begonnenen und noch nicht 
abgeschlossenen Beratung führen (sog. Randgruppen 
SGB II).
Die Angehörigen der Zielgruppe können zwischen den 
geförderten Lebenslagenberatungsstellen innerhalb 
Hamburg (unabhängig vom Wohnort) frei wählen.
Los-Nr. 2: Losname Psychosoziale Beratung für die 
Zielgruppe im Nordosten Hamburgs (Bezirke Wands­
bek oder Nord)
Beschreibung Los 2 umfasst die psychosoziale Bera­
tung für die Zielgruppe im Nordosten Hamburgs 
(Bezirke Wandsbek oder Nord) mit zusätzlichen Leis­
tungsanforderungen der Beratung von wohnungslosen 
Menschen in öffentlich-rechtlicher Unterbringung . 
Die Betreuung nach § 16 a Nr. 3 SGB II soll grundsätz­
lich Hamburger SGB II-Leistungsempfänger*innen 
(U25 und Ü25) vorbehalten sein, deren Teilnahme an 
weiterführenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
oder Aufnahme einer Beschäftigung an Gründen schei­
tert, die in der allgemeinen Lebensführung begründet 
sind. Solche Gründe können insbesondere sein:
• Probleme in der Wohnsituation
• Probleme im familiären Umfeld
• �Probleme im Umgang mit Stress und Belastungssitu­

ationen
• Gesundheitliche Einschränkungen
Jugendliche, denen absehbar SGB II-Leistungsbezug 
droht, Selbstständige, die regelhaft monatsweise im 
Leistungsbezug sind, oder Arbeitslose im Rechtskreis 
SGB III, die vor dem absehbaren Übergang in den 
Rechtskreis SGB II in Lebenskrisen geraten, sind eben­
falls Be-standteil der Zielgruppe. Desgleichen soll ein 

Übergang aus dem SGB II in das SGB XII nicht zu 
einem Abbruch einer begonnenen und noch nicht 
abgeschlossenen Beratung führen (sog. Randgruppen 
SGB II).

Die Angehörigen der Zielgruppe können zwischen den 
geförderten Lebenslagenberatungsstellen innerhalb 
Hamburg (unabhängig vom Wohnort) frei wählen.

Die Angebote der Lebenslagenberatung stehen allen 
o.g. beschriebenen Ratsuchenden offen. In Ergänzung 
hierzu verpflichtet sich der AN für Los 2 im Besonde­
ren zur psychosozialen Beratung von wohnungslosen 
Menschen in öffentlich-rechtlicher Unterbringung. 
Hierfür ist ein Konzept nötig, das die besonderen Pro­
blemlagen dieser Menschen berücksichtigt und 
adäquate, niedrigschwellige Angebote bereithält – u. a. 
aufsuchende Beratung, zielgruppenspezifische Anspra­
che (v.a. von Alleinstehenden zwischen 28 und 55 Jah­
ren), Netzwerkarbeit und Kooperationen.

Los-Nr. 3: Losname Psychosoziale Beratung für die 
Zielgruppe mit zusätzlichen Leistungsanforderungen 
der Beratung bei psychischen Krisensituationen

Beschreibung Los 3 umfasst die Psychosoziale Bera­
tung für die Zielgruppe mit zusätzlichen Leistungsan­
forderungen der Beratung bei psychischen Krisensitu­
ationen. Die Betreuung nach § 16 a Nr. 3 SGB II soll 
grundsätzlich Hamburger SGB II-Leistungsempfän­
ger*innen (U25 und Ü25) vorbehalten sein, deren Teil­
nahme an weiterführenden arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen oder Aufnahme einer Beschäftigung an 
Gründen scheitert, die in der allgemeinen Lebensfüh­
rung begründet sind. Solche Gründe können insbeson­
dere sein:

• Probleme in der Wohnsituation

• Probleme im familiären Umfeld

• �Probleme im Umgang mit Stress und Belastungssitu­
ationen

• Gesundheitliche Einschränkungen

Jugendliche, denen absehbar SGB II-Leistungsbezug 
droht, Selbstständige, die regelhaft monatsweise im 
Leistungsbezug sind, oder Arbeitslose im Rechtskreis 
SGB III, die vor dem absehbaren Übergang in den 
Rechtskreis SGB II in Lebenskrisen geraten, sind eben­
falls Be-standteil der Zielgruppe. Desgleichen soll ein 
Übergang aus dem SGB II in das SGB XII nicht zu 
einem Abbruch einer begonnenen und noch nicht 
abgeschlossenen Beratung führen (sog. Randgruppen 
SGB II).

Die Angehörigen der Zielgruppe können zwischen den 
geförderten Lebenslagenberatungsstellen innerhalb 
Hamburg (unabhängig vom Wohnort) frei wählen.

Jeder Bieter kann auf beliebig viele Lose bieten. Es 
wird nur maximal ein Los an einen Bieter vergeben. 
Die Vergabestelle wählt für den Fall, dass ein Bieter auf 
mehr als ein Los das wirtschaftlichste Angebot abgege­
ben hat, unter den möglichen Konstellationen die für 
die FHH wirtschaftlichste Konstellation anhand der 
unter Ziffer 14 aufgeführten Kriterien. Der Zuschlag 
wird ggf. auf das nächstwirtschaftlichere Angebot 
erteilt.

Die Vergabestelle behält sich vor, dass mehr als ein Los 
an einen Bieter vergeben werden kann, sofern nicht 
ausreichend bedingungsgemäße Angebote vorliegen.

7) 	 ggf. Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen.
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8) 	 etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. März 2021 bis 31. Dezember 2023

Es besteht nach dem 31. Dezember 2023 die Option 
einer einmaligen Verlängerung um weitere zwei Jahres 
bis längstens zum 31. Dezember 2025.

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=2L %252bIDmQrU6o %253d

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 9. November 2020, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 28. Februar 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung.

Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 35/65

Hamburg, den 12. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1119

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
(EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Unterstützende Öffentlichkeitsarbeit und Home­
page-Betreuung für den Europäischen Sozialfonds 
(ESF+) in der Förderperiode 2021-2027

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – Sozial­
behörde – als Auftraggeber (AG) beabsichtigt den 
Abschluss eines Vertrages über die unterstützende 
Öffentlichkeitsarbeit für den Europäischen Sozialfonds 
(ESF+) in der Förderperiode 2021-2027

Ort der Leistungserbringung: 22083 Hamburg

6) 	 Entfällt

7) 	 ggf. Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) 	 etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 3. Mai 2021 bis 31. Dezember 2024

Über den 31. Dezember 2024 hinaus besteht die einma­
lige Option um Verlängerung bis zum 31. Dezember 
2027. Der Vertragsbeginn ist voraussichtlich der 3. Mai 
2021, kann sich aufgrund des Verfahrensablaufs ggf. 
verschieben. Das Enddatum verschiebt sich dadurch 
nicht.

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü­
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=Msd %252fHXiWqDw %253d

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 9. November 2020, 
10.00 Uhr

11) 	Entfällt

12) 	Entfällt

13) 	Entfällt

14) 	Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung

Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 50/50

Hamburg, den 9. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1120

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 206-20 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Außenanlagen und Siele,  
Fahrenort 76 in 22547 Hamburg 

Bauauftrag: Sielsanierung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 147.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung;  
Fertigstellung: ca. April 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
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Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 13. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1121

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 214-20 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg 

Bauauftrag: Bodenbelag

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 85.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­

sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1122

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 215-20 PF
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg 
Bauauftrag: Trockenbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 128.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. März 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1123

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 217-20 PF
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg 
Bauauftrag: erweiterter Rohbau
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Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 105.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1124

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 229-20 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangsgebäude,  
Rispenweg 28 in 22547 Hamburg 

Bauauftrag: Elektro

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 86.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
11. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1125

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 213-20 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Sporthalle, Mensa und Klassenräume, 
Carl-Cohn-Straße 2 in 22297 Hamburg
Bauauftrag: Profilglasfassade
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 147.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2021; Fertigstellung: 
ca. November 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
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Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1126

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 235-20 IE
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Klassenhaus mit Gymnastikhalle, 
Mendelssohnstraße 86 in 22761 Hamburg
Bauauftrag: Rohbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.042.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2021; Fertigstellung: Oktober 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
17. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1127

Verhandlungsverfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VgV VV 094-20 PP
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neustrukturierung Campus Brekelbaums Park – 
Projektmanagementleistungen in Anlehnung an 
§ 2 + 3 AHO Heft Nr. 9
Leistung: Auf der Belegenheit soll ein neu strukturierter, 
zeitgemäßer und zukunftsfähiger Berufs- und Hoch­
schulcampus entstehen.
Es wird angestrebt, unter Einbindung des westlich benach­
barten Schulstandorts Anckelmannstraße 10, sowie der öst­
lich angrenzenden Beruflichen Schule Gesundheit Luft­
fahrt Technik (BS 10) samt Hamburg Center of Aviation 
Training (HCAT), Synergieeffekte aus einem gemeinsam 
gedachten Campus zu erzielen. So sollen etwa vor Ort auf 
dem Berufs- und Hochschulcampus bezahlbare Wohnun­
gen entstehen. Ebenfalls sollen die Mensa- und Veranstal­
tungsflächen wie auch die Zweifeld-Sporthalle allen in den 
Campus eingebundenen Schulen zur Verfügung stehen. 
Weiter ist vorgesehen, die Flächen dem Bezirk für externe 
Veranstaltungen bspw. auch von stadtteilbezogenen kultu­
rellen Initiativen, zur Verfügung zu stellen.
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.170.419,91 Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Vertragslaufzeit ca. 54 Monate
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
16. November 2020 um 14.00 Uhr
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen und die 
„Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zentralen Veröf­
fentlichungsplattform unter

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie 
auch in die elektronische Vergabe. Nach Registrierung im 
Bieterportal reichen Sie Ihre Bewerbung bitte rein elektro­
nisch ein. TEILNAHMEANTRÄGE UND ANGEBOTE 
KÖNNEN AUSSCHLIESSLICH ELEKTRONISCH 
ABGEGEBEN WERDEN.
Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
automatisch aus der elektronischen Vergabe, sofern Sie als 
Bewerber im Bieterportal registriert sind und als solcher 
angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen haben.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden Sie 
zudem auf der Homepage des Landesbetriebes SBH | Schul­
bau Hamburg unter: http://www.schulbau.hamburg/aus­
schreibungen/.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1128

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 210-20 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Sporthalle, Mensa und Klassenräume, 
Carl-Cohn-Straße 2 in 22297 Hamburg
Bauauftrag: Kunststofffenster
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Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 88.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2021; 
Fertigstellung: ca. Dezember 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1129

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 212-20 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Sporthalle, Mensa und Klassenräume, 
Carl-Cohn-Straße 2 in 22297 Hamburg

Bauauftrag: Dachabdichtung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 195.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2021; Fertigstellung: ca. März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1130

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 215-20 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Sporthalle, Mensa und Klassenräume, 
Carl-Cohn-Straße 2 in 22297 Hamburg

Bauauftrag: Aufzug

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 38.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2022; Fertigstellung: ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
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Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1131

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 216-20 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Sporthalle, Mensa und Klassenräume, 
Carl-Cohn-Straße 2 in 22297 Hamburg
Bauauftrag: Rohbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.321.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2021; Fertigstellung: 
ca. Dezember 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. November 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten 
Sie die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren 
nicht direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht 
unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch ein­
reichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1132

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 236-20 AS

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Außenanlagen der Geschwister-Scholl-STS 
und Haus der Jugend mit Dreifeldsporthalle, 
Glückstädter Weg 70-73 in 22549 Hamburg

Bauauftrag:: Garten- und Landschaftsbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.109.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2021, Fertigstellung ca. Juni 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 16. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1133

Offenes Verfahren

1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab­
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen­
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Finanzbehörde Hamburg 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
Telefon: +49/40/4 28 23 - 13 86 
Telefax:  +49/40/4 27 31 - 06 86 
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]
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3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)  Entfällt

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Gebäudereinigung in einem Polizeidienstgebäude, 
Überseering 35, 22297 Hamburg für die Zeit ab 1. Sep-
tember 2021 bis auf Weiteres

Ausgeschrieben wird die Gebäudereinigung in einem 
Polizeidienstgebäude, Überseering 35, 22297 Hamburg 
für die Zeit ab 1. September2021 bis auf Weiteres.

Bei dem Objekt handelt es sich um ein Dienstgebäude 
mit einer Gesamtreinigungsfläche von 11.569 m².

Ort der Leistungserbringung: 22297 Hamburg

6)  Entfällt

7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)  Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. November 2021 bis auf weiteres.

9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=G%252bVO1Ifkp0k%253d  

10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 4. Dezember 2020 10.00 
Uhr, Bindefrist: 1. September 2021.

11)  ggf. Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 
5 UVgO): 

 siehe Vergabeunterlagen

12)  Entfällt

13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

 siehe Vergabeunterlagen

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018: Einfache 
Richtwertmethode   

Hamburg, den 19. Oktober 2020

Die Finanzbehörde 1134

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 214-20 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Sporthalle, Mensa und Klassenräume, 
Carl-Cohn-Straße 2 in 22297 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 138.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Januar 2022; Fertigstellung: ca. Juni 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
13. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 19. Oktober 2020

Die Finanzbehörde
1135
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 033-20 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Erneuerung Eisbahn, Holstenwall 30 in 20355 Hamburg 

Bauauftrag: Asphaltsanierung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 495.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: ca. April 2021; Fertigstellung: ca. Juni 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
4. November 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh-hamburg.de/ausschreibungen/
bauausschreibungen.html

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 13. Oktober 2020

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1136

Gläubigeraufruf
Der Verein Street Workout Hamburg e.V. (Amts gericht 

Hamburg, VR 22323) mit Sitz in Hamburg, ist durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung am 14. Oktober 2019 
aufgelöst worden. Zu Liquidatoren wurden Herr Christo-
pher Siechau und Herr Sebastian Siechau, c/o Herr Christo-
pher Siechau,Ebner-Eschenbach-Weg 28, 21035 Hamburg, 
bestellt. Etwaige Gläubiger des Vereins werden gebeten, 
ihre Ansprüche bei dem Verein anzumelden.

Hamburg, den 17. März 2020

Die Liquidatoren 1137

Gläubigeraufruf
Der Verein Lebensgemeinschaft Alveshof e.V. mit Sitz 

in Hamburg, ist aufgelöst worden. Zu Liquidatoren wurden 
Herr Dieter Schöneberg, Schulweg 45 f, 22844 Norderstedt 
und Frau Dr. Anke Zeinecker, Heilwigstraße 94, 20249 
Hamburg, bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, ihre 
Ansprüche bei den Liquidatoren anzumelden.

Hamburg, den 7. August 2020

Die Liquidatoren 1138
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